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�1.  Einleitung und Problemstellung 

  

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit dem Thema des Stellenwertes und der Erklärungskraft spieltheoretischer Koalitionsmodelle für die Regierungsbildung in den Ländern der Weimarer Republik. Dieser Theorietest setzt eine Auswahl spieltheoretischer Ansätze zum Koalitionsverhalten politischer Akteure voraus, die im Anschluß an ihre kurze Vorstellung empirisch überprüft werden. Die angewandten Koalitionstheorien schließen sowohl die Theorien des "reinen Größenprinzips" (Minimal Winning� , Minimum Size� , Bargaining Propositions� ), die lediglich auf die Ressourcen der Akteure Bezug nehmen, als auch die "Policy" Theorien (Minimal Range, Closed Minimal Range, Connected Minimal Winning � ) ein. Daneben soll auch der zeitlich neueste und jüngste Theorieentwurf auf diesem Gebiet, die "Power Excess Theory" van Deemens � vorgestellt und getestet werden. Die "Policy Theorien" unterscheiden sich von den "Größen- oder Size Theorien" � im besonderen dadurch, daß sie die Politik-Positionen der verschiedenen Akteure berücksichtigen und eine mindestens ordinale Anordnung der Beteiligten verlangen. Die oben genannten Theorien des Minimal Winning, des Minimum Size, der Bargaining Propositions sowie die des Minimal Range, die Theorien der Verbundenheit und die Power Excess Theorie werden in Kapitel 2 ("Theorien der Koalitionsbildung") zunächst dargestellt. 

Das Hauptaugenmerk dieser Arbeit liegt somit im wesentlichen auf dem Gebiet der spiel�theoretischen Koalitionsmodellierung. Gleichwohl soll mit dieser Auswahl nicht unterstellt werden, daß allein spieltheoretische Koalitionstheorie ausreiche oder maßgeblich sei, das zu untersuchende Phänomen analytisch  hinreichend faßbar zu machen.

Die in dieser Arbeit in Kapitel 2 vorgestellten Koalitionstheorien werden im Kapitel 3 ("Empirischer Theorietest") auf die Regierungsbildung der Länder der Weimarer Republik angewendet und auf ihre Tauglichkeit hin überprüft. Die Vorhersagen der verschiedenen Theorien werden parallel zur Vorgehensweise de Swaans �mit den jeweils realisierten Regierungskoalitionen konfrontiert. Zum besseren Verständnis der Fallstudien werden die institutionellen Bedingungen, soweit sie Voraussetzung für die Regierungsbildung in den politischen Systemen der Länder der Weimarer Republik sind, dargestellt�. Dabei werden die einzelnen Länderstudien zunächst mit einem kurzen Kapitel über die wichtigsten Bestimmungen der Landesverfassungen eingeleitet. Mit dem Brückenschlag zwischen spieltheoretischer Koalitionstheorie und institutionellem Ansatz soll eine Verbindung dieser Bereiche umgesetzt werden, da sich beide Aspekte besonders für die vorliegende Analyse sinnvoll ergänzen.

An die Vorstellung der Fallstudien wird sich ein vergleichender Test der untersuchten Koalitionstheorien anschließen, der den Gehalt und den Prognoseerfolg sowie die Tauglichkeit der spieltheoretischen Koalitionsmodelle veranschaulichen soll. Zusammenfassung und Bewertung schließen  die Arbeit ab und versuchen zu einer neuartigen Bewertung und Einschätzung der Länder der Weimarer Republik ( und dort im besonderen des Parlamentarismus´ aus der Sicht der Akteure ) zu gelangen. Sie fassen die wesentlichen Ergebnisse der Analyse zusammen und werden sowohl auf Defizite als auch auf noch offene Fragen und Widersprüche, die durch den vergleichenden Theorietest entstanden sind, hinweisen. Schließlich sei darauf verwiesen, daß die spieltheoretischen Modelle zur Koalitionsforschung nicht die Bildung eines theoretischen Bezugsrahmens um seiner selbst Willen anstreben. Vielmehr ist es deren Ziel, eine möglichst sparsame, gehaltvolle, widerspruchsfreie und vollständige Erklärung sowie eine theoriegeleitete Beschreibung der Handlungen der Akteure und günstigstenfalls deren Prognose zu ermöglichen. Die spieltheoretischen Koalitionsmodelle sollen den Mechanismus aufzeigen und verständlich machen, der zum Zustandekommen von Koalitionen aus der Sicht der handelnden Akteure und somit zur Lösung von Koalitionsspielen führt.







�1.1. "Warum Weimar" - Anwendung spieltheoretischer Koalitionsmodelle auf die Regierungsbildung in den deutschen Ländern von 1919 - 1933



Die Epoche der Weimarer Republik von 1919-1933 ist bereits vielfach einer kritischen Bilanzierung und der Suche nach analytischen Neuansätzen zur Beurteilung unterzogen worden. Die kurze Zeitspanne dieser ersten deutschen Demokratie stand unter einer Vielzahl von Belastungsmomenten. Falter, Lindenberger und Schumann gelangen speziell zu der Einschätzung, daß ohne die Berücksichtigung des Parteiensystems und der Wahlentwicklung die nationalsozialistische Machtübernahme und der Zusammenbruch des Parlamentarismus´ der Weimarer Republik nicht zu begreifen sei�. Daneben wird oftmals die außenpolitische Konstellation und der verlorene Weltkrieg� als auch die Parteienzersplitterung und das Vorhandensein von Anti-System-Parteien für den Zusammenbruch der ersten deutschen Republik verantwortlich gemacht�. In vielen Arbeiten zur  Weimarer Republik richtet sich der Blick besonders stark auf die Reichsebene und dabei vor allem auf die Spätphase der Weimarer Republik zur Zeit der Wahlerfolge der NSDAP. Die vorliegende Arbeit macht den Versuch von der Reichsebene auf die Regierungsbildung in den Ländern der Weimarer Republik zwischen 1919 und 1933 zu schwenken. Sie beschäftigt sich mit der inneren Entwicklung der Länder der Weimarer Republik und soll Antworten auf die Frage geben, mit welchen Problemen der Parlamentarismus in den deutschen Ländern konfrontiert war. Dabei soll herausgearbeitet werden, ob die Parteien zur parlamentarischen Handlungsfähigkeit und zur Regierungsbildung in der Lage waren. Die Bereitschaft zur Übernahme von Regierungsverantwortung sowie des parlamentarischen Konsenses sind hierfür notwendige Grundvoraussetzungen. Die Bildung von parlamentarisch mehrheitsfähigen Regierungen war nur über den Weg von Koalitionskabinetten möglich. In diesem Zusammenhang ist die Frage zu stellen, ob und wie diese Art der Regierungsbildung in den deutschen Ländern, vor allem vor der Machtübernahme der NSDAP, funktioniert hat. Die Länder der Weimarer Republik bieten sich auch deshalb für diese Art der Vorgehensweise an, da der Prozeß der Regierungsbildung in den Ländern unter stark gleichartigen institutionellen Vorgaben stattfand. In allen Ländern war die Regierung vom Vertrauen der Legislative abhängig. 



Tabelle 1

Die Länder der Weimarer Republik



Anhalt  ��Baden��Bayern��Braunschweig��Bremen��Hamburg��Hessen��Lippe��Lübeck��Mecklenburg-Schwerin��Mecklenburg-Strelitz��Oldenburg��Preussen��Sachsen��Schaumburg-Lippe��Thüringen��Waldeck��Württemberg��

Es handelt sich bei den in Tabelle 1 aufgeführten Ländern um parlamentarische Systeme� (die Wahlbevölkerung wählte direkt die Abgeordneten in die Landtage; die Regierungen der Länder wurden von den Landtagen gewählt und konnten jederzeit auf dem verfassungsmäßigen Weg durch ein Mißtrauensvotum aus dem Amt gebracht werden), die sich besonders stark durch ihr polarisiertes Mehr- bzw. Vielparteiensystem auszeichneten. Alle Landesregierungen der Weimarer Republik bedurften zu ihrer Arbeit der mehrheitlichen Unterstützung der Landtage. Bis auf wenige Ausnahmen ist die Epoche der Weimarer Republik in den Ländern dadurch gekennzeichnet, daß diese parlamentarische Unterstützung stets auf der Basis von Koalitionen geleistet werden mußte. Die wenigen Situationen, in denen bereits eine Partei allein über die absolute Mandatsmehrheit verfügt hatte, können als Ausnahme angesehen werden. In den Ländern der Weimarer Republik waren also Koalitionen über den gesamten Beobachtungszeitraum notwendig, um die Landesregierungen bilden zu können. Aus der Menge der politischen Akteure mußten stets zur Wahl der Landesregierungen Koalitionen gebildet werden. Wir haben es mit Spielsituationen zu tun, die als gewichtete N-Personen Spiele mit Mehrheitsregel modelliert werden können. Innerhalb der Landtage der Weimarer Republik wurden die gesetzgeberischen Maßnahmen mit der absoluten Mehrheit auf den Weg gebracht. Lediglich verfassungsändernde Gesetze benötigten eine 2/3 Mehrheit zu ihrer Ausführung. Bestimmungen über besondere Arten der Gesetzgebungssperren wie zum Beispiel Vetos gab es nicht. 

Zur Analyse wurden zunächst alle "großen" Länder der Weimarer Republik, d.h. Länder mit dem größten Stimmengewicht im Reichsrat, ausgewählt. 



Tabelle 2

Die Stimmenverteilung der Länder der Weimarer Republik im Reichsrat

       Stimmen   Länder 

1�Anhalt��3�Baden ��7�Bayern��1�Braunschweig��1�Bremen��1�Hamburg��2�Hessen��1�Lippe��1�Lübeck��1�Mecklenburg-Schwerin��1�Mecklenburg-Strelitz��1�Oldenburg��22�Preussen��5�Sachsen��1�Schaumburg-Lippe��2�Thüringen��1�Waldeck��3�Württemberg��

Darüber hinaus wurde die Auswahl auf solche Länder ausgeweitet, die sich aufgrund ihrer Verfassungsbestimmungen deutlich von den übrigen Ländern der Weimarer Republik unterschieden. Auf die Darstellung und Analyse derjenigen Länder, die sich sowohl in ihrem Parteiensystem als auch in ihren Verfassungen sehr ähnlich waren, wurde hier verzichtet. Die Wahl fiel nicht deswegen auf die Länder der Weimarer Republik, weil ein  x-beliebiges Anwendungsgebiet für die Spieltheorie gesucht wurde, sondern begründet sich durch die besondere Bedeutung, die die Länder der Weimarer Republik für eine wissenschaftliche Analyse dieser Art haben. 

Wie oben bereits erwähnt handelte es sich um demokratische, parlamentarische Systeme. Die Wahl der Landesregierungen war frei von jeglicher Reglementierung. In Abgrenzung zur Reichsebene gab es in den Ländern der Weimarer Republik keine Institution oder Person, die den Prozeß der Regierungsbildung leitete oder durch Beauftragung regulierte, bzw. bestimmte Kandidaten für das Amt des Regierungschefs empfahl oder vorschlug. Gerade diese Kompetenz besaß auf Reichsebene der Präsident, der den Reichskanzler ernannte und auch entlassen konnte. In diesem Punkt unterscheiden sich die Länder besonders deutlich von der Reichsebene. Die Landtage mußten allein aus sich heraus die Regierungsbildung vornehmen. 

Die Anwendung der spieltheoretischen Koalitionsmodelle auf die Länder der Weimarer Republik erscheint daneben aus weiteren Gründen sinnvoll. Während die Reichsebene der Weimarer Republik in Monographien, Verfassungsgeschichten und Aggregatdatenanalysen� besonders reichhaltig dokumentiert und wissenschaftlich bearbeitet ist, finden sich für die Länder der Weimarer Republik wenig Entsprechungen dieses Typs. So liegt zum Beispiel keine systematische Analyse der Landtagswahlen der Weimarer Republik vor. Auf diesem Hintergrund ist die Dokumentation aller Landtagswahlergebnisse in dem Band von Falter, Lindenberger und Schumann nicht hoch genug einzuschätzen �.  Desweiteren fehlen streng an den Quellen orientierte Verfassungsgeschichten vieler Länder. Ebenfalls liegt keine Quellensammlung neueren Datums vor, die alle Landesverfassungen und Geschäftsordnungen der Landtage in "einem Stück" für die wissenschaftliche Lektüre zur Verfügung stellt. Ruthenbergs  Verfassungsgesetze des Deutschen Reichs und der deutschen Länder nach dem Stande vom 1. Februar 1926 aus dem Jahr 1926 bleibt somit die einzig greifbare Zusammenstellung der Landesverfassungen der Weimarer Republik. Ebenfalls fehlt eine tabellarische und vollständige Aufstellung aller Landesregierungen, Regierungschefs und Regierungskoalitionen der Länder der Weimarer Republik, die auf einen Blick den schnellen Einstieg in die Materie ermöglichen würde. Neben der Dokumentation der Landtagswahlergebnisse sowie der Regierungskoalitionen der Länder der Weimarer Republik  soll mit Hilfe der Spieltheorie in dieser Arbeit der Prozeß der Regierungsbildung aus der Sicht der Akteure beschrieben und analysiert werden. Die mathematische Spieltheorie eignet sich besonders gut zur Analyse solcher Situationen in denen mehrere Beteiligte gleichzeitig zwischen verschiedenen Handlungsalternativen wählen können und nicht wissen, wie sich die anderen Beteiligten verhalten werden. Entscheidungen finden unter Unsicherheit statt. Die Spieltheorie hilft hier durch sparsame Modellierung Phänomene wie Kooperation, Macht und Nutzen präzise operationalisierbar zu machen; besonders dort, wo ( wie im Falle der Regierungsbildung in den Ländern der Weimarer Republik) aus der Sicht der Handelnden die Motivation zur Regierungsbildung durch Koalitionsbildung erklärt werden soll.

An die Vorstellung der Fallstudien wird sich dann ein vergleichender Test der untersuchten Koalitionstheorien anschließen, der den Gehalt und den Prognoseerfolg sowie die Tauglichkeit ausgewählter spieltheoretischer Koalitionsmodelle veranschaulichen soll. Die Bewertung und der Ausblick fassen die wesentlichen Ergebnisse der Analyse zusammen und werden sowohl auf  Defizite als auch auf noch offene Fragen und Widersprüche, die durch den vergleichenden Theorietest entstanden sind hinweisen. 

Es sei noch einmal daran erinnert, daß die spieltheoretische Koalitionsmodellierung  eine möglichst sparsame und gehaltvolle Erklärung sowie eine theoriegeleitete  Beschreibung der Handlungen der Akteure und günstigstenfalls deren Prognose anstrebt. Dabei soll der Mechanismus aufgezeigt werden der zur Lösung von Koalitionsspielen führt. Spieltheoretische Koalitionsmodelle wollen die Gesetzmäßigkeiten nachzeichnen, die dem parlamentarischen Koalitionsbildungsprozeß zugrunde liegen; - oder einfach kurz formuliert - "Coalition is a fascinating process " �. 





1.2. Verknüpfung der institutionellen Vorgaben der Weimarer Reichsverfassung mit der Regierungsbildung in den Ländern  der Weimarer Republik

 

Aus dem Zusammenbruch der Monarchie im November 1918 ging die Weimarer Reichsverfassung (WRV) vom 14.August 1919 hervor. Das Deutsche Reich war gemäß Art. 1 (WRV ) eine Republik, in der die Staatsgewalt vom Volke ausging. Damit hatte man deutlich mit der monarchistischen Tradition der 1871er Reichsverfassung gebrochen. Neben der Betonung der nationalen Einheit zeigte die WRV einen sehr starken bundesstaatlichen Charakter. Die Staatsgewalt des Reiches wurde von derjenigen der "Länder der Weimarer Republik" unterschieden. Die Länder der Weimarer Republik besaßen eigene Staatsorgane, eigene Landtage, selbstgewählte Regierungen (bzw. Regierungskoalitionen) und eigene Zuständigkeiten auf dem Gebiet der Gesetzgebung. Besonders wichtig war die Tatsache, daß die Länder eigene Verfassungen hatten. Der Art. 17 (WRV) schränkte die Verfasssungsautonomie der Länder lediglich dahingehend ein, daß die Länder sich "freistaatliche" (also nicht-monarchische) Verfassungen zu geben hatten. Für die Länder galt neben dem Art. 17 (WRV) weiterhin der Grundsatz des Reichswahlgesetzes als verbindlich. Das Wahlrecht der Länder mußte den Bestimmungen der Reichsebene folgen. Daneben schrieb die WRV die Abhängigkeit der Landesregierungen vom Vertrauen der Landtage vor. Aus diesem Grund sind die Verfassungen der Länder der Weimarer Republik einander prinzipiell sehr ähnlich.Die Neugliederung der Länder der Weimarer Republik war in Art. 18 WRV für die Zukunft ermöglicht worden. Außer der Gründung des Landes Thüringen im Jahr 1920 und des Anschlusses Waldecks an Preussen im Jahr 1929 ist es jedoch zu keinerlei größeren territorialen Umgestaltung des Reiches und der Länder während der Weimarer Republik gekommen. 

Für den Fall, daß es zwischen Ländern sowie zwischen Reich und Ländern zu Streitigkeiten kam, konnte dies auf dem Weg des gerichtlichen Austrages beigelegt werden. Für solche Fälle war der beim Reichsgericht in Leipzig errichtete Staatsgerichtshof zuständig (Art. 108, WRV)�. Von besonderer Bedeutung für die Autonomie der Länder und deren Landesregierungen war jedoch die Bestimmung des Art. 48 (WRV), die Reichsexekution. Erfüllte ein Land die ihm gemäß der Reichsverfassung zustehenden Pflichten nicht, so konnte es vom Reichspräsidenten mit Hilfe der Reichsexekution dazu angehalten werden. 



	"Wenn ein Land die ihm nach der Reichsverfassung oder den Reichsgesetzen 	obliegenden Pflichten nicht erfüllt, kann der Reichspräsident es dazu mit Hilfe 	der bewaffneten Macht anhalten ( Art. 48, WRV) ".



Das Verfahren der Reichsexekution wurde insgesamt viermal angewendet. So wurden beispielsweise die linksorientierten Landesregierungen Thüringens und Sachsens im Zeitraum von 1920-1923 sowie 1932 im besonders spektakulären "Preussenschlag" die sozialdemokratisch geprägte Regierung Preussens abgesetzt. Dieses Verfahren macht bereits deutlich, wie groß der Einfluß des Reiches auf die Regierungsbildung in den  einzelnen Ländern werden konnte, besonders wenn sich in Reich und Ländern zur selben Zeit unterschiedliche Parteien in der Regierungskoalition befanden. Abgesehen von diesen "Sonderfällen" soll in Kapitel 3 dieser Arbeit eine theoriegeleitete Beschreibung und Analyse hauptsächlich den Blickpunkt auf die Regierungskoalitionen der Länder der Weimarer Republik richten und daneben die Frage beantworten helfen, wie sich die Verfassungsentwicklung der Länder der Weimarer Republik sowie deren Regierungskoalitionen unter dem Blickwinkel der spieltheoretischen Koalitionsmodellierung darstellt. Welche Entwicklung sich dabei für die Länder einstellt, bleibt abzuwarten. Auf Reichsebene kristallisierte sich die Idee der nicht-parlamentarischen Präsidialkabinette heraus, die vom Reichspräsident vollkommen abhängig waren. Er ernannte sie gemäß Art. 53 (WRV) und konnte sie auch wieder entlassen. Ihm war ebenfalls die Möglichkeit geboten mit Hilfe des Art. 48, Abs. 2 (WRV) ohne das Parlament zu regieren. Unter den 20 Reichsregierungen befanden sich lediglich acht Mehrheitskabinette. 

Welche Entwicklung die Länder der Weimarer Republik gegangen sind, deren Regierungen und Regierungskoalitionen vom Vertrauen der Landtage abhängig waren , soll mit Hilfe der vorliegenden Analyse untersucht und veranschaulicht werden.



�2. Theorien  der Koalitionsbildung 

2.1.1.  Der Koalitionsbegriff



Die Besonderheit von Mehr-Personen-Spielen gegenüber Zwei-Personen-Spielen liegt in der Möglichkeit der Koalitionsbildung. In Spielsituationen, in denen wenigstens drei Spieler handeln, ist es möglich Bündnisse ( = Koalitionen ) zu schließen , die sich gegen einen weiteren am Spiel beteiligten Akteur richten. Eine Menge K aus N kann eine Koalition bilden und einen weiteren am Spiel beteiligten Spieler {i} von der Gewinnverteilung eines Spieles ausschließen. Die Spieltheorie behandelt also strategische Entscheidungssituationen , in denen der Spielausgang 

    a) vom Verhalten mehrerer Spieler abhängig ist  und 

    b) die Entscheidungsträger sich der Interdependenz ihrer Handlungen bewußt sind �.

Desweiteren sei davon auszugehen, daß der Gewinn eines Spieles mit mehr als zwei Spielern (unter der Bedingung des Mehrheitsprinzips bei Entscheidungen) durch Koalitionsbildung gesucht wird. Grundlage ist hier die Gültigkeit der Bedingung der Superadditivität, d.h die Erkenntnis der Akteure darüber, daß sich Kooperation lohnt:

(1)                                       v  ( i �EINBETTEN Equation ����EINBETTEN Equation ��� j )   �EINBETTEN Equation ���   v ( i )  +  v ( j ) .

In Worten: Der Wert ( oder Gewinn ) v, den die Spieler i und j durch ihre Vereinigung gemeinsam erreichen, ist größer oder mindestens so groß wie der Wert, den sie durch die Summe ihres getrennten Handelns erreichen können. 

Ziel der spieltheoretischen Untersuchungen zum Koalitionsverhalten ist, das Zustandekommen von Koalitionen zu erklären, sowie weiterhin die Mechanismen aufzuzeigen, die zur Bildung , Erhaltung aber auch zum Zerfall von Koalitionen führen. 

Eine Koalition K sei jede beliebige Teilmenge des Ereignisraumes �EINBETTEN Equation ��� , die aus der Gesamtheit der Spieler i gebildet werden kann :

(2)                        K  �EINBETTEN Equation ���    mit i = 1, ........., n  und | K |  > = 1. 

Die Komplementärmenge -K zu einer solchen Koalition K ist diejenige Menge der Spieler des Koalitionsspieles, die sich nicht in K befinden :

(3)                                                      - K = N-K.

In der vorliegenden Arbeit haben wir es mit gewichteten N-Personen Spielen mit Mehrheitsregel zu tun. Diese Spielsituation läßt sich wiefolgt beschreiben: 

(4)                             [ m ; w1 , w2, w3, ...., wn ] für i = 1,2,3,....., n , 

wobei w i das Gewicht der einzelnen Akteure beschreibt und m das Mehrheitskriterium des Spieles. Das Mehrheitskriterium wollen wir zunächst mit �EINBETTEN Equation ���m >�EINBETTEN Equation ����EINBETTEN Equation ����EINBETTEN Equation ���annehmen.

Eine Gewinnkoalition S verfügt über ein Stimmengewicht , welches mindestens so groß oder größer als das m-Kriterium ist �. Die Komplementärmenge zu einer Gewinnkoalition S schreiben wir als -S. Eine Einerkoalition schreiben wir als {i}, die Nullkoalition oder Leere Menge als �EINBETTEN Equation ��� . Die "Große Koalition" aller Spieler, oder die Gesamtheit aller Spieler wird mit N gekennzeichnet. Jede echte Teilmenge aus N bezeichnen wir als Koalition. S und T beschreiben Gewinnkoalitionen. Wenn gilt  �EINBETTEN Equation ��� , dann wird die Subkoalition S / { i } als interne Opposition für i in S bezeichnet.

Eine Komplementärmenge zur Koalition S , d. h. die Menge aller Spieler die nicht in der Koalition S sind , geschrieben als  -S , bezeichnet die externe Opposition �.

 Das Mehrheitskriterium m (s.o.) bezeichnet das Minimum an Stimmengewicht  wi , in dem vorliegenden Fall handelt es sich um die Anzahl der Landtagsmandate der politischen Parteien der Länder der Weimarer Republik, das notwendig ist, um den Spielgewinn für eine Koalition zu sichern. Das Gewicht eines Akteurs bezeichnet seine Stärke im politischen Entscheidungsprozeß, d.h. seine Ressourceneinheiten im Koalitionsspiel. Für die vorliegende Arbeit  richtete sich  das m-Kriterium nach den institutionellen Vorgaben der Landesverfassungen zur Regierungsbildung :

(5)                                                     m > �EINBETTEN Equation ����EINBETTEN Equation ���                                        

Zur Wahl der Regierungen und des Regierungschefs sahen die Verfassungen der Länder der Weimarer Republik die absolute Mehrheit der Landtagsmandate vor. Koalitionen oder Akteure, deren Stimmengewicht mindestens so groß wie das  formulierte m-Kriterium ist, heißen Gewinnkoalitionen;  Koalitionen oder Akteure deren Stimmengewicht kleiner als das formulierte m-Kriterium ist, werden als Verliererkoalitionen bezeichnet. Blockierende Koalitionen sind solche Koalitionen, bei denen sich Koalitionen mit gleichem Stimmengewicht gegenseitig blockieren.  Eine  Verliererkoalition K, deren Komplement -K ebenfalls verlierend ist, heißt  "Blockierende Koalition". Blockierende Koalitionen können nur bei gerader Anzahl von Landtagsmandaten auftreten, z.B. :









{i}	A	B	C

-----------------------------------

w{i}	2	1	3

Das m-Kriterium liegt bei �EINBETTEN Equation ����EINBETTEN Equation ��� 4.



Sowohl die Koalition AB ( = 3) als auch die Einerkoalition C ( = 3) verfügen über die gleiche Anzahl  an Stimmengewicht und blockieren sich gegenseitig. Von den  2N=8 möglichen Koalitionen sind hier lediglich drei Gewinnkoalitionen : AC = 5, BC = 4 und ABC = 6.







2. 1. 2.  Spieltheoretische Annahmen 



Die spieltheoretische Koalitionsforschung kann gegenwärtig auf ein "reichhaltiges Angebot" an Bezugsrahmen zur Beschreibung, Analyse und Prognose zur Koalitionsbildung zurückgreifen. Als Grundlage all dieser Theorien gilt für die Akteure das Handlungsgesetz der subjektiven Nutzenmaximierung. Spieler wählen  die für sie subjektiv beste Handlungsalternative aus. Die Spieler i (i = 1, ....... , n) handeln individuell rational, wenn sie ihre Strategien in der Art und Weise koordinieren, daß der Gewinn vi, den sie durch Koalitionsbildung erzielen , höher oder wenigstens gleich dem Wert v ( {i} ) ist, den sie im Alleingang erzielen würden.  Kein Spieler i aus N würde also eine Koalition eingehen, deren Gewinn kleiner wäre als derjenige Wert, den er sich selbständig in einer Einerkoalition  sichern könnte. Es gilt:

(6)                                �EINBETTEN Equation ����EINBETTEN Equation ���( {i} ) ; für alle i (i = 1, ......., n ).

Unter Gruppenrationalität verstehen wir den Umstand, daß die Summe der Gewinne für alle Spieler genauso groß  wie der Wert v der "Großen Koalition" N ist, d.h. :

(7)                              �EINBETTEN Equation ����EINBETTEN Equation ���vi  =  v ( N ) , für alle i ( i = 1,..........,n)  � .

Unter Imputation verstehen wir den Auszahlungsvektor X = ( x1, x2, x3, ......, xn ) an alle Spieler, der sowohl das Kriterium der individuellen Rationalität, als auch das der Gruppenrationalität erfüllt.

Als Gewinne politischer Koalitionsspiele wollen wir Regierungsmacht ( die Privilegien, die für die Spieler mit dem Besitz der Regierungsmacht verbunden sind) und Ministerposten annehmen. Politische Spieler streben den Gewinn von Koalitionsspielen an, um an die Regierungsmacht zu gelangen und ihre Policy Vorstellungen auf dem Wege der Gesetzgebung durchsetzen zu können. Policy-Seeking (= die Durchsetzung der eigenen politischen Programme) und Office-Seeking � (= das Erreichen von Ministerposten) bieten die Anreizstruktur, sich an Koalitionsspielen zu beteiligen und diese erfolgreich zu gewinnen: " Essential in politics is winning  " �. Als  konkrete Outcomes stehen sich in Koalitionsspielen zunächst Winning ( = Wert 1)  und Losing (= Wert 0 )  gegenüber. Ist der Wert einer Koalition S = 0 handelt es sich um eine Verliererkoalition �EINBETTEN Equation ���mit  w(S) < m ; ist der Wert einer Koalition S = 1 , so ist S eine Gewinnkoalition mit  w(S) �EINBETTEN Equation ��� m �. 

Für die Behandlung von Koalitionsentscheidungen ist es notwendig, daß die Mitglieder einer Koalition Nutzen untereinander übertragen können. Übertragbarer (= transferierbarer ) Nutzen setzt voraus, daß die Koalitionäre über ein Medium verfügen, dem sie Nutzen kardinal zuordnen können oder mit dessen Hilfe sich Nutzen oder Spielgewinne von einem Spieler auf einen anderen übertragen lassen .Seitenzahlungen sollen möglich und erlaubt sein �. Die Anzahl der Ministerposten für eine bestimmte Koalitionspartei bietet hier ein Nutzenmedium. 



Unter der charakteristischen Funktion eines Spieles verstehen wir :

(8)                                               �EINBETTEN Equation ��� sowie

�EINBETTEN Equation ���                                               �EINBETTEN Equation ���   und    �EINBETTEN Equation ���  =  �EINBETTEN Equation ��� .                                     

Konkret heißt das, daß der Wert der Vereinigungsmenge von i und j größer oder gleich dem Wert der Summe der Teilmenge ist, soweit sie einzeln oder isoliert betrachtet werden und deren Schnittmenge leer ist. Der Wert der leeren Menge �EINBETTEN Equation ��� ist gleich Null. Der Wert einer Koalition ist also superadditiv. Die Bedingung der Superadditivität meint jedoch nicht, daß der Wert einer Koalition umso größer ist, je mehr Beteiligte eine Koalition hat. Kernaussage ist lediglich, daß sich für die Akteure Kooperation durch Koalitionsbildung lohnt. Angenommen v (j) < 0 ;  die Koalition �EINBETTEN Equation ��� könnte also durchaus einen geringeren Wert haben als  v (i) , aber gemäß der Bedingung 

�EINBETTEN Equation ��� v (i) + v (j)  für  �EINBETTEN Equation ��� = �EINBETTEN Equation ���  soll gelten, daß die Summe der Werte von i und j die Kooperation lohnenswert erscheinen lassen : 

 (9)                    v (j)  <  0 ;   �EINBETTEN Equation ��� = �EINBETTEN Equation ��� ;  v (i)  < ? >  �EINBETTEN Equation ���

Bevor wir nun zur Darstellung der Koalitionsmodelle kommen ( Minimal Winning, Minimum Size, Bargaining Propositions, Minimal Range, . . . ), sei der Begriff des Spieles noch kurz eingeführt und erläutert. Mit dem Begriff " Simple Games " (einfache Spiele ) = G wird ein geordnetes Paar ( N, W ) bezeichnet , das folgende Bedingungen erfüllt:

(10) a) wenn  �EINBETTEN Equation ���  und  �EINBETTEN Equation ���  ist, dann ist auch  �EINBETTEN Equation ��� ( Bedingung der 	Monotonität),

       b) �EINBETTEN Equation ���  und  �EINBETTEN Equation ���  ( Bedingung der Nicht -Trivialität )  �. 

�EINBETTEN Equation ���  bezeichnet eine Gewinnkoalition aus der Menge aller möglichen Koalitionen aus N .  Simple Games sind durch ein "finite set of players" gekennzeichnet  � .Simple Games lassen sich unterscheiden in:

(11)    a) proper Games ,  wenn gilt  �EINBETTEN Equation ���  und   �EINBETTEN Equation ���   �,

(12)    b) strong Games , wenn gilt  �EINBETTEN Equation ��� und  �EINBETTEN Equation ���    und 

(13)    c) decisive Games , wenn sowohl Bedingung a) als auch b) erfüllt sind, d.h. wenn G sowohl proper als auch strong ist�. Ein Spiel ist proper, wenn die Komplementärmenge zu jeder Gewinnkoalition eine Verliererkoalition ist. Propere Spiele zeichnen sich weiterhin dadurch aus, daß jedes Paar von Gewinnkoalitionen gemeinsame Spieler hat �EINBETTEN Equation ��� Ein Spiel wird als strong bezeichnet, wenn die Komplementärmenge zu jeder Verliererkoalition eine Gewinnkoalition ist. In strong Games ereignen sich also keine blockierenden Koalitionen. Dieser Hinweis wird von großer Bedeutung werden, wenn wir uns der "Power Excess Theory" van Deemens zuwenden und das Konzept des Center Player anwenden wollen. 

Ein gewichtetes Spiel�EINBETTEN Equation ��� ist ein Spiel, bei dem den Spielern Stimmengewichte zugeordnet sind. Es unterscheidet sich von den ungewichteten (oder symmetrischen ) Spielen, bei denen jeder Spieler über das gleiche Stimmengewicht verfügt ( ´one man - one vote´ ). Wir haben es also bei den Landtagen der Weimarer Republik mit gewichteten N-Personen Spielen mit Mehrheitsregel zu tun. Das Stimmengewicht legt die Ressourcen oder die Macht eines Akteurs fest. In gewichteten Spielen verfügen die Akteure über unterschiedliche Ressourcen, die ihnen durch Wahlen übertragen wurden. Es werden nur solche Koalitionen als Gewinnkoalitionen bezeichnet, die das zuvor formulierte m- Kriterium überschreiten. Für eine Gewinnkoalition muß also gelten : �EINBETTEN Equation ��� Dieser Ausdruck, der das Stimmengewicht einer Gewinnkoalition beschreibt, soll mit w(S ) abgekürzt werden. 



�2.2. Minimal Winning (MWIN)

Bei der Minimal Winning Theory� werden alle Spieler von der Gewinnkoalition ausgeschlossen, die "unnötig" für den Spielgewinn sind. Diese Minimal Winning Koalitionen sind gerade so groß, daß der Gewinn des Spieles gesichert ist. Verläßt ein Spieler i eine Minimal Winning Koalition, so wird sie zu einer Verliererkoalition. Als Minimal Winning Koalitionen ( MWIN ) werden Koalitionen bezeichnet, in denen jede propere Subkoalition verlierend ist : 

(14)              MWIN =  { �EINBETTEN Equation ���, es gibt keine �EINBETTEN Equation ��� für die gilt �EINBETTEN Equation ��� } �  .

Jeder zusätzliche Spieler der in eine Minimal Winning Koalition aufgenommen wird ist "unnötig" und verschlechtert für alle Beteiligten die Gewinnauszahlung. 

Das Lösungskonzept des Minimal Winning geht also davon aus, daß aus der Menge der möglichen Gewinnkoalitionen nur die Minimal Winning Koalitionen von den Akteuren bevorzugt werden. Die Bildung von minimalen Gewinnkoalitionen wird als dominante Lösungsstrategie in Koalitionsspielen empfohlen. 





2.3.   Minimum Size ( MSIZ ) und Bargaining Propositions ( BARP )

Die Theorie der Minimum Size � und der Bargaining Propositions � erweitern die Einschränkungen in bezug auf den Koalitionsbildungsprozeß um weitere Aspekte. Sie beschäftigen sich mit den Gewinnkoalitionen der geringsten Anzahl von Stimmengewichten w ( S ) bzw. der geringsten Anzahl von Beteiligten. 

Eine Minimum Size Koalition ist also die Gewinnkoalition mit der knappsten Anzahl an Stimmengewicht. Keine andere Koalition �EINBETTEN Equation ��� ist von ihrem Stimmengewicht her geringer als eine solche Minimum Size (MSIZ) Koalition. Für Minimum Size Koalitionen gilt also:  

(15)                                   �EINBETTEN Equation ���  w ( T ) , für alle  �EINBETTEN Equation ���

Keine andere Koalition ist von ihrem Stimmengewicht her kleiner als eine Minimum Size Koalition. Im übrigen gilt  MSIZ  �EINBETTEN Equation ���  MWIN.

Sollte eine Minimum Size Koalition S nicht minimal gewinnend sein, d.h. einen "unnötigen" Akteur besitzen , wäre eine solche Koalition auch ohne den Akteur i  ( i.e. die Koalition S - i ) gewinnend . S - i hätte dann selbstverständlich ein geringeres Stimmengewicht als S. Eine Koalition S ist immer solange keine Minimum Size Koalition, solange sie "unnötige" Spieler besitzt. Umgekehrt jedoch kann eine Koalition zwar minimal gewinnend sein, ohne dabei das Kriterium des Minimum Size zu erfüllen. Ein kleines Beispiel soll dieses Konzept des Minimal Winning und des Minimum Size verdeutlichen helfen.

Angenommen sei das gewichtete Spiel �EINBETTEN Equation ��� mit den Akteuren A, B und C und folgender Verteilung der Stimmengewichte:



{i}   		A	B	C

------------------------------------------

w {i}		25	35	40

Das m-Kriterium liegt bei 51.





Denkbar sind nun folgende �EINBETTEN Equation ���  Koalitionsmöglichkeiten:





{i}		A	B	C	SUMME

--------------------------------------------------------------

w {i}		25	35	40





	     	0     	0	0	0

		25 	0	0	25

		0	35	0	35

		0	0	40	40

		25	35	0	60

		25	0	40	65

		0	35	40	75

		25	35	40	100

Unter diesen Koalitionen sind  wiederum �EINBETTEN Equation ��� gewinnende Koalitionen. Das sind konkret die Koalitionen AB = 60, AC = 65, BC = 75 und ABC = 100. Minimale Gewinnkoalitionen sind davon die drei Koalitionen AB, AC und BC. Die Koalition ABC ist nicht minimal gewinnend, da sie "unnötige" Akteure besitzt, die zum Spielgewinn nicht notwendig sind. Von den drei minimal gewinnenden Koalitionen AB, AC und BC ist nur die Koalition AB mit einem  w (S) = 60 eine Minimum Size Koalition, da diese Koalition allein die knappste Minimal Winning Koalition bezüglich des Stimmengewichtes ist. Die Bildung von Minimum Size Koalitionen wird als dominante Lösungsstrategie in Koalitionsspielen empfohlen. Für ungewichtete Spiele gilt: Jede Minimal Winning Koalition ist auch gleichzeitig eine Minimum Size Koalition. 

Die grundsätzliche Annahme der Bargaining Propositions Theorie � (BARP) ist, die Anzahl der beteiligten Spieler an einer Koalition zu minimieren. Wenn eine Gewinnkoalition bereits mit zwei Beteiligten das m-Kriterium erreichen kann, so wird diese Koalition einer Gewinnkoalition mit mehr als zwei Beteiligten vorgezogen, da der Spielgewinn unter zwei Spielern optimaler und günstiger für die Beteiligten verteilt werden kann, als in Koalitionen, in denen drei, vier oder mehr Spieler beteiligt sind.  Für unser oben eingeführtes Beispiel bedeutet dies, daß alle Koalitionen mit  zwei Beteiligten ( AB, AC und BC ) von den Akteuren präferiert werden.  " The proposition regarding bargaining is that as the number of actors increase there is a tendency for each actor to prefer to form a minimal winning coalition with as few members as possible " �. Die Bildung derjenigen Minimal Winning Koalition wird also für wahrscheinlich erachtet, bei der die Anzahl Beteiligter am geringsten ist. Noch deutlicher wird das Bargaining Propositions Kriterium an folgendem Beispiel .

Das Spiel �EINBETTEN Equation ��� besteht aus vier Spielern mit folgendem Stimmengewicht:

 

{i}		A	B	C	D

-------------------------------------------------------

w { i }		10	10	10	20 

Das m-Kriterium liegt bei 26.



Sowohl die Koalition ABC ( 30 ) als auch die Koalitionen AD ( 30 ), BD ( 30 ) und CD  (30 ) wären minimale Gewinnkoalitionen sowie Minimum Size Koalitionen. Gemäß des Bargaining Propositions Kriteriums, welches davon ausgeht, daß die Anzahl der Beteiligten zu minimieren ist, wäre die Koalition ABC keine optimale Lösung des Koalitionsspieles. Vielmehr würden die Akteure die Bildung einer Koalition mit so wenig Beteiligten wie möglich, also AD, BD oder CD anstreben.  Die Bildung von Bargaining Propositions Koalitionen wird als dominante Lösungsstrategie in Koalitionsspielen empfohlen.

�2.4.   Theorien der Reichweite und der Verbundenheit ( MRAN, CLMR, CMWIN )



Für die Anwendung bestimmter Koalitionstheorien wird die Anordnung der Akteure auf einer ordinalen Skala erforderlich ( Theorie der Verbundenheit, Range Theorie, "Closed Version" der Power Excess Theorie van Deemens).  In der vorliegenden Arbeit wurde zu diesem Zweck  auf  eine eindimensionale, ordinale Rechts-Links Skala  zurückgegriffen, auf der jeder Akteur ( mit Ausnahme der extremen Parteien ) über einen rechten und einen linken Nachbar verfügt. Somit kann die Reichweite ( Range ) einer Koalition auf dieser Skala ausgemacht werden. Für die Bestimmung der Skalenposition wurden einfache Rangplätze vergeben. 



2.5.  Minimal Range ( MRAN ) und Closed Minimal Range ( CLMR )  



Für die Minimal Range Theorie � (MRAN) gilt, daß nur Koalitionen eingegangen werden, die solche Spieler vereinigen, die benachbarte Positionen auf einer Policy-Skala einnehmen. Spieler, die sich auf dieser Skala am nähesten stehen, werden eine Gewinnkoalition bilden.  Angenommen sei die Bedingung der Gültigkeit einer ordinalen, eindimensionalen Rechts-Links-Skala, auf der jeder Akteur i genau einen Standort pi einnimmt, der seinen meist präferierten Policy-Standpunkt markiert.  Für jeden Akteur i und j , �EINBETTEN Equation ����EINBETTEN Equation ���, soll gelten : entweder �EINBETTEN Equation ��� oder �EINBETTEN Equation ��� . Für die Positionierung von drei Akteuren i, j, k, ( i, j, k�EINBETTEN Equation ����EINBETTEN Equation ���) auf einer Policy-Skala soll die Bedingung der Transitivität gelten, d.h. wenn

pi �EINBETTEN Equation ����EINBETTEN Equation ��� pj    und   pj �EINBETTEN Equation ��� pk  , dann  gilt  auch  pi �EINBETTEN Equation ���pk  für alle i,j,k �EINBETTEN Equation ��� N.

Die jeweils extremsten Akteure einer Koalition S auf einer solchen Skala werden mit lS und rS bezeichnet. Die extremsten Positionen einer Koalition S werden von diesen Akteuren links und rechts markiert ( plS , prS ). Mit d (pi , pj ) wird die Distanz zweier Akteure angegeben �.  Die Reichweite R einer Koalition S wird  bestimmt durch RS = d ( plS, prS) . Auf  einer nur ordinalen Skala können die verschiedenen Reichweiten einer Koalition nur untereinander verglichen werden wenn gilt : 

                               RS �EINBETTEN Equation ���RT  wenn  plS �EINBETTEN Equation ���  plT �EINBETTEN Equation ���  prT �EINBETTEN Equation ���  prS  , und 

                               RS �EINBETTEN Equation ���RT  wenn  plT �EINBETTEN Equation ���  plS �EINBETTEN Equation ���  prS �EINBETTEN Equation ���  prT   , oder wenn sich die Reichweite einer Koalition innerhalb der Reichweite einer anderen Koalition aufspannt (eine Koalition S also Untermenge einer Koalition T ist ). Über die Reichweite von Koalitionen auf einer nur ordinalen Skala, die nur einen gemeinsamen Punkt haben und sich nur an einem Punkt überlappen, kann keine vergleichende Aussage gemacht werden. In solchen Situationen werden mehrere "ordinale minimal Range" Koalitionen angenommen. Eine Minimal Range Koalition (MRAN)  ist eine Koalition, deren Reichweite auf der eindimensionalen, ordinalen Policy Skala nicht größer als zum Spielgewinn notwendig ist. Innerhalb des Ranges, den eine solche Minimal Range Koalition aufspannt, ist keine Gewinnkoalition  (Untermenge) mit einem geringeren  Range möglich. Minimal Range Koalitionen haben also keine Spieler die zum Spielgewinn unnötig sind und gleichzeitig auch den Range der Koalition erweitern. Minimal Range Koalitionen können offen sein, d.h. innerhalb des Ranges der Koalition auf der ordinalen Rechts-Links-Skala können Akteure übersprungen (skipped)  sein. 

De Swaan veränderte das minimal Range Kriterium derart, daß Koalitionen von geringster ideologischer Reichweite bei Verbundenheit auf einer mindestens ordinalen Skala sein müssen ( CLMR ). Für die verbundenen Minimal Range ( CLMR ) Koalitionen gilt, daß kein Akteur auf der Policy Skala skipped sein darf. Closed Minimal Range Koalitionen sind gewinnend, von minimaler Reichweite bei zusätzlicher Verbundenheit. "The range is "closed" if the coalition contains every actor in its range  that is, contains no "gaps" ".  � 

Das Kriterium Axelrods � zur Verbundenheit gilt für die sogenannten CMWIN Koalitionen  (= "verbundene minimale Gewinnkoalition" ( CMWIN ) ). Eine CMWIN Koalition besitzt keinen unnötigen Akteur, sie erfüllt also das minimal winning Kriterium. Jede propere Subkoalition ist verlierend. Zusätzlich muß das Kriterium der Verbundenheit erfüllt sein, d.h. entlang der Policy Skala darf kein Akteur ausgelassen bzw. übersprungen werden. Verliert eine solche Koalition eines ihrer Mitglieder, so ist sie nicht länger gewinnend und verbunden. 

Die Bildung von Minimal Range , Closed Minimal Range bzw. Connected Minimal Winning Koalitionen wird als dominante Lösungsstrategie in Koalitionsspielen empfohlen.

Folgendes Beispiel soll die oben beschriebenen  Konzepte konkretisieren :

Das Spiel �EINBETTEN Equation ��� besteht aus fünf Spielern mit folgendem Stimmengewicht und folgenden Rangpositionen p i auf einer ordinalen, eindimensionalen Policy Skala:



{i}	A		B		C		D		E

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

w {i} 	17		8		239		79		319

p {i}	1		2		3		4		5

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Das m-Kriterium liegt bei 332.



Unter den 2N (=32) möglichen Koalitionen befinden sich 2N-1 (=16) Gewinnkoalitionen. Zur Verdeutlichung seien all diese Gewinnkoalitionen aufgelistet.





A�B�C�D�E�SUMME��17�0�239�79�0�335��17�8�239�79�0�343��17�0�0�0�319�336��17�8�0�0�319�344��0�0�239�0�319�558��17�0�239�0�319�575��0�8�239�0�319�566��17�8�239�0�319�583��0�0�0�79�319�398��17�0�0�79�319�415��0�8�0�79�319�406��17�8�0�79�319�423��0�0�239�79�319�637��17�0�239�79�319�654��0�8�239�79�319�645��17�8�239�79�319�662��

(Es handelt sich bei dem gewählten Beispiel um den 1990 gewählten Ersten Gesamtdeutschen Bundestag mit  A : PDS,  B : GRÜNE/B90 , C : SPD , D : FDP , E : CDU/CSU )



Unter allen 16 Gewinnkoalitionen befinden sich insgesamt ( neben vier Minimal Winning

ACD / AE / CE / DE, einer Minimum Size ACD, drei Bargaining Propositions Koalitionen AE / CE / DE ) genau drei Koalitionen, die das Minimal Range Kriterium erfüllen . Das sind die Koalitionen ACD / ABCD und DE. 

Das Kriterium der Verbundenheit bei minimalem Range wird von den beiden Koalitionen ABCD und DE erfüllt. Verbunden und minmal gewinnend ist  lediglich die Koalition DE. 







�2.6.  Die Policy Distance Theory 



Die von Abram de Swaan � entwickelte Policy Distance Theory soll in dieser Arbeit nicht ausführlich getestet werden. Grundgedanke dieses Theorieentwurfes ist, daß jeder Spieler i die Mitgliedschaft in derjenigen Gewinnkoalition anstrebt, von der er annimmt, daß sie eine Politik ausführen wird, die so nahe wie möglich an seinem eigenen am meisten präferierten Policy Standpunkt liegt �. S und T seien jeweils Gewinnkoalitionen , W ( K ) die Menge aller Gewinnkoalitionen, d (pi, pj) die Distanz zwischen zwei Positionen und �EINBETTEN Equation ��� bedeutet, daß der Spieler i die Bildung der Koalition S der Bildung der Koalition T vorzieht. 

Für alle Spieler i  �EINBETTEN Equation ���  S  und  i �EINBETTEN Equation ���  T   ( für S, T  �EINBETTEN Equation ���  W ( K ) ) gilt:

 �EINBETTEN Equation ���  nur  wenn  d (pi, pS)  < d  (pi, pT).

Die Spieler bewerten und vergleichen � also die verschiedenen Koalitionsoptionen in Bezug auf den eigenen Standort auf der zugrundeliegenden Policy Skala. Sie wählen diejenige Koalition aus, in der sie soviel wie möglich von ihrer eigenen Politik ausführen können und in der sie Pivot sind. Ein Pivot ist derjenige Spieler innerhalb einer jeden Gewinnkoalition, der die Subkoalition zu seiner Linken  ( links (pivot,N) ) auf der Policy Skala als auch die Subkoalition zu seiner Rechten ( rechts(pivot,N) ) durch sein Stimmengewicht zur Mehrheitskoalition macht. Ohne das Stimmengewicht des Pivots (w pivot) sind alle Spieler zu seiner Linken wie auch zu seiner Rechten verlierend ( und mit dem Pivot gewinnend). 

| w ( links (pivot,N) )  -  w ( rechts (pivot,N) )|  < w pivot .

De Swaan geht also davon aus, daß die Durchsetzung der eigenen Policy Vorstellungen in einer solchen Koalition am wahrscheinlichsten ist, deren erwartete Politik dem eigenen Standort eines Akteurs so nahe wie möglich ist. Dabei kann es durchaus zu Koalitionen kommen, die nicht minimal gewinnend sind. De Swaans Theorie weicht als erste Theorie vom sogenannten reinen Größenprinzip ab und läßt Koalitionen mit unnötigen Spielern zu. Der Pivot ist für die Bildung von Koalitionen in einer entscheidenden Position, da, wie wir gesehen haben , weder  die rechts noch links von ihm stehenden Akteure ohne sein Stimmengewicht gewinnend sind. Jeder Akteur wird gemäß de Swaan  versuchen, in einer Koalition Pivot zu sein, da er so den Ausschlag über die Policy der Koalition geben kann. Der Pivot entscheidet, ob eine Koalition eher nach rechts oder nach links orientiert sein wird. Eine ähnliche Operationalisierung zur Ermittlung wichtiger oder zentraler Spieler schlägt van Deemen mit seinem Konzept des Center Player  in "Centralized Policy Games" vor ( siehe dazu weiter unten ). 

Im nächsten Schritt werden gemäß de Swaan alle Koalitionen mit gleichem Pivot zusammengefaßt. Die Summe der Stimmengewichte links vom Pivot, sowie die Summe der Stimmengewichte rechts vom Pivot wird gebildet. Zieht man nun die Summe der Stimmengewichte links vom Pivot von der Summe der Stimmengewichte rechts vom Pivot ab, so bekommt man den Überschuß für den Pivot in dieser Koalition. Als Lösungskonzept schlägt de Swaan die Bildung derjenigen Koalition vor, die für einen Pivot den höchsten Überschuß bringt. Eine ausführliche Darstellung sowie ein breit angelegter empirischer Test der Policy Distance Theory findet sich bei de Swaan �. 







2.7. Die Power Excess Theory 



Der jüngste und zugleich aktuellste Entwurf eines spieltheoretischen Koalitionsmodelles stammt von  A.M.A. van Deemen �. Seine Varianten der Power Excess Theory sollen im folgenden Abschnitt dargestellt werden und die Auswahl der anschließend getesteten Koalitionstheorien abschließen. Ob diese neueste Theorie für die Regierungsbildung in den  Ländern  der Weimarer Republik ebenso hervorragende Leistungen erbringt, wie dies in der Abhandlung van Deemens auf den ersten Blick scheint,  werden wir aus dem zweiten Teil der Arbeit  sicherlich ablesen können.

Die Grundidee van Deemens ist, daß jeder Spieler die Bildung derjenigen Koalition anstrebt, in der das Gewicht der internen Opposition� minimal ist. Der Machtüberschuß (= Power Excess ) eines Akteurs ist in einer solchen Koalition am größten, was für ihn bedeutet, daß er ein größtmögliches Kontrollpotential innerhalb einer solchen Koalition hat.  Der Power Excess  eines Akteurs ist ein Maß der Machtdifferenz in einer Koalition und gibt Hinweis auf die Stellung im Entscheidungsprozeß innerhalb einer Koalition. Der Power Excess könnte beispielsweise Aufschluß über die Verhandlungsstärke eines Akteurs beim Aushandeln von Koalitions- bzw. Regierungsprogrammen geben.  Van Deemen beschreibt den Power Excess als das Maß des Kontrollpotentials eines Spielers in einer Koalition:  "the greater the power excess,  the greater his control potential " � . Je größer der Machtüberschuß eines Akteurs i in S ist, desto stärker kann er die interne Opposition in S 

(S/{i})

kontrollieren. Die Akteure vergleichen und bewerten also die Koalitionsmöglichkeiten anhand des erwarteten Machtüberschusses miteinander. 

Van Deemen wendet seine Theorie zunächst auf Situationen an, in denen das Kriterium der Verbundenheit der Regierungskoalitionen unberücksichtigt bleibt. Im zweiten Ansatz ermittelt er Lösungskonzepte, bei denen dann auch die Verbundenheit der vorhergesagten Koalitionen auf einer mindestens ordinalen Policy Skala Berücksichtigung findet, auf der jeder Akteur genau einen Standort einnimmt und über rechte bzw. linke Nachbarn (mit Ausnahme der extremen Parteien) verfügt. Zentrale Begriffe der Theorie van Deemens sind Center Player und Power Excess. Die folgende Darstellung soll in die Theorie van Deemens einführen und den Leser mit dem Umgang seiner Begrifflichkeit vertraut machen. 

Die bisher benutzten Abkürzungen und Notationen werden dabei zugrundegelegt. Die Bedingung der Monotonität und der Nicht-Trivialität sollen erfüllt sein. 

In gewichteten N-Personen Spielen mit Mehrheitsregel, mit denen wir es im Fall der Länder der Weimarer Republik zu tun haben, werden diejenigen Koalitionen als gewinnende Koalitionen betrachtet, die das formulierte m-Kriterium erreichen. Es handelt sich um gewichtete  Spiele, bei denen die Spieler über unterschiedlich große Anteile Stimmengewicht verfügen (können). Die Spieler in gewichteten Spielen lasssen sich unterscheiden in:

	

           a) dummy Spieler = Spieler, die zu keiner Gewinnkoalition notwendig sind ; also  

	    Spieler mit einem Shapley Macht Wert = 0 , d.h.  v�EINBETTEN Equation ���{ i } = v ( S ) ) �

	b) vetoer = Spieler, die zu jeder Minimal Winning Koalition gehören  und die     	    Gewinnkoalition S durch ihren Austritt zu einer Verliererkoalition S-i = L     	    machen, 

	c) dictators = Spieler, deren Stimmengewichte so groß sind, daß sie allein die                                                                                   	    absolute Mandatsmehrheit aufbringen (  wi = MWIN   ).

Besonders wichtig für van Deemens Theorie ist der sog. Center Player c. Der Center Player ist  derjenige Spieler, der die Balance in einer Koalition hält  und den Ausschlag darüber gibt, ob die Koalition nach rechts oder nach links orientiert ist.  "No other player can bend to the left, to the right or to both sides. For these reasons , a center player has more power to control the coalition formation process than any other player in the game "  �. Ein Spieler i ist Center Player wenn die Koalition aller Spieler zu seiner Linken auf der ordinalen Skala ohne i verlierend ist ( und mit i gewinnend) und die Koalition aller Spieler  zu seiner Rechten auf der ordinalen Skala ohne i verlierend (und mit i gewinnend) ist. Spiele mit mindestens einem Center Player bezeichnet van Deemen als "Centralized Policy Games". Das folgende Beispiel soll das Konzept des  Center Players illustrieren. Das Spiel �EINBETTEN Equation ��� besteht aus vier Spielern mit folgendem Stimmengewicht:



{i}	A		B		C		D

---------------------------------------------------------------------------------------

p{i}	1		2		3		4



w{i}	3		2		1		1



Das m-Kriterium liegt bei 4.

Der mächtigste Spieler in diesem Spiel ist zwar der Spieler A mit einem wi = 3 , der Center Player in  �EINBETTEN Equation ���  ist der Spieler B, denn ohne B ist weder A noch CD  gewinnend. 

| w ( links (c,N) )  -  w ( rechts (c,N) ) |    <  w c .

Daraus leitet van Deemen seine erste Hypothese ab, die besagt, daß in "centralized Policy Games" nur Koalitionen mit dem Center Player gebildet werden. 

Für Spiele mit einem Center Player gilt:

links (i, N )  �EINBETTEN Equation ��� L  und links (i, N)  �EINBETTEN Equation ��� {i} = W , und 

rechts (i, N )  �EINBETTEN Equation ��� L  und rechts (i, N)  �EINBETTEN Equation ��� {i} = W .

Für die Power Excess Theorie benötigen wir weitere Maßzahlen. Der Power Excess             ( = Machtüberschuß )  pow i  eines Spielers in einer Koalition S ist definiert als:

pow (i,S) = w i  - w ( S/ {i} ) , für alle Spieler   i�EINBETTEN Equation ��� �EINBETTEN Equation ��� W.

Hypothese 2 van Deemens lautet, daß Spieler die Bildung gerade solcher Koalitionen anstreben, in denen sie den größten Power Excess haben. Hierbei gilt, daß je größer der Power Excess eines Spielers in einer Koalition ist, desto besser kann er die interne Opposition ( S/ {i} ) kontrollieren. Größere Kontrolle innerhalb der Koalition bedeutet stärkeren Einfluß im Entscheidungsprozeß. 



Nach van Deemen gilt:

(I) Der Spieler i ( i  �EINBETTEN Equation ��� ) zieht eine Koalition S besonders stark der Koalition T vor, wenn 

  a)  �EINBETTEN Equation ���  , oder 

  b) �EINBETTEN Equation ��� und pow (i,S) > pow (i, T).

(II) Der Spieler i (  �EINBETTEN Equation ��� ) ist indifferent zwischen S und T , wenn

   a) �EINBETTEN Equation ��� , oder 

   b) �EINBETTEN Equation ��� und pow (i,S) = pow ( i, T).

(III) Der Spieler i ( i �EINBETTEN Equation ��� ) präferiert schwach die Koalition S vor T, wenn  (I)  oder  (II)  gelten. 

Desweiteren unterscheidet van Deemen in dominierte und nicht dominierte Koalitionen und stellt  eindeutige Lösungskonzepte für Koalitionsspiele vor. Dabei gilt:

Die Koalition S dominiert die Koalition T �EINBETTEN Equation ��� wenn:

für jeden Spieler i  in der Kaolition S die Bedingung (III) gilt, bzw. mindestens für einen Spieler die Bedingung (I) gilt. Eine Koalition �EINBETTEN Equation ��� wird nicht dominiert wenn es keine andere Koalition �EINBETTEN Equation ��� gibt, die die Koalition S dominiert. Alle nicht dominierten Koalitionen heißen Core eines Spieles ( = Co (G) ). Eine Koalition S �EINBETTEN Equation ��� Co (G) soll Core Koalition heißen. Als Vorhersageprinzip gilt demnach, daß als Lösung des Koalitionsspieles die Core Koalition gebildet wird �EINBETTEN Equation ��� . 

�2.7.1.  Der Power Excess in Centralized Policy Games 

Jedes Spiel mit mindestens einem Center Player kann als "Centralized Policy Game" bezeichnet werden. Der Ausgangspunkt ist auch hier die Annahme, daß ein Spieler i  �EINBETTEN Equation ��� die Bildung derjenigen Koalition anstrebt, in der sein Power Excess am größten ist. Einschränkend gilt hierbei, daß nur solche Koalitionen gebildet werden in denen der Center Player Mitglied ist. Mit  Ci  bezeichnen wir alle Gewinnkoalitionen, in denen der Center Player  i beteiligt ist. 

(I) Der Spieler i zieht die Koalition S der Koalition T  besonders stark vor, wenn gilt :

    a) �EINBETTEN Equation ��� , �EINBETTEN Equation ��� , oder

    b)  �EINBETTEN Equation ��� und  pow (i,S)  >  pow (i, T ).

(II) Ein Spieler i wird indifferent sein wenn gilt, 

     a) �EINBETTEN Equation ���  , oder

     b) �EINBETTEN Equation ��� und pow (i,S) =  pow (i,T).

(III) Ein Spieler wird die Bildung der Koalition S schwach der Bildung der Koalition T

        vorziehen, wenn (I)  oder  (II) gilt.



Van Deemen geht von drei Hypothesen aus:

	1. In "Centralized Policy Games" mit  �EINBETTEN Equation ��� werden nur solche Koalitionen 	  gebildet die Core Koalitionen sind ; 

	2. werden nur Koalitionen gebildet, in denen der Center Player Mitglied ist, und 	3.werden nur Kabinette gebildet, die verbunden entlang einer mindestens  	 	   ordinalen Skala sind.

Die Vorgehensweise zur Ermittelung der Lösungsmenge bei der Anwendung der Theorie van Deemens sieht also wiefolgt aus:

1.) alle Gewinnkoalitionen �EINBETTEN Equation ��� sind zu ermitteln, die das formulierte m-Kriterium                                                                         überschreiten.

2.) Im nächsten Schritt ist der Center Player des Spieles zu berechnen.

3.) Alle Koalitionen Ci ( = Koalitionen mit dem Center Player ) werden untersucht, d.h. es werden die Power Excess Werte eines jeden Akteurs der Ci Koalitionen berechnet.  Die Core Koalition ist schließlich diejenige Koalition, die von keiner anderen Koalition dominiert wird. Es gibt zu einer solchen Core Koalition keine Alternative, in der sich alle Beteiligten besser stellen können. 

Als konkretes Rechenbeispiel, das die Anwendung aller oben beschriebenen Koalitionstheorien  und besonders die Power Excess Theory in Centralized Policy Games van Deemens exemplarisch darstellen soll, sei hier die verfassungsgebende Versammlung des Landes Sachsen aus dem Jahr 1919 gewählt. 

Tabelle 3 

Anwendung spieltheoretischer Koalitionsmodelle auf die Regierungsbildung des Landes Sachsen 1919



Sachsen 1919

N = 96      �EINBETTEN Equation ���       blockierende Koalition = 48 / 48 



USPD�SPD�DDP�DVP�DNVP�SUMME�MWIN�MSIZ�BARP�LARG�MRAN�CLMR�CMWIN��15�42�0�0�0�57�*� �*��*�*�*��0�42�22�0�0�64�*��*�*�*�*�*��15�42�22�0�0�79����*�����15�42�0�4�0�61���������0�42�22�4�0�68����*�����15�42�22�4�0�83����*�����0�42�0�0�13�55�*��*������15�42�0�0�13�70����*�����15�0�22�0�13�50�*�*�������0�42�22�0�13�77����*�����15�42�22�0�13�92����*�����0�42�0�4�13�59���������15�42�0�4�13�74����*�����15�0�22�4�13�54���������0�42�22�4�13�81����*�����15�42�22�4�13�96����*�����Die oben aufgezeigte Matrix zeigt also alle �EINBETTEN Equation ��� möglichen Gewinnkoalitionen, die das  formulierte m-Kriterium von mindestens 49 Mandaten erreichen.  Generell ergeben sich bei einer Akteursanzahl von 5 genau �EINBETTEN Equation ����EINBETTEN Equation ���Möglichkeiten, die Akteure in Koalitionen miteinander zu kombinieren � . Darunter befindet sich die leere Menge ebenso wie die Koalition aller Beteiligten. Wendet man als m-Kriterium die absolute Mehrheit an  (�EINBETTEN Equation ���) , so ergeben sich genau �EINBETTEN Equation ��� Gewinnkoalitionen. All diese Gewinnkoalitionen sind in der Tabelle 3 abgebildet.  Die Zeilensumme mit dem w(S) einer jeden Gewinnkoalition findet sich in der (von links) sechsten Spalte. Die mit MWIN überschriebene Spalte markiert alle minimalen Gewinnkoalitionen mit einem "*" . MWIN Koalitionen haben keine unnötigen Akteure, sodaß jede Subkoalition aus MWIN verlierend wäre. Die Koalitionen USPD/SPD, SPD/DDP, SPD/DNVP und USPD/DDP/DNVP  sind Minimale Gewinnkoalitionen. In exakt der gleichen Verfahrensweise wurden die Minimum Size (MSIZ), die Bargaining Propositions (BARP), die Minimal Range (MRAN) , die Closed Minimal Range (CLMR) und die Connected Minimal Winning (CMWIN) Koalitionen markiert. In der Spalte LARG wurden alle Koalitionen mit einem "*" versehen, die ein erweitertes m-Kriterium erfüllten ( 2/3 Mehrheit). 

Im Teil 3 ("Test der Koalitionstheorien") dieser Arbeit wird der Inhalt einer solchen Matrix für jeden Untersuchungszeitraum abgekürzt in eine sog. Summenzeile geschrieben. In dieser Zeile werden die tatsächlich realisierten historischen Koalitionen der Summe der unter einem bestimmten Kriterium vorhergesagten Koalitionen gegenübergestellt.

Tabelle 4



Die Regierungskoalitionen Sachsens 1919



Sachsen 2.2.1919      �EINBETTEN Equation ���  

Parteien	                  USPD   SPD   DDP   DVP   DNVP

Pol. Skala                      1        2         3         4         5

Mandate                       15      42       22        4        13

----------------------------------------------------------------------------------------------------------

Lipinski (2/19)              *         *

Gradnauer I (2/19)                   *

Gradnauer II (4/19)                  *       *

Buck I (6/20)                           *       *

WIN: 3/16   MWIN: 3/4   MSIZ: 0/1   BARP: 3/3   LARG: 2/10   MRAN: 3/2   

CLMR: 3/2   CMWIN: 3/2



Die Tabelle 4 gibt Auskunft über die Regierungskoalitionen Sachsens 1919. Das zugrundeliegende m-Kriterium befindet sich im Tabellenkopf. Die Regierungen sind mit dem Namen ihres Regierungschefs bezeichnet. Mit "Lipinski (2/19)" ist gemeint, daß das Kabinett Lipinski im Februar 1919 ins Amt kam. Ein "*" kennzeichnet die an der Regierung beteiligten Parteien.  Zu jeder Koalitionstheorie findet sich im Fuß der Tabelle die Gegenüberstellung von tatsächlich realisierter Regierungskoalition versus Anzahl der prognostizierten Möglichkeiten gemäß einer Theorie. MWIN: 3/4 bedeutet, daß von insgesamt 4 möglichen Minimal Winning Koalitionen über den betrachteten Zeitraum genau 3 Kabinette dieses Kriterium erfüllt haben. 

Für die Anwendung der Power Excess Theorie muß nach der Bestimmung aller Gewinnkoalitionen zunächst der Center Player ermittelt werden. Dieses Kriterium erfüllt für das Beispiel Sachsens 1919 die SPD. Die SPD ist in der verfassungsgebenden Versammlung Sachsens der Center Player. Ohne die SPD ist sowohl die USPD als auch die Koalition aus DDP, DVP und DNVP verlierend (und mit der SPD gewinnend). An die Bestimmung des Center Players schließt sich die Auswahl aller Gewinnkoalitionen mit dem Center Player SPD an. 

Tabelle 5

Gewinnkoalitionen mit dem Center Player SPD , Sachsen 1919



USPD SPD DDP DVP DNVP      SUMME

    15   42     0       0       0                57

      0   42   22       0       0                64

    15   42   22       0       0                79

    15   42     0       4       0                61

      0   42   22       4       0                68

    15   42   22       4       0                83

      0   42     0       0     13                55

    15   42     0       0     13                70

      0   42   22       0     13                77

    15   42   22       0     13                92

      0   42     0       4     13                59

    15   42     0       4     13                74

      0   42    22      4     13                81

   15    42    22      4     13                96

Für alle Gewinnkoalitionen, in denen der Center Player SPD Mitglied ist, werden im letzten Schritt die Power Excess Werte der Akteure errechnet. 



Tabelle 6 



Der "Power Excess" der Akteure (nach van Deemen) 



USPD�SPD�DDP�DVP�DNVP

�� -27 �27    ������20�-20����  -49�  5�-35����  -31�23�� -53����16�-24� -60���  -53�  1�-39� -75����29��� -29��  -40�14��� -44���  7�-33�� -51��  -62� -8�-48 �� -66��  �25�� -51� -33��  -44�10�� -66 � -48���  3�-37� -73� -55��  -66�-12�-52� -88 � -70��Aus der Tabelle läßt sich nun leicht diejenige Koalition ermitteln, die Core Koalition ist. Nach van Deemen ist die Koalition aus SPD (Power Excess = 29) und DNVP (Power Excess = -29) Core Koalition. In dieser Koalition ist für die SPD und die DNVP der Power Excess am größten. Es gibt zu dieser Core Koalition keine Alternative bei der sich beide Akteure besser stellen könnten. Van Deemen schlägt weiterhin ein Kriterium vor, mit dem er seine Koalitionstheorie  realitätsnäher gestalten möchte.  Nur solche Koalitionen können Core Koalition werden, die verbunden sind (= Closed Core). Dazu müssen sich die Akteure auf einer mindestens ordinalen Skala anordnen lassen. Für das Beispiel Sachsens 1919, bei dem die Akteure von Links nach Rechts folgendermaßen angeordnet wurden,

               LINKS ----------------------------------------------------------RECHTS

                USPD	    SPD		DDP		DVP	 	DNVP

ist die Koalition aus USPD (Power Excess = -27) und SPD (Power Excess = 27) verbundene Core Koalition. Zu dieser verbundenen Koalition gibt es keine Alternative, bei der sich beide Akteure gleichzeitig besser stellen könnten. 



�3. Test der Koalitionstheorien 



3.1. Die Anordnung der Akteure auf einer ordinalen, eindimensionalen Rechts-Links-Skala

Neben dem Stimmengewicht wi eines Akteurs und den Verfassungsbestimmungen zur Regierungswahl müssen zusätzlich die Policy Positionen pi der Akteure bestimmt werden, um die Range Theorien sowie die Kriterien der Verbundenheit anwenden zu können, die eine mindestens ordinale Skalierung der Akteure verlangen.  Dies soll für die vorliegende Analyse in Form einer eindimensionalen, ordinalen Rechts-Links-Skala geschehen, die sich im wesentlichen an den sozio-ökonomischen Standpunkten der Parteien orientiert. Die Rangordnung der Parteien nach diesem Kriterium findet sich zum Beispiel bei de Swaans Analyse wieder �. Eine Positionierung anhand der Wahrnehmung der Parteipositionen durch die Wählerschaft, wie sie in aktuellen Analysen zur Wahlsoziologie vorgenommen wird, kann aufgrund fehlender Individualdaten aus der Zeit der Weimarer Republik nicht geleistet werden. Ob schließlich eine ordinale Skalierung der Parteien auf nur einer Dimension allein ausreichend sein kann, ist fraglich. Dies gilt besonders dann, wenn über bestimmte Zeiträume Policies aus  gesellschaftlichen Dimensionen entschieden werden müssen, die von der sozio-ökonomischen Konfliktlinie abweichen (z.B. Religion, Außenpolitik, Innen- und Rechtspolitik, ... ) . Die vorliegende Analyse steht (weniger) und fällt (mehr) mit der Annahme , daß die Parteien der Länder der Weimarer Republik sich vollständig und eindeutig auf einer solchen eindimensionalen, ordinalen Skala einordnen lassen. Mit Rattinger � möchte ich dennoch anmerken : 

"Diese Annahme zu kritisieren ist einfacher, als sie durch realitätsgerechtere Prämissen zu ersetzen". Dazu wären einerseits Individualdaten der Wählerschaft notwendig, um Aufschluß über die wahrgenommenen Policy Positionen der Parteien  zu gewinnen, die für historische Phänomene aus der Zeit der Weimarer Republik nicht zu beschaffen sind; zum zweiten könnte man den Weg über die ideologischen Entfernungen der Parteien zueinander aus Sicht der Parteieliten einschlagen. Auch diese Information ist für die Parteien der Länder der Weimarer Republik nicht mehr zu beschaffen. Was bleibt, ist die inhalts- bzw. dokumentenanalytische Annäherung an die Standorte der Parteien, oder das "Expertenurteil".

��3.2.  Parteienglossar 

Dem sozio-ökonomischen Rechts-Links Schema folgend soll das folgende Parteienglossar Aufschluß über die Politikpositionen der Parteien der elf Länder der Weimarer Republik geben:



KPD (KPO): Die KPD verstand sich als eine marxistisch-revolutionäre Arbeiterpartei. Im Marxismus erkannte sie ihre sozial- und gesellschaftspolitische Grundanschauung und geriet im Laufe der Zeit in immer stärkeren Einfluß der KPDSU. Sie forderte außenpolitisch das Zusammengehen mit der UdSSR. In wirtschaftspolitischer Hinsicht ist die KPD zusammen mit der KPO und der USPD die am weitesten "links" orientierte Partei auf der ordinalen Rechts-Links-Skala. Eine Nebenform der KPD ist die KPO (KP Opposition), die sich von der dogmatischen Unterordnung der Partei unter die Führung Moskaus entfernen wollte. 



SPD :  Die Mehrheitssozialisten (MSPD) verfolgten den Kurs der sozialen Demokratie , während die Unabhängigen Sozialdemokraten (USPD) auf die marxistisch revolutionäre Linie übertraten. Die SPD verstand sich deutlich als Repräsentant der Arbeiterklasse. Der realpolitische Kurs der SPD wurde im Kooperationsbemühen mit den gemäßigt bürgerlichen Parteien deutlich (vergl. "Weimarer Koalition" mit der DDP und dem Zentrum). Die SPD befürwortete grundsätzlich die staatliche Wirtschaftslenkung und starke redistributive Umverteilungsmaßnahmen des Nationaleinkommens.



Z (Zentrum) : Das Zentrum stellte die bedeutendste Organisation des politischen Katholizismus in Deutschland dar und vertrat die Interessen der katholischen Bevölkerung im vorwiegend protestantischen Deutschen Reich. Das Z  forderte eine zentralistische Staatsstruktur unter Fortbestand der Länder. Zusammen mit der SPD und der DDP bildete das Z die sog. "Weimarer Koalition" und war an allen parlamentarischen Reichsregierungen der Weimarer Republik beteiligt. Das Z war stark auf die katholische Bevölkerung ausgerichtet und um sozialen Ausgleich mit den Arbeitnehmern bemüht. 

BVP (Bayrische Volkspartei) :  Politisch war die BVP (im Unterschied zum Zentrum mit seinem starken Gewerkschaftsflügel) nach rechts orientiert. Hinter der BVP standen die bayrischen Einwohnerwehren, an dessen Frage sich ein erster großer Konflikt zwischen Bayern und dem Reich entzündete. Die BVP stand mit ihrer konservativen Grundhaltung dem Zentrum weiterhin nahe und arbeitete vor allem im Reichstag , mit der Mutterfraktion zusammen. 

BBB (Bayrischer Bauernbund) : Ursprünglich bäuerliche Protestbewegung . Der BBB vertrat besonders stark die wirtschaftlichen Interessen seiner Anhänger. Er trat weiterhin für eine demokratische Republik ein und arbeitete besonders eng mit der BVP zusammen. Der anfangs eher links orientierte BBB trat bereits 1920 in die bürgerliche Regierung v. Kahr ein. Auf Reichsebene ging der BBB Fraktionsbündnisse mit der DHP ein.  In anderen Ländern der Weimarer Republik traten ebenfalls Bauern- und Landbünde auf, die als Issue Parteien im wesentlichen die wirtschaftlichen Interessen ihrer Anhänger aus dem ländlichen Raum vertraten: SHBL  (Schleswig Holsteinische Bauern und Landarbeiterdemokratie,  WBB  (Württembergischer Bauernbund) , WWKB  (Württembergische Weingärtner und Kleinbauern) , HBB (Hessischer Bauernbund) , MSBB  (Mecklenburg Strelitzscher Bauernbund) , BKL (Bund der kleinen Landwirte). Nach der Machtergreifung Hitlers erklärten sich viele Bauernparteien zur Zusammenarbeit mit der NSDAP bereit.  

Landvolkparteien : CNBL  (Christlich Nationale Bauern- und Landvolkpartei) , SLV (Sächsisches Landvolk) , LB (Landbund) , BLB (Badischer Landbund) : Abspaltungen der DNVP, die oftmals in gemeinsamen Listenverbindungen mit der DNVP auftraten. Die Landvolkparteien forderten den Schutz des Privateigentums ebenso wie einen ständisch gegliederten Staat. Hinzu kamen dezidierte Aussagen gegen den Sozialismus. De Swaan verortet die Landvolkparteien  zwischen WP (Wirtschaftspartei) und DNVP. 

DDP ( Deutsche Demokratische Partei) : Repräsentant des Linksliberalismus . Die DDP lehnte eine Sozialisierung der Produktionsmittel ab und forderte Reformen vor allem im großagrarischen Bereich. In der Kulturpolitik vertrat die DDP eine Trennung zwischen Staat und Kirche. Ab 1930 Fusion zur Deutschen Staatspartei (DStP). 

DVP (Deutsche Volkspartei) : Repräsentant des Rechtsliberalismus. Die stark von Gustav Stresemann geprägte DVP setzte sich für eine starke Zentralgewalt und die Erhaltung Preussens ein. Die DDP wurde vor allem von der Schwerindustrie getragen. Die DVP war besonders stark an den Reichsregierungen der Weimarer Republik beteiligt. Die Partei wird oft mit dem Attribut "vernunftsrepublikanisch" beschrieben. Sie galt als gemäßigt monarchisch und war eher dem Großbürgertum verpflichtet. 

Wirtschaftsparteien : WP (Wirtschaftspartei) , HB (Handwerkerbund) , MB (Mittelstandsbund) , WHuG (Wirtschaftsvereinigung Haus- und Grundbesitzer) , HG (Handwerker und Gewerbetreibende) , WV (Wirtschaftliche Vereinigung) , VHuG (Verband der Haus- und Grundbesitzervereine) , VEBH (Vereinigte Erbpächter, Bündner und Häusler) , GT (Gewerbetreibende) : Ausgesprochene Interessenparteien. Sie forderten alle wirtschafts- und steuerpolitische Maßnahmen und die Förderung des selbständigen Mittelstandes. Einig waren sich die Wirtschaftsparteien vor allem in der Ablehnung der sozialistischen Wirtschaftspolitik. 

EVD (Evangelischer Volksdienst) : Evangelische Gemeinschaftsbewegung der Frei- und Landeskirchen gedacht als Vertretung der evangelischen Interessen gegenüber dem Zentrum . Im Kern des EVD stand eine Sozialreform auf der Grundlage der evangelischen Weltanschauung. Der EVD (und dessen Reichspartei EB) lehnten vor allem die glaubenslosen Auffassungen der sozialistischen und sozialdemokratischen Parteien ab. Der EVD ist extrem schwierig in die Rechts-Links Skala einzupassen. Wenn dies doch geschieht, so folgt die Positionierung aufgrund der Listenverbindung die der EVD mit dem BLB einging. BLB und EVD nehmen somit denselben Standort auf der Skala ein. 

CVD / CSVD  (Christlich sozialer Volksdienst) :  Bürgerlich protestantische Partei des vor allem städtischen und ländlichen Kleinbürgertums. Der CSVD ging bereits früh Bündnisse und Listenverbindungen mit der NSDAP und dem CNBL ein und verlor den Großteil seiner Anhänger an diese Parteien. Der CSVD war stark vom bürgerlichen Nationalismus und der Ablehnung der Arbeiterparteien geprägt.  In der Spätphase der Weimarer Republik tendierte der CSVD stärker zu nationalsozialistischen Aussagen. 

DHP (Deutsch Hannoversche Partei / Welfen) :  Die DHP vertrat vorrangig die Interessen des hannoverschen Adels. Sie strebte die Wiederherstellung des welfischen Königreiches Hannover an und war betont anti-preussisch. Sie unterstützte reichsweit eine agressive Außenpolitik und bewegte sich auf die Parteien DNVP und NSDAP kontaktsuchend zu. Wegen der Unbrauchbarkeit ihrer politischen Konzeption verlor die Partei schnell an Bedeutung. Die Mitglieder und Parteieliten lehnten sich offen an die NSDAP an und bekannten sich zur faschistischen Diktatur und besonders aggressiv gegen jede Art kommunistischer Politik. 

DNVP (Deutsch Nationale Volkspartei) :  Bürgerlich, antidemokratische Rechtspartei, die vornehmlich die Interessen der Großagrarier und der Schwerindustrie vertrat. Die DNVP sah in der Monarchie das staatstragende Element sowohl für das Reich als auch für die Länder. In der Kulturpolitik  stand die DNVP dem Zentrum nahe (Verbindung von Staat und Christentum). In der Wirtschafts- und Sozialpolitik vertrat die DNVP energisch die Position der Wahrung des Privateigentums. 1933 führte Hugenberg die Partei in die Koalition mit der NSDAP. 



NSDAP (National Sozialistische Deutsche Arbeiter Partei) :  1919 als Deutsche Arbeiterpartei gegründet. 1920 in NSDAP umbenannt. 1921 Hitler Parteivorsitzender. 1923 verboten, 1925 neu gegründet. Die NSDAP bot ein breit angelegtes Programm für nahezu alle Bevölkerungsteile an. Wichtigster Aspekt bleibt wohl die rassistische Grundausrichtung der Partei, ihr radikaler Antisemitimus sowie ihre Ablehnung des Parlamentarismus´. Obwohl die NSDAP die kapitalistische Wirtschaftsordnung genauso ablehnte wie die KPD und die USPD wurde die NSDAP am rechten Pol der Skala plaziert. Von den "linken" Parteien unterschied sich die NSDAP besonders durch ihren ausgeprägten Nationalismus. Auch de Swaan gelingt es nur unter Berücksichtigung dieses Aspektes die NSDAP am rechten Extrempunkt der Skala zu verorten � .



Rechtsextreme Kleinparteien : VRP (Volksrechtspartei / Sparer) , VNB (Völkisch Nationaler Block) , VVL (Vereinigte Völkische Liste) , VSB (Völkisch Sozialer Block), NSB (National Sozialistische Bewegung) , NEL (Nationale Einheitsliste) : Kleinparteien mit betont nationalistischer Grundanschauung. Gemeinsam ist all diesen  Parteien die Ablehnung jedes sozialistischen Gesellschaftskonzeptes. Die rechten Kleinparteien treten oft in Listenverbindungen zusammen mit der NSDAP auf und verloren im Laufe der Zeit ihre Mitglieder und Parteieliten an die NSDAP. 

TOB (Thüringischer Ordnungsblock) : Gemeinsame Fraktion aus DNVP, LB, DVP und DDP. 

EL (Einheitsliste) : Gemeinsame Fraktion aus DNVP, LB und DVP.

WVB (Waldeckischer Volksbund) : Vereinigung aus Wirtschaftspartei und bürgerlich konservativen Organisationen .

WV (Waldeckische Vereinigung) :  Vereinigung aus Wirtschaftspartei und bürgerlich konservativen Organisationen .

WLV (Waldeckischer Landeswahlverband) :  Gemeinsame Fraktion aus DNVP, DVP und Volksbund. 

LWV (Lippischer Landeswahlverband) : Vereinigung aus Wirtschaftspartei und bürgerlich konservativen Organisationen .

GW/ GWB (Gewerkschaftsbund) : Entstanden aus verschiedenen bürgerlichen Angestelltenverbänden als bürgerlicher Gewerkschaftsverband mit liberaler Grundposition und enger Verbindung zur DDP.  In sozialpolitischen Fragen arbeitete der GWB vielfach mit den sozialdemokratischen und christlichen Gewerkschaften zusammen. 







Würde man alle oben genannten Parteien, die vielfach regional begrenzt in ihrem Auftreten sind zusammen auf einer Rechts-Links Skala abbilden, erhält man folgendes Bild : 



 LINKS ---------------------------------------------------------------------------- RECHTS 

KPD�SPD�GB/ GWB�DDP�Z�BVP�DVP�Bauernbünde�CSVD�DNVP�DHP�NSDAP��KPO�������           &�CVD��VRP�VVL ; VSB��USPD�������Wirtschafts-����VNB ; NSB���������parteien����NEL��





��3.3 Die Länder der Weimarer Republik 

3.3.1. Preussen



Da in der preussischen Verfassung eindeutige Angaben darüber fehlten, ob zur Wahl des Regierungschefs zu jeder Zeit die absolute oder die relative Mehrheit des Landtages genügte, wurde bereits am 21.11.1919 durch § 20, Abs. 2 der Geschäftsordnung des preussischen Landtages eine wichtige Regelung für die Wahl der Regierungen erlassen. Lediglich im ersten Wahlgang war die absolute Stimmenmehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich; gelang es nicht einen Regierungschef ins Amt zu wählen, fand im zweiten Wahlgang eine Stichwahl zwischen den beiden erfolgreichsten Kandidaten des ersten Wahlganges statt. Gemäß dieses Verfahrens war es möglich, daß im zweiten Wahlgang auch eine Minderheit der Gesamtstimmenzahl für die Wahl zum Regierungschef ausreichend sein konnte. Die große Stabilität dieser Minderheitsregierungen wurde durch die Bestimmung des Mißtrauensvotums abgesichert, welches die Zustimmung mindestens der Hälfte aller Abgeordneten des Landtages bedurfte. 



Tabelle 7 

Die Regierungskoalitionen in Preussen

Preussen 26.01.1919     m > = 202

Parteien                USPD  SPD  DDP   Z    DVP  SHBL  DNVP  DHP

Pol. Skala                  1       2         3      4       5         6          7         8

Mandate                   24     145     65     94      23       1           48       2

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Hirsch I (11/18)         *        *

Hirsch II (3/19)                   *        *        *

Braun I (3/20)                     *        *        *

WIN: 2/128  MWIN: 0/6  MSIZ: 0/1  BARP: 0/2  LARG: 2/64  MRAN: 0/5  

CLMR: 0/2  CMWIN: 0/1



Das im November 1918 eingesetzte Kabinett Hirsch I wurde nach der Wahl zur Verfassungsgebenden Landesversammlung des Jahres 1919 in ein Kabinett  der "Weimarer Koalition" bestehend aus den Parteien SPD, DDP und Zentrum (= Z) , Hirsch II , umgebildet. Diese Regierung und das spätere Kabinett Braun I bestand aus Akteuren mit benachbarten Standorten auf der eindimensionalen, ordinalen Rechts-Links Skala und war mit einem Stimmengewicht von 304 Mandaten eine große Koalition nach 2/3 m- Kriterium. Das zusätzlich in diese Koalition aufgenommene Z trug nicht zum Spielgewinn bei und vergrößerte sowohl den Range als auch die Anzahl der an der Koalition beteiligten Akteure. Diese grobe Abweichung, sowohl vom Größenprinzip  als auch vom Bargaining Propositions Kriterium, fordert eine Erklärung. Das Kabinett Braun I stand vor der Aufgabe 1.) die preussische Verfassung zur Verabschiedung zu bringen, als auch 2.) das Landeswahlgesetz zu verabschieden. Um diesen Prozeß reibungslos zum Abschluß zu bringen, war es zweifellos ratsam, eine breite parlamentarische Zustimmung in Form einer 2/3 Mehrheit hinter sich zu bringen. Nachdem diese Aufgabe erfüllt war, wurde am 20.02.1921 der "1. Preusssiche Landtag" gewählt. In diesem neugewählten Landtag, in dem sich die Stimmen der extremen Parteien deutlich anhoben, behielt die "Weimarer Koalition" dennoch ihre Mehrheit, wenngleich dies mit 211 Mandaten eine extrem knappe Mehrheit war. Diese Koalition stellte nach den Kriterien MWIN, BARP, der Verbundenheit und der Range Theorie eine optimale Lösung des Koalitionsspieles dar. Angesichts der großen Niederlage der "Weimarer Koalition", die immerhin von 304 auf 211  Mandate abgesackt war, erklärte Braun I seinen Rücktritt.  Im April 1921 wurde der Zentrumsabgeordnete Stegerwald von einer Koalition aller "bürgerlichen" Parteien des Landtages zum neuen Ministerpräsidenten gewählt. 



Tabelle 8      Die Regierungskoalitionen in Preussen �

Preussen 20.02.1921     m > = 210

Parteien                KPD  USPD  SPD  DDP   Z    DVP   WP   DNVP  DHP

Pol. Skala                1.5      1.5      3        4      5        6        7         8          9

Mandate                   31       27     109    26     76      59       4        76        11 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Stegerwald (4/21)                                   *       *      

Braun II (11/21)                             *       *       *       *

WIN: 1/256  MWIN: 0/22 MSIZ: 0/3  BARP: 0/10 LARG: 1/115 MRAN: 0/3  

CLMR: 0/2  CMWIN: 0/1



Das Kabinett Stegerwald war jedoch lediglich ein Minderheitenkabinett, da es obwohl mit den Stimmen von DDP, Z, DVP und DNVP zustandegekommen, sich nur aus Ministern des Z und der DDP zusammensetzte und stets auf die Unterstützung von DVP und DNVP angewiesen war. Dieses Kabinett konnte bis zum November 1921 mit wechselseitiger Unterstützung der DNVP und der SPD rechnen. Nachdem das Kabinett Stegerwald unter diesem Belastungsmoment schließlich im November 1921  durch  den Rücktritt Stegerwalds zusammenbrach, wurde eine daraufhin vom Landtag gewählte neue Regierung der sog. "Großen Koalition" bestehend aus SPD, DDP, Z und DVP unter dem Regierungschef Braun II gewählt. Diese Koalition war mit 270 Mandaten zwar eine Gewinnkoalition, sie hatte dennoch "unnötige" Mitglieder aufgenommen und war deshalb nicht minimal gewinnend. Die Regierung Braun II hätte sich von der DDP trennen können, was zu einer Verminderung des Stimmengewichtes und der Mitgliederzahl, nicht aber zu einer Verminderung des Ranges der Koalition auf der Rechts-Links Skala geführt hätte. Unter  Auslassung der DVP hätte das Kabinett Braun II die Anforderungen sowohl des BARP, des MRAN , des CLMR und des CMWIN erfüllt.

Die Wahlen im Dezember 1924 führten wiederum zum Anwachsen der extremen Parteien, in diesem Fall besonders auf dem rechten Spektrum der Skala. Die bisherige "Große Koalition" unter Braun II hätte dennoch ihre Mehrheit mit nunmehr 267 Mandaten verteidigen können. Sie besaß nun aber keinen "unnötigen" Akteur mehr, der den Range der Koalition erweiterte � . Ein im Januar abgehaltenes Mißtrauensvotum der Oppositionsparteien, das den Weg zu Neuwahlen der Regierung im Streit um die Verfassungsvorgaben ebnen sollte, führte jedoch nicht zur Abwahl der Regierung Braun II. Mit je 221 Für- und Gegenstimmen war das Mißtrauensvotum gescheitert, zu dessen Ausführung mindestens 225 Stimmen laut Verfassung notwendig waren. Da sich die Regierung Braun II bei Anwesenheit aller Abgeordneten des Landtages mit den 221 Stimmen nicht in einer sicheren Mehrheitsposition befand, trat es zurück. Im bereits weiter oben beschriebenen  zweiten Wahlgang bestimmte der Landtag den früheren Reichskanzler Marx zum Ministerpräsident. Dieser bildete am 18.02.1925 ein Minderheitenkabinett aus den Parteien der "Weimarer Koalition" mit einem Stimmengewicht von 222 Mandaten. 











Tabelle 9 

Die Regierungskoalitionen in Preussen �

Preussen 07.12.1924     m > = 225

Parteien                KPD  SPD  DDP   Z    DVP   WP   DNVP  DHP  NSDAP

Pol. Skala                1        2        3      4       5         6         7         8          9

Mandate                  44     114     27    81     45        11       109      6          11

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Marx (2/25)                        *       *      *

Braun III (4/25)                  *   (DStP)  *  (geschäftsführend im Amt bis zum 20.07.32)

WIN: 0/256   MWIN: 0/21  MSIZ: 0/3   BARP: 0/11   LARG: 0/116   MRAN: 0/6  

CLMR: 0/3   CMWIN: 0/0



Ein von dieser Koalition beantragtes Vertrauensvotum scheiterte erwartungsgemäß mit 228 Gegenstimmen. Das Kabinett Marx blieb daraufhin bis zur Neuwahl einer Nachfolgeregierung geschäftsführend im Amt. Mit 220 Stimmen wurde schließlich im April 1925 wieder der ehemalige Regierungschef Braun in das Regierungsamt gewählt. Diese Minderheitenregierung Braun III konnte zwar wiederum nicht die erforderliche Mehrheit der Mandate des Landtages hinter sich bringen, konnte sich aber dennoch im Amt behaupten, da die Komlementärmenge infolge der Stimmenenthaltung einiger Kommunisten nur auf maximal 214 Mandate kam �. Motiviert durch die Erfolge der rechten Parteien bei den Reichstagswahlen 1930 geriet die Regierung Braun III unter Druck der Opposition, die über das Mittel des Volksbegehrens den Landtag frühzeitig auflösen wollte. Dieses Bemühen blieb jedoch erfolglos. Das Ende des Kabinettes Braun III wurde letztlich frühzeitig durch interne Fraktionierung der Regierungsparteien herbeigeführt. Das Kabinett war aufgrund der äußeren Krisen der Jahre 1931/32 immer weniger in der Lage, alle seine 226 Mandate geschlossen zu mobilisieren. Mit Hilfe der Diktaturgewalt des Reichspräsidenten sollten die umfassenden Notstandsmaßnahmen der Regierung Braun abgesichert werden. Die Regierbarkeit Preussens war vollkommen vom Reich abhängig geworden. Bis zur Einsetzung Görings durch die NSDAP hielten Reichskommissare in Preussen die politische Macht inne. Die Ereignisse des "Preussenschlages" markieren schließlich das Ende des Parlamentarimus in Preussen. Sie bezeichnen die verfassungwidrige Absetzung der preussischen Minderheitenregierung Braun durch  die  Reichsregierung v. Papen aufgrund der Notverordnung vom 20.07.1932 � . Die SPD, die dadurch im besonderen die Kontrolle über die preussische Polizei verlor, erhob zwar Protest, entschloß sich jedoch nicht zu massivem Widerstand. Der von der Regierung Braun angerufene Staatsgerichtshof verwarf zwar die Form und Art der Absetzung der preussischen Regierung, gestand dennoch dem Reichspräsidenten das Recht zu, nach freiem Ermessen Landesrechte ausser Kraft zu setzen und auf das Reich zu übertragen. 



Tabelle 10

Die Regierungskoalitionen in Preussen

Preussen 20.05.1928     m > = 226

Parteien   KPD  SPD  DDP  Z   ZN  DVP  WP  DNVP  DHP  VRP  VNB  CNBL   NSDAP

Mandate   56      137    21    68    3      40     21       82        4         2        2        8             6             

 -------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

        (geschäftsführende Regierung Braun  im Amt bis zum 20.07.32) 

                                    Keine Auswertung



Tabelle 11

Die Regierungskoalitionen in Preussen

Preussen 24.04.1932     m > = 212

Parteien         KPD  SPD  DDP  Z   DVP  CSVD   DNVP  DHP  NSDAP

Mandate         57       94      2      67     7         2           31         1       162 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

        (geschäftsführende Regierung Braun  im Amt bis zum 20.07.32) 

                                    Keine Auswertung

Reichskommissar v. Papen (7/32)

Reichskommissar v. Schleicher (12/32)

Reichskommissar v. Papen (1/33)

Göring (NSDAP) (4/33)



�Preussen und die Power Excess Theorie



Im folgenden soll nun der Prognoseerfolg des jüngsten spieltheoretischen Koalitionsmodelles, (= die Power Excess Theorie van Deemens) , anhand der empirischen Regierungskoalitionen überprüft werden. Dazu werden die Core und Closed Core Koalitionen , die sich mit Hilfe der Anwendung der Power Excess Theorie berechnen lassen , tabellarisch aufgelistet und den tatsächlich realisierten "historischen" Koalitionen gegenübergestellt.  Die Werte in den Zellen einer jeden Tabelle geben den Power Excess der Akteure in den prognostizierten Core und Closed Core Koalitionen an. 



Preussen 1919



 Parteien             �USPD�SPD�DDP�Z�DVP�SHBL�DNVP�DHP��Center Pl.���*�������Core�-158��-76�-18�-160�����Closed Co.��80�-80�������Regierungs-

koalitionen�*

�*

*

*�

*

*�

*

*������

Core : 0/1	Closed Core : 0/1







Preussen 1921



 Parteien             �KPD �USPD�SPD�DDP�Z�DVP�WP�DNVP�DHP��Center Pl.��� ��*������Core�-148�-156� � �-58���-58���Closed Co.�� �7�-159�-59������Regierungs-

koalitionen� 

� � 

*�*

*�*

*�

*�����

Core : 0/1	Closed Core : 0/1











Preussen 1924



 Parteien             �KPD �SPD�DDP�Z�DVP�WP�DNVP�DHP�NSDAP��Center Pl.��� �*�������Core�--137� �-171�-63�-135�-203��-213�-203��Closed Co.�� � �-84�-156�-224�-28����Regierungs-

koalitionen� 

� *

 *�*

*�*

*� 

 �

�����

Core : 0/1	Closed Core : 0/1







Für das Land Preussen zeigt die Power Excess Theorie in allen Fällen negative Ergebnisse.  Die Hypothesen van Deemens, daß nur Core Koalitionen und verbundene Core Koalitionen  (= Closed Core) von den Spielern angestrebt werden bestätigt sich im Falle Preussens nicht. Die Hypothese, die davon ausgeht, daß nur Koalitionen mit dem Center Player geschlossen werden, stimmt bis zum Jahr 1928 (die geschäftsführende Regierung Braun blieb bis zum 20.07.1932 im Amt) in sechs von sieben untersuchten Regierungskoalitionen.

�3.3.2. Bayern



Nach Überwindung der Rätewirren in Bayern, kam die am 12.01.1919 gewählte Nationalversammlung rasch zur Verabschiedung des bayrischen Staatsgrundgesetzes. Der bayrische Landtag sah neben der Gesetzgebung durch den Landtag die plebiszitären Elemente Volksbegehren und Volksentscheid vor (§ 10, § 70) . Der Landtag , dessen Legislaturperiode vier Jahre dauerte (§ 30) , wählte mit absoluter Mehrheit seiner Mitglieder den Ministerpräsidenten. Er entschied ebenfalls über die Ressortminister, die der Regierungschef ihm vorschlug (§ 58). Zur Amtsführung bedurfte die bayrische Regierung des Vertrauens des Landtages (§ 59). Die Landtagsauflösung konnte auf dem Wege des Volksbegehrens mit anschließendem Volksentscheid, aber auch über den Weg der Selbstauflösung geschehen (§§ 30,31). § 61 beschreibt das eingeschränkte Notverordnungsrecht der Landesregierung , welches in der Zeit der Krisenjahre von 1930-1933 von der Regierung Held besonders häufig in Anpruch genommen werden mußte, da ihr die parlamentarische Mehrheit zur Gesetzgebung fehlte. 

Aus koalitionstheoretischer Sicht stellt sich die Fallstudie Bayerns zunächst als wesentlich undramatischer und weniger "spannend" dar, als die Fallstudie Preussen. Das Land Bayern zeigt jedoch besonders gegen Ende des Beobachtungszeitraumes eine Entwicklung, die für die Einschätzung und Bewertung des Parlamentarismus´ in der Weimarer Republik eine große Rolle spielt , doch dazu später mehr. 



Tabelle 12

Die Regierungskoalitionen in Bayern

Bayern  12.01.1919    m > = 91

Parteien                              USPD   SPD   DDP   BVP   BBB   DNVP 

Pol. Skala                                1          2         3         4         5           6 

Mandate                                  3          61       25       66       16          9

--------------------------------------------------------------------------------------------------------Hoffmann II (9/19)                                *         *         *

v. Kahr I (3/20)                                                *         *        *

WIN: 2/32   MWIN: 0/5   MSIZ: 0/2   BARP: 0/2   LARG: 1/16   MRAN:0/2   

CLMR: 0/2   CMWIN: 0/2

Nachdem am 14.08.1919 die Landesverfassung das Staatsgrundgesetz Bayerns (vom Januar 1919) abgelöst hatte, wurde die Regierung Hoffmann, bestehend aus den Parteien SPD, DDP und BVP (152 Mandate) vom bayrischen Landtag gewählt. Diese gewinnende Regierungskoalition hatte mit der SPD einen den Range und die Größe der Koalition unnötig erweiternden Partner aufgenommen, der zum Spielgewinn nicht notwendig gewesen war. Nach der durch den Kapp Putsch ausgelösten inneren Krise des Jahres 1920 traten die Mehrheitssozialisten aus dem Kabinett Hoffmann aus; das Kabinett Hoffmann , welches durchaus noch mehrheitsfähig gewesen wäre, trat  ebenfalls zurück und an dessen Stelle wurde die Regierung v. Kahr I gewählt, die ihre parlamentarische Basis in einer Koalition aus DDP, BVP und BBB hatte. Auch diese Koalition hatte mit dem BBB einen Partner aufgenommen, der zum Erreichen der Regierungsmacht nicht notwendig war und den Range der Koalition zusätzlich erweiterte. Nach den regulären Neuwahlen des Landtages im Juni 1920, die zu einer deutlichen Umgestaltung der Stimmengewichte der Akteure führte, erweiterte der Regierungschef  v.Kahr die bisher geführte Koalition aus DDP, BVP und BBB zusätzlich um die DNVP. 



Tabelle 13

Die Regierungskoalitionen in Bayern

Bayern  06.06.1920    m > = 80

Parteien                     KPD   USPD   SPD   DDP   BVP   BBB   DNVP 

Pol. Skala                    1.5       1.5        3          4        5         6           7

Mandate                       2          20        26        13       65       12         20

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

v. Kahr II (7/20)   		                           *        *         *           *

Lerchenfeld (9/21)                                            *        *         *

v. Knilling (11/22)                                                      *         *           *

WIN: 3/63   MWIN: 1/8   MSIZ: 0/2   BARP: 0/3   LARG: 1/38   MRAN:2/5   

CLMR: 2/3   CMWIN: 1/2

Auch diese Koalition (110 Mandate) war wiederum nicht minimal gewinnend und besaß durch die Aufnahme unnötiger Akteure einen Range der größer war als zum Spielgewinn nötig. DDP oder DNVP waren für den Gewinn des Koalitionsspieles nicht notwendig und erweiterten so den Range der Koalition des Kabinettes v. Kahr II. In dieser Situation wäre sogar eine wenn auch nur unverbundene Koalition mit lediglich zwei Akteuren (BVP und DNVP) bei einem Stimmengewicht von 85 minimal gewinnend gewesen. Aufgrund von Streitigkeiten zwischen Bayern und dem Reich � trat die Regierung v. Kahr II noch im September des Jahres 1921 zurück. Der neue Ministerpräsident Lerchenfeld kam durch eine minimale verbundene Gewinnkoalition aus DDP, BVP und BBB (90 Mandate) ins Amt , die auf den unnötigen Partner DNVP verzichtete, somit den Range verkleinerte und auch das Kriterium der verbundenen Core Koalition van Deemens erfüllen  konnte. Mit gleichem Range  wäre zu dieser Koalition eine unverbundene Koalition aus BVP und DNVP möglich gewesen, diese Koalition hätte neben dem Minimal Winning Kriterium zusätzlich nur zwei Akteure besessen (Bargaining Propositions Kriterium). Wegen der durch den Mord an Walter Rathenau ausgelösten Streitigkeiten in Bayern über die Einführung der Reichs- Republikschutzgesetze, die Bayern durch eigene Landesverordnungen zu umgehen suchte, kam es erneut zu einem Regierungsrücktritt. Im November übernahm eine Koalition aus BVP, BBB und DNVP (mit dem unnötigen Akteur BBB, der jedoch den Range der Koalition nicht erweiterte) die Regierungsgeschäfte. Diese Koalition konnte sich dann bis zu den nächsten regulären Neuwahlen des Jahres 1924 behaupten. 



Tabelle 14

Die Regierungskoalitionen in Bayern

Bayern  06.04.1924    m > = 63

Parteien                     KPD   SPD   DDP   BVP   BBB   DNVP   NSDAP

Pol. Skala                      1        2         3         4         5          6            7

Mandate                        9        23       3         46       10        11           23

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Held I (7/24)                                                  *         *         *

WIN: 1/64   MWIN: 1/8   MSIZ: 0/1   BARP: 0/2   LARG: 0/32   MRAN:1/3   

CLMR: 1/2   CMWIN: 1/2



Die Parteien der bisherigen Koalition BVP, BBB und DNVP setzten die Regierungsarbeit unter dem Ministerpräsidenten Held I fort und bildeten eine verbundene minimale Gewinnkoalition mit minimalem Range, die erneut eine verbundene Core Koalition war. Eine geeignete Alternative zu dieser Regierungskoalition hätte die unverbundene minimale Gewinnkoalition mit nur zwei Akteuren aus SPD und BVP bilden können. Dieser Koalition war es aufgrund ihrer Policy Position in bezug auf die Religionspolitik allerdings nahezu unmöglich gewesen, eine Mehrheit für die erneuerungsbedürftigen Verträge mit der römischen Kurie zustande zu bringen. Bereits das Kabinett Hoffmann II zerbrach an den unversöhnlichen Auffassungen in bezug auf die Religionspolitik. An diesem Punkt wird die generelle Problematik einer eindimensionalen Rechts-Links Skala deutlich. Die Anordnung der Parteien auf einer solchen Skala gilt eben nicht für mehrere Politikdimensionen gleichzeitig. Am Beispiel der Kirchenverträge ( Stellung der theologischen Fakultäten an den Landesuniversitäten, Einführung von Religionsunterricht, Neufassung der Bistumsgrenzen, ... ) wird deutlich , daß die Anordnung der Akteure bei Zugrundelegung der "Dimension" Religion anders verläuft als unter Zugrundelegung der Rechts-Links Skala. So würde die Anordnung der Parteien auf einer Skala Laizismus vs. Religiösität etwa wiefolgt aussehen: 

           KPD  SPD  NSDAP   ---------  DDP -- DNVP ---------- BBB  BVP . 

                    Staat-------------------------------------------------------Kirche

Die Regierung Held I blieb die volle Legislaturperiode im Amt und brachte mehrere entscheidende Gesetze bezüglich der Neuordnung der Landeskirchenverhältnisse auf den Weg. Die Koalition aus BVP, BBB und DNVP setzte auch nach der 1928er Wahl ihre Arbeit mit nunmehr 76 Mandaten fort, erfüllte aber das Kriterium der verbundenen minimalen Gewinnkoalition durch den neu hinzugekommenen Akteur im Landtag, die DVP, nicht mehr. 



Tabelle 15

Die Regierungskoalitionen in Bayern

Bayern  20.05.1928    m > = 65

Parteien                     KPD   SPD   BVP   DVP   BBB   DNVP   NSDAP

Pol. Skala                     1         2         3         4        5           6            7  

Mandate                       5         34      46        4        17         13           9

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Held II (7/28)                                     *                   *           *

                       ( geschäftsführend bis zum 17.03.1933 im Amt)

WIN: 1/62   MWIN: 1/12  MSIZ: 0/2   BARP: 0/1   LARG: 0/32   MRAN:0/2   

CLMR: 0/2   CMWIN: 0/1



Erst im Juli 1930 erklärte der BBB seinen Austritt aus dieser Koalition (die dadurch bei gleichem Range nur noch über 59 Mandate verfügte), weil seine agrarpolitischen Forderungen keine ausreichende Berücksichtigung in der Koalition fanden. An eine Koalition etwa unter Aufnahme der SPD in die bisherige Koalition, oder unter Zusammenschluß der SPD mit der BVP (CLMR,  BARP) war jedoch aufgrund reichsweiter Ereignisse nicht zu denken �. Das Minderheitenkabinett Held II behauptete sich bis zur Bildung einer neuen Regierung geschäftsführend bis zum 17.03.1933 (!) im Amt. Die Landtagsparteien waren sich zwar in der Ablehnung einer Regierung einig, sahen sich aber nicht in der Lage zusammen eine Mehrheit für die Neuwahl einer Regierung zustande zu bringen. Eine Besonderheit bildete in Bayern neben dieser "permanenten Geschäftsregierung" auch der "kommissarisch bestellte Ressortleiter". Wenn ein Minister aus dem Kabinett ausschied oder durch Mißtrauensvotum aus dem Amt geriet, war es aufgrund der fehlenden Mehrheit im Landtag  nicht möglich einen Nachfolger parlamentarisch abzusichern. Also erteilte der Regierungschef einer Person seines Vertrauens die kommissarische Leitung des freigewordenen Ressorts.  Die Arbeit der Regierung Held stützte sich im besonderen auf die Notverordnungen, von denen zwischen 1930 und 1933 insgesamt 24 ergingen. Gerade über dieses Mittel der Notverordnungen wurde der Parlamentarismus ausgehebelt. Gesetzgebungsmaßnahmen waren damit auch ohne die mehrheitliche Unterstützung der Legislative möglich. Über den Weg der Notverordnungen wurde an der parlamentarischen Mehrheit "vorbei regiert". 



Tabelle 16

Die Regierungskoalitionen in Bayern

Bayern  24.04.1932    m > = 65

Parteien                     KPD   SPD   BVP   BBB   DNVP   NSDAP

Pol. Skala                     1         2         3        4           5            6

Mandate                       8        20        45      9           3            43

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

              (geschäftsführende Regierung Held II im Amt bis 17.03.1933)                                      

                                         Keine Auswertung







Bayern und die Power Excess Theorie



Bayern   1919



 Parteien             �USPD�SPD�DDP�BVP�BBB�DNVP                ��Center Pl.��� �*����Core� � �-41�41� � ��Closed Co.�� �-41�41� � ��Regierungs-

koalitionen� 

�*

�*

*�*

*� 

 *�

��	

Core : 0/1	Closed Core : 0/1











Bayern  1920



 Parteien             �KPD �USPD�SPD�DDP�BVP�BBB�DNVP��Center Pl.��� � �*����Core�-76� � �-54�50� � ��Closed Co.�� � �-64�40�-66� ��Regierungs-

koalitionen� 

� � � *

*�*

*

*�*

*

*�*



*��

Core : 0/1	Closed Core : 1/1





Bayern  1924



 Parteien             �KPD �SPD�DDP�BVP�BBB�DNVP�NSDAP��Center Pl.��� �*� ����Core�-47�-19� � �-45� �-19��Closed Co.�� � �25�-47�-45� ��Regierungs-

koalitionen� 

� � �*

�*�*� ��

Core : 0/1	Closed Core : 1/1





Bayern  1928



 Parteien             �KPD �SPD�BVP�DVP�BBB�DNVP�NSDAP��Center Pl.���*� � ����Core� � �25�-59�-33� � ��Closed Co.�� �25�-59�-33� � ��Regierungs-

koalitionen� 

� �*� 

�*�*� ��

Core : 0/1	Closed Core : 0/1





Für das Land Bayern zeigt die Power Excess Theorie  in zwei Fällen eine richtige Prognose. Die Closed Core Koalitionen aus DDP, BVP und BBB des Kabinettes v. Knilling (11/22) und des Kabinettes Held I (7/24) aus BVP, BBB und DNVP wurden jeweils richtig vorhergesagt. Die Hypothese, daß nur Koalitionen mit Beteiligung des Center Players geschlossen werden trifft in sieben von sieben Fällen zu. Damit zeigt dieses Kriterium auch für die Fallstudie Bayern erneut gute Ergebnisse. 





�4. 3.  Sachsen 



Die sächsische Verfassungsentwicklung führte über das zunächst  vorläufige Grundgesetz (28.02.1919) sowie der Volkskammerordnung (11.02.1920) hin zur endgültigen Verfassung vom 04.11.1920, die unter dem Kabinett Buck I verabschiedet werden konnte und in Kraft trat. Der Landtag Sachsens  bestand  aus  96 Abgeordneten  (Art. 4) denen die Wahl des Regierungschefs  (= Ministerpräsident) zufiel. Die Auflösung des Landtages konnte in Sachsen durch Volksentscheid, aber auch über den Weg der Selbstauflösung geschehen (Art.9). Die Landesregierung bedurfte zu ihrer Amtsführung des Vertrauens des Landtages. Eine zurückgetretene oder durch Mißtrauensvotum aus dem Amt gebrachte Regierung führte die Geschäfte bis zur Neuwahl einer Nachfolgeregierung weiter (Art. 27). Die sächsische Landesregierung war ebenfalls mit einem Notverordnungsrecht für den Fall, daß der Landtag nicht versammelt war, ausgestattet (Art. 40). Bemerkenswerterweise mußten diese Notverordnungen dem Landtag, sowie er wieder zusammengetreten war zur nachträglichen Genehmigung vorgelegt werden. Nicht genehmigte Notverordnungen mußten zurückgenommen werden. 

Im Freistaat Sachsen bildeten zunächst die beiden sozialistischen Parteien USPD und SPD im Februar 1919 eine verbundene minimale Gewinnkoalition kleinster Reichweite und geringster Anzahl Beteiligter mit 57 Landtagsmandaten. Das Kabinett Lipinski konnte ebenfalls das Kriterium der verbundenen Core Koalition gemäß van Deemen erfüllen.



Tabelle 17

Die Regierungskoalitionen in Sachsen

Sachsen 02.02.1919    m > = 49

Parteien                USPD   SPD   DDP   DVP   DNVP

Pol. Skala                  1         2         3         4           5

Mandate                   15        42       22        4          13

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Lipinski (2/19)            *         *

Gradnauer I (2/19)                *

Gradnauer II (4/19)               *         *

Buck I (6/20)                        *         *

WIN: 3/16   MWIN: 3/4   MSIZ: 0/1   BARP: 3/3   LARG: 2/10   MRAN: 3/2

CLMR: 3/2   CMWIN: 3/2   



Nach dem Ausscheiden der USPD aus dem Kabinett Lipinski geriet dieses Kabinett in die Minderheitenposition, sodaß Gradnauer I keine gewinnende Koalition mehr darstellte. 

Das Kabinett Gradnauer II und das spätere Kabinett Buck I wurde jedoch schnell wieder in eine Koalition aus SPD und DDP überführt, die verbunden und minimal gewinnend bei kleinstem Range und geringster Anzahl Beteiligter war ( 64 Mandate ). Diese Koalition besaß zusätzlich die 2/3 Mehrheit  im Landtag , mit der sie schließlich die Annahme der endgültigen Verfassung im Oktober 1920 erreichen konnte. In der Verfassung des Freistaates Sachsen war ebenfalls , wie in den zuvor beschriebenen Landtagen , die Wahl der Regierungen  allein durch den Landtag festgeschrieben. Eine zurückgetretene oder abgewählte Regierung blieb bis zur Neuwahl eines Nachfolgekabinettes geschäftsführend im Amt. 



Tabelle 18

Die Regierungskoalitionen in Sachsen

Sachsen 14.11.1920    m > = 49

Parteien                    KPD   USPD   SPD   DDP    Z     DVP   DNVP

Pol. Skala                   1.5       1.5        3         4       5         6          7

Mandate                      6          16 �    27        8       1        18         20

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Buck II ( 12/20)                       *         *         *      

WIN: 0/63     MWIN: 0/13    MSIZ: 0/2    BARP: 0/10    LARG: 0/30   MRAN: 0/4

CLMR: 0/3  CMWIN: 0/2   



Nach den 1920er Wahlen, aus denen die rechten Parteien deutlich gestärkt hervorgingen, hatte die zuvor geführte Regierungskoalition  aus SPD und DDP ihre Mehrheit verloren. Auch ein sozialistisch-kommunistisches Bündnis wäre nicht in der Lage gewesen, die Mehrheit der Landtagsmandate auf sich zu vereinigen. In dieser Situation bildete Buck II unter Aufnahme der USPD eine verbundene Minderheitenregierung aus SPD DDP � , die sich durch die Nähe zwischen USPD und KPD ( die KPD war nicht an der Koalition beteiligt , sie unterstützte die Regierung aber von Abstimmung zu Abstimmung) auszeichnete. Diese besondere Koalition, in der die USPD aufgrund ihres Abgeordnetenverhaltens nicht als "Unitary Actor" handelte, hätte durch das zusätzliche Mandat des Z  zu einer minimalen verbundenen Gewinnkoalition geringster Anzahl Beteiligter mit einem Stimmengewicht von 49 Mandaten werden können (13 Mandate USPD, 27 Mandate SPD, 8 Mandate DDP, 1 Mandat Z  = 49). Ein Zusammengehen der USPD und des Z war ideologisch von beiden Akteuren jedoch tatsächlich völlig auszuschließen (besonders  wenn man die extrem unterschiedlichen  Standpunkte der Parteien auf dem Gebiet der Religionspolitik zugrunde legt). 

Im Herbst des Jahres 1922 gelang es schließlich der Opposition der vereinigten bürgerlichen Parteien zusammen mit den Kommunisten, die parlamentarische Mehrheit für die Selbstauflösung des Landtages herbeizuführen. Die Neuwahlen vom November 1922 führten zu geringfügigen Veränderungen der Stimmengewichte der Akteure, die USPD löste sich auf und ihre Mitglieder verteilten sich auf die KPD und die SPD. 



Tabelle 19

Die Regierungskoalitionen in Sachsen

Sachsen 05.11.1922    m > = 49

Parteien                    KPD   SPD   DDP   DVP   DNVP

Pol. Skala                    1         2         3         4          5

Mandate                     10       40        8         19        19

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Buck III (12/2)                        *

Zeigner (3/23)              *         *

Fellisch (19/23)                       *

Heldt I (1/24)                          *         *         *

WIN: 2/15   MWIN: 1/4   MSIZ: 1/1    BARP: 1/3    LARG: 1/10   MRAN: 2/3

CLMR: 2/2  CMWIN: 1/1   



Die KPD, die aus dieser Situation heraus eine Koalition mit der SPD suchte (diese war durch die Aufnahme vieler Mitglieder der ehemaligen USPD stark intern nach links gerückt), scheiterte mit ihrem Vorhaben an ihren weitreichenden Forderungen (Einführung eines Rätesystems), brachte aber dennoch Buck III mit einigen Stimmen aus ihrer Fraktion erneut in das Amt des Regierungschefs. Dieses Minderheitenkabinett geriet schon nach kurzer Zeit in die Krise, nachdem die Kommunisten ihre Unterstützung und somit die parlamentarische Mehrheit versagten. Buck III blieb geschäftsführend bis zum März 1923 im Amt. Kurioserweise nahm die SPD noch im März erneut die Koalitionsbemühungen zur KPD wieder auf  � . Noch im selben Monat erneuerte sie die Koalition aus KPD und SPD, die mit 50 Mandaten eine minimale verbundene Gewinnkoalition kleinster Reichweite und geringster Anzahl Beteiligter bei zusätzlich minimalem Stimmengewicht (MSIZ) darstellte; diese Koalition war nach den Kriterien Rikers, Leisersons, Axelrods und van Deemens die optimale Lösung des Koalitionsspieles. Diese stark nach links orientierte Koalition geriet zunehmend unter Schwierigkeiten mit der amtierenden Reichsregierung unter dem Kanzler Cuno und dessen Nachfolger Stresemann. Die Reichsregierung betrachtete die linke Koalition Sachsens als Herausforderung. Über den Weg der Reichsexekution wurde in Sachsen die Bildung einer neuen Landesregierung herbeigeführt. Mit den Stimmen der DNVP wählte der sächsische Landtag den früheren Wirtschaftsminister Fellisch zum Regierungschef. Dieses Minderheitenkabinett der SPD, das bei allen weiteren Maßnahmen über keine erforderliche parlamentarische Mehrheit verfügte und auch innerhalb der SPD zu Flügelkämpfen führte, wurde im Januar 1924 abgelöst und durch eine völlig neu strukturierte übermäßige Koalition aus SPD, DDP und DVP ersetzt (Heldt I). Die DDP war zum Spielgewinn zwar nicht notwendig, erweiterte aber den Range der Koalition nicht, und sorgte für eine Verbundenheit zwischen SPD und DVP. Der "sächsische Konflikt"  innerhalb der SPD (die Landespartei lehnte eine Beteiligung an der bürgerlichen Koalition ab - der Reichsparteivorstand begrüßte sie) führte dazu, daß die sächsische SPD den Regierungschef Heldt und seine Kabinettskollegen aus der Landespartei ausschloß. An den Mehrheitsverhältnissen seines Kabinettes änderte das jedoch nichts. Bei den sächsischen Landtagswahlen 1926 erhielt dieser Parteiflügel unter Heldt (= die Altsozialisten Sachsens) dann die erwartete Niederlage. 



Tabelle 20

Die Regierungskoalitionen in Sachsen

Sachsen 31.10.1926    m > = 49

Parteien                    KPD   SPD   DDP   DVP   WP   DNVP   VRP   NSDAP

Pol. Skala                    1        2          3         4        5         6          7           8 

Mandate                     14       35        5         12      10        14        4           2

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Heldt II (1/27)                        *         *          *        *

Heldt III (7/27)                       *         *          *        *        *

WIN: 2/128    MWIN: 0/11   MSIZ: 0/6    BARP: 0/2    LARG: 1/72    MRAN: 0/2

CLMR: 0/2  CMWIN: 0/2

Zur Regierungsbildung waren 49 Mandate nötig. Sowohl eine linke Koalition aus KPD und SPD � als auch eine Koalition aus den bürgerlichen Parteien DDP bis hin sogar zur NSDAP führte nicht zu einer parlamentarischen Mehrheit. Die verbundene Koalition aus KPD, SPD und DDP wäre mit 54 Mandaten � sowohl minimal gewinnend bei kleinster Anzahl von Stimmengewicht (MSIZ) als auch beteiligter Akteure (BARP) gewesen, hatte aber aufgrund der Ereignisse der vorausgegangenen Reichsexekution keine Chance auf Realisierung gehabt. So kam es im Januar 1927 zur Bildung der Koalition der bürgerlichen Parteien DDP, DVP und WP unter Einschluß der SPD, die erneut Heldt zum Regierungschef wählte. Diese übermäßige Gewinnkoalition wurde im Juli 1927 (Heldt III) noch zusätzlich durch die Aufnahme der DNVP um einen weiteren Akteur um Stimmengewicht und um Range erweitert.  Heldt konnte sich anders der Unterstützung der DVP und der WP nicht länger sicher sein. Er mußte durch die Aufnahme der DNVP deutliche Zeichen zu einer bürgerlich-rechten Koalition setzen. Diese "Große Koalition Sachsens" ist in dieser Zusammensetzung ein einmaliger Fall in der gesamten Weimarer Republik  gewesen, die mit keiner der vorgestellten Koalitionstheorien jemals hätte prognostiziert werden können, und erklärt sich nur durch die Berücksichtigung der inneren Verhältnisse Sachsens , vor allem wegen der vorausgegangenen Reichsexekution. 



Tabelle 21

Die Regierungskoalitionen in Sachsen

Sachsen 12.05.1929    m > = 49

Parteien                    KPD   SPD   DDP   DVP   WP  SLV  DNVP   VRP   NSDAP

Pol. Skala                    1        2          3         4        5      6          7           8          9

Mandate                     12       35        4         13      11     5          8           3          5             

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Bünger (7/29)                        *                     *        *                  *

Schiek (5/30)              Es gelang keine Regierungsbildung. Schiek ( parteilos ) 

                                  blieb bis zum 10.03.1933 geschäftsführend im Amt.

WIN: 1/252    MWIN: 0/32   MSIZ: 0/6    BARP: 0/18    LARG: 1/143   MRAN: 0/3

CLMR: 0/3  CMWIN: 0/3

Nach den 1929er Wahlen gelangte eine Koalition aus Teilen der SPD, DVP, WP und der DNVP in das Regierungsamt. Das Kabinett Bünger, dem schnell die Unterstützung der SPD wegen Auseinandersetzungen um die Wirtschaftspolitik verloren ging, war alsbald mit einer Stimmenmehrheit gegen sich konfrontiert. Die beiden linken Parteien und die NSDAP verfügten zusammen über 52 Mandate. Das Kabinett Bünger konnte sich jedoch nur wenige Monate im Amt halten. Im Februar 1930 brachten die Kommunisten und  Nationalsozialisten getrennte Mißtrauensanträge ein, weil Sachsen im Reichstag für die Annahme des Young Planes gestimmt hatte. Lediglich der Antrag der NSDAP hatte Erfolg und wurde mit Stimmen der SPD, KPD, NSDAP und des SLV angenommen.  Im Mai wurde daraufhin die Regierung Schiek mit allen Stimmen der bürgerlichen und rechten Parteien ins Amt gewählt. Dennoch beschloß die Mehrheit des Landtages sogleich die Selbstauflösung , weil sie sich von Neuwahlen eine arbeitsfähige parlamentarisch handlungsfähige Regierung erhoffte. Der 1930  neugewählte Landtag war nicht wie erhofft in der Lage, eine regierungsfähige Mehrheit zu erzeugen, vor allem weil in Sachsen der Regierungschef nach einer Änderung der Verfassung jetzt nur noch mit absoluter Mehrheit der Stimmen gewählt werden konnte. Eine Viererkoalition aus SPD, WP, DVP und DDP wäre denkbar gewesen, hatte aber, da im Reich die "Große Koalition" als gescheitertes Modell galt, auch in Sachsen keine Aussicht auf Realisierung. Das geschäftsführende Beamtenkabinett Schiek blieb also wider Willen bis zur Einsetzung einer Regierung durch die NSDAP im März 1933 im Amt. Damit hatte auch Sachsen als drittes Land den Weg der geschäftsführenden Minderheitenregierungen eingeschlagen, der dem Parlamentarismus in den Ländern der Weimarer Republik zu einem vorzeitigen Ende verhalf. 



Tabelle 22

Die Regierungskoalitionen in Sachsen

Sachsen 22.06.1930    m > = 49

Parteien     KPD   SPD   DDP   DVP   WP  SLV  DNVP  CSVD VRP  VNR  NSDAP

Mandate      13      32         3         8       10     5          5          2        2         2        14

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Es gelang keine Regierungsbildung. Schiek ( parteilos ) 

blieb bis zum 10.03.1933 geschäftsführend im Amt.



Sachsen und die "Power Excess" Theorie



Sachsen  1919

 Parteien             �USPD�SPD�DDP�DVP�DNVP��Center Pl.��*� � ���Core� �29� � �-29��Closed Co.�-27�27� � � ��Regierungs-

koalitionen�*

�*

*

*

*�

 

*

*� � 

  ��	

Core : 0/1	Closed Core : 1/1









Sachsen 1920

 Parteien             �KPD�USPD�SPD�DDP�Z�DVP�DNVP��Center Pl.���*� � ����Core�-37�-17�5� � � � ��Closed Co.�-37�-17�5� � � � ��Regierungs-

koalitionen� 

�*�*�*

� � � ��

Core : 0/1	Closed Core : 0/1







Sachsen 1922

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�DVP�DNVP��Center Pl.��*� � ���Core�-30�30� �     � ��Closed Co.�-30�30� �  � ��Regierungs-

koalitionen� 

*�*

*

*

*�





*�





*� ��

Core : 1/1	Closed Core : 1/1

�Sachsen 1926



 Parteien             �KPD�SPD�DDP�DVP�WP�DNVP�VRP�NSDAP��Center Pl.��*�� ��� ���Core�-21�21

21

21

21�� 





-25�



-29�

-21

�



-41

� 





-45��Closed Co.�-21�21�����  ���Regierungs-

koalitionen� �*

*�*

*�*

*�*

*�

*� � ��

Core : 0/4	Closed Core : 0/1







Sachsen 1929



 Parteien             �KPD�SPD�DDP�DVP�WP�SLV�DNVP�VRP�NSDAP��Center Pl.�� �*� �������Core� �21�-41� � �-39���-39��Closed Co.� � �-41�-23�-27�-39�-33�-43�-39��Regierungs-

koalitionen� �*� �*�*� �*�� ��

Core : 0/1	Closed Core : 0/1

Das Land Sachsen zeigt gute Übereinstimmung der Prognosen der Power Excess Theorie mit den tatsächlich realisierten Regierungskoalitionen. Eine der acht vorhergesagten Core Koalitionen sowie zwei der fünf verbundenen Core Koalitionen nach van Deemen wurden in Sachsen als Regierungskoalitionen realisiert. Eindeutig ist das Ergebnis für das Kriterium des Center Player. Elf der 13 Kabinette waren Kabinette mit Beteiligung des Center Player.



�3.3.4.    Thüringen

Die Verfassung des Landes Thüringen sah eine Legislaturperiode von drei Jahren Dauer vor ( § 6 ). In § 18 waren die Modalitäten für die Auflösung des thüringischen Landtages beschrieben. Dies konnte 1. ) auf dem Weg der Selbstauflösung des Landtages geschehen, als auch 2.)  über das Mittel des Volksentscheides.  

In Thüringen stand neben der regulären Gesetzgebung durch den Landtag die Möglichkeit zu Volksbegehren und Volksentscheid offen ( §§ 24, 27 ) . Wie in den weiter oben beschriebenen Fallstudien galt auch in Thüringen der Grundsatz, daß die Regierung ( Ministerpräsident und Ressortminister ) allein vom Vertrauen des Landtages abhängig war ( §§ 34-40 ). Für Thüringen galt ebenfalls das Prinzip der geschäftsführenden Regierung bis zum Zeitpunkt der Neuwahl eines Nachfolgekabinettes ( § 42 ). 

Zu Beginn der staatlichen Neuordnung Deutschlands bestand Thüringen zunächst aus sieben Einzelstaaten. Auf die Regierungen dieser sieben Einzelstaaten soll hier jedoch nicht eingegangen werden. Ab 1920 ( 04.01.1920 und 30.04.1920 ) schlossen sich diese Einzelstaaten Weimar, Meiningen, Altenburg, Gotha, Reuß, Rudolfstadt und Sonderhausen durch ihren Gemeinschaftsvertrag zum Land Thüringen zusammen. 

Bei den ersten Wahlen im nun zusammengefaßten Staatsgebiet Thüringens im Jahr 1920  ( die Mandatsanzahl betrug 53 Sitze, das m-Kriterium lag bei 27 Sitzen )  verteilten sich die Stimmengewichte auf sechs Akteure. 



Tabelle 23

Die Regierungskoalitionen in Thüringen

Thüringen  20.06.1920    m > = 27

Parteien                  USPD   SPD   DDP   DVP   LB   DNVP

Pol. Skala                    1        2          3         4        5         6

Mandate                     15       11        4         8        11       4

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Paulssen I (11/20)                  *         *

WIN: 0/32  MWIN: 0/13 MSIZ: 0/4   BARP: 0/10  LARG: 0/15  MRAN: 0/4

CLMR: 0/3  CMWIN: 0/2



Die Regierungsbildung zum ersten Kabinett Paulssen I gestaltete sich von Anfang an schwierig. Sowohl eine eher linke als auch eine Mitte-Rechts Regierung war auf die Unterstützung der DDP angewiesen. Diese Stellung der DDP ( die DDP war Center Player im Gesamtparlament ) machte eine Regierungsbildung äußerst problematisch. Die DDP lehnte das Zusammengehen  mit den Parteien DVP, LB und DNVP in einer minimalen Gewinnkoalition mit minimaler Größe bei Verbundenheit und minimalem Range ab. Die von dieser Koalition gehaltenen Mandate betrugen 27 ( bei einem m-Kriterium von mindestens 27 Mandaten  ). Die DDP präferierte das Zusammengehen mit der SPD. Eine verbundene Koalition aus SPD und DDP war weit davon entfernt das formulierte m-Kriterium zu überschreiten. Dieses m-Kriterium hätte nur von einer Koalition aus USPD, SPD und DDP mit dann 30 Mandaten erreicht werden können; diese Koalition wäre minimal gewinnend, von geringster Anzahl Beteiligter bei Verbundenheit und minimaler Reichweite gewesen. Eine Regierungskoalition unter Beteiligung der USPD war jedoch weder für die SPD noch für die DDP denkbar �. Die Koalitionsverhandlungen schienen folglich in dieser Situation ausweglos zu sein und dauerten fünf (!) Monate. Im November 1920 fand sich die USPD schließlich bereit die Bildung eines Minderheitenkabinettes aus SPD und DDP ( 15 Mandate )  zu unterstützen. Nur mit Hilfe der USPD bei der Wahl des Ministerpräsidenten war Paulssen ins Amt gelangt. Die USPD war in dessen Kabinett nicht vertreten, übte aber eine starke Kontrollgewalt über dieses Kabinett aus, das ohne die Unterstützung der USPD nicht arbeitsfähig war. Unter diesem Druck stand das Kabinett Paulssen I von Beginn an. Im Juli 1921 trat es schließlich in Folge einer parlamentarischen Abstimmungsniederlage zurück. Der Landtag beschloß daraufhin die Selbstauflösung. 

Die Neuwahlen des Jahres 1921 brachten nur geringe Veränderungen des Stimmengewichtes der Akteure mit sich. 



Tabelle 24

Die Regierungskoalitionen in Thüringen

Thüringen  11.09.1921    m > = 28

Parteien                   KPD  USPD   SPD   DDP   DVP   LB   DNVP

Pol. Skala                  1.5      1.5        3         4         5        6        7 

Mandate                     6         9         13       3         9        10       4

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Fröhlich I (10/20)                   *          *

Fröhlich II (10/23)                       * (SPD ; nach Vereinigung von USPD & SPD)

WIN: 0/63    MWIN: 0/15   MSIZ: 0/6    BARP: 0/7   LARG: 0/29    MRAN: 0/5

CLMR: 0/3  CMWIN: 0/1



Dieses Wahlergebnis zog  die Bildung einer rein sozialistischen Regierung nach sich, die auf einer Koalition aus SPD und USPD beruhte und erneut auf die Stimmen eines weiteren Akteurs angewiesen war. Die sechs Stimmen der KPD waren notwendig um dieser Koalition das Erreichen des m-Kriteriums von mindestens 28 Mandaten zu ermöglichen. Auch dieses Kabinett Fröhlich I war wieder eine Minderheitenregierung mit parlamentarischer Unterstützung. Das Kabinett Fröhlich I sicherte sich seine Arbeitsfähigkeit allein mit Hilfe der Notverordnungen ( § 33 ) . Es ging so Konflikten mit der KPD und der bürgerlichen Opposition aus dem Weg. Unter Fröhlich I wurden insgesamt 46 Notverordnungen erlassen �. In den Regierungszeitraum Fröhlich I fiel auch die Wiedervereinigung der USPD mit der SPD im Oktober 1922. Die neue gemeinsame SPD Fraktion konnte nun als "Unitary Actor" auftreten, war aber dennoch auf die Unterstützung der linken KPD angewiesen. KPD und SPD konnten gemeinsam einen Antrag der "externen Opposition" zur Selbstauflösung des Landtages abschmettern, eine kontinuierliche Regierungsarbeit war der SPD allein jedoch weiterhin nicht möglich. 

Nachdem auf Reichsebene das Kabinett aus DVP, Z und DDP unter Cuno gescheitert war und die SPD sich im Kabinett Stresemanns zur "Großen Koalition" bereitgefunden hatte, eröffnete die KPD in Thüringen den Konfrontationskurs gegen die SPD. Sie versagte dem Kabinett Fröhlich die Unterstützung und brachte ein Mißtrauensvotum der Opposition zum Erfolg. Im Oktober 1923 erreichte die KPD die Bildung einer extrem linksorientierten Regierungskoalition aus KPD und SPD mit 28 Mandaten und minimaler Anzahl Beteiligter ( BARP ) . Diese linksorientierte Minderheitenregierung Thüringens wurde auf dem Weg der Reichsexekution aufgelöst. Das Kabinett Fröhlich II bestand daraufhin geschäftsführend bis zum Februar 1924.

Die Wahlen vom Februar 1924 führten endgültig zum Verschwinden der sozialdemokratisch-kommunistischen Regierung. Die rechtsextreme Vereinigte Völkische Liste (VVL) �  erreichte sieben Mandate. Zum Thüringischen Ordnungsblock ( TOB ) schlossen sich die Parteien DNVP, Landbund, DVP und DDP mit 35 Mandaten zusammen. Eine regierungsfähige Mehrheit war nur denkbar durch den Zusammenschluß entweder des TOB mit der SPD oder des TOB mit der VVL. Die bürgerlichen Parteien des TOB schlossen eine Beteiligung der SPD aufgrund von Unvereinbarkeiten  bezüglich ihrer Policy Standorte in der Innen- und Rechtspolitik aus. Eine Regierungsbeteiligung der extrem rechten VVL lehnten sie ebenfalls ab. So wurde schließlich das Beamtenkabinett Leutheußer I mit parlamentarischer Abstimmungsunterstützung von TOB und VVL gebildet. 



Tabelle 25

Die Regierungskoalitionen in Thüringen

Thüringen  10.02.1924    m > = 37

Parteien                   KPD   SPD   TOB   VVL

Pol. Skala                    1        2        3          4 

Mandate                     13      17       35        7

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Leutheußer I (2/24)                         *

WIN: 0/8    MWIN: 0/4    MSIZ: 0/1    BARP: 0/3    LARG: 0/6    MRAN: 0/2

CLMR: 0/2  CMWIN: 0/2



Dieses Beamtenkabinett, ebenfalls keine gewinnende Koalition , behauptete sich die gesamte Legislaturperiode im Amt. Der 1927 gewählte Landtag bestand aus insgesamt 56 Mandaten. 



Tabelle 26

Die Regierungskoalitionen in Thüringen

Thüringen  30.01.1927    m > = 29

Parteien                   KPD   SPD   DDP   EL   WP   VRP   VVL

Pol. Skala                   1        2         3        4       5       6         7

Mandate                     8       18        2        19     5       1         3

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Leutheußer  II (4/27)                        *       *       *

Riedel  (11/28)                                 *        *      *

Paulssen II (5/29)                             *       *       *

WIN: 0/62    MWIN: 0/9    MSIZ: 0/5    BARP: 0/1    LARG: 0/33    MRAN: 0/4

CLMR: 0/2  CMWIN: 0/0



In der VVL mit drei Mandaten befanden sich die NSDAP (wi = 2) und die DVFB (wi = 1), die Einheitsliste ( EL ) bestand aus den Parteien DNVP, LB und DVP. Daß diese Listenverbindungen nicht als "Unitary Actor" angesehen werden können, zeigt die Tatsache, daß nach den Wahlen 1927 das Minderheitenkabinett Leutheußer II zwar von den Akteuren DDP, WP und EL parlamentarisch ins Amt gebracht wurde, im Kabinett jedoch keine Ministerposten an die DNVP gingen. Auch das zweite Kabinett Leutheußer war wiederum keine Mehrheitskoalition. Es war erneut durch die Unterstützung der VVL bei der Wahl des Regierungschefs ins Amt gelangt. Bei unveränderter Zusammensetzung der Koalition aus DDP, EL und WP  wurde der Ministerpräsident Leutheußer im Oktober 1928 durch ein Mißtrauensvotum zu Fall gebracht und durch den neuen Kandidat der DVP, Riedel , ersetzt. Nach einer erneuten parlamentarischen Abstimmungsniederlage des Kabinettes Riedel ( auch er verfügte ja nicht über eine sichere parlamentarische Mehrheit ) wurde im Mai 1929 der DDP Kandidat Paulssen zum Ministerpräsidenten gewählt. Dabei sei noch einmal darauf hingewiesen, daß keines der oben beschriebenen Kabinette je die parlamentarische Mehrheit besessen hatte.  Die Minderheitenkabinette Thüringens waren also ständig in ihrer Existenz gefährdet, da sie für jedes Gesetzgebungsvorhaben auf die Unterstützung durch die externe Opposition angewiesen waren.  

Im  Oktober 1929 kam es innerhalb des Kabinettes Paulssen II zum Konflikt, welcher schließlich zu vorzeitigen Neuwahlen führte. 



Tabelle 27

Die Regierungskoalitionen in Thüringen

Thüringen  08.12.1929    m > = 27

Parteien                   KPD   SPD   DDP  DVP   WP   LB  DNVP   NSDAP

Pol. Skala                   1        2         3        4         5       6       7            8

Mandate                     6       18        1        5         6       9       2            6

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Baum ( 1/30)                                             *         *       *       *            *

WIN: 1/128   MWIN: 1/18   MSIZ: 0/8   BARP: 0/1  LARG: 0/63   MRAN: 1/5

CLMR: 1/3  CMWIN: 1/1



Die Rechte verfügte mit Hilfe der DVP, des LB und der WP zusammen mit der bürgerlichen Mitte erstmals über eine parlamentarische Mehrheit mit insgesamt 28 Mandaten. Aufgrund der Ereignisse im Reichstag war an die Koalition unter Beteiligung der SPD oder der DDP kaum zu denken. Die Unvereinbarkeiten dieser Parteien mit den Akteuren auf dem rechten Spektrum hatte bereits auf Reichsebene die Entwicklung zu Regierungen, die ohne parlamentarische Mehrheit amtierten eingeleitet und den Weg zu den Präsidialkabinetten vorbereitet. Die Tage der "Großen Koalition" waren endgültig zu Ende. Im Januar 1930 wählte der Landtag Thüringens das neue Kabinett Baum - eine verbundene Core Koalition. Es bestand aus einer minimalen Gewinnkoalition mit minimaler Reichweite ( MRAN ) bei Verbundenheit  (CLMR)  und den Parteien DVP, WP, LB, DNVP und NSDAP. Die Beteiligung der NSDAP  stieß auf breite Ablehnung und führte schnell zu Konflikten zwischen Thüringen und dem Reich. Durch ein Mißtrauensvotum wurden schließlich die NSDAP Minister aus der Regierungskoalition entfernt �. Eine Auflösung und Neuwahlen des Landtages kam bei den gegebenen Mehrheitsverhältnissen jedoch nicht zustande. Das Kabinett Baum hatte durch das Ausscheiden der NSDAP Minister die parlamentarische Mehrheit noch nicht verloren. Bis zum Juli 1932 konnte sich Baum durch die teilweise Unterstützung der SPD parlamentarisch absichern. Als diese Unterstützung ausblieb, trat das Kabinett Baum zurück. Im Jahr 1932 fand zusammen mit den Reichstagswahlen auch die Neuwahl des thüringischen Landtages statt.



Tabelle 28

Die Regierungskoalitionen in Thüringen

Thüringen  31.07.1932    m > = 31

Parteien                   KPD   SPD   DDP  DVP   LB   DNVP   NSDAP

Pol. Skala                   1        2         3         4        5       6             7  

Mandate                    10       15       1         1        6       2             26

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Saukel (8/32)                                                        *                      *

WIN: 1/64  MWIN: 1/4    MSIZ: 0/1   BARP: 1/3  LARG: 0/40   MRAN: 1/6

CLMR: 0/2  CMWIN: 0/0



Die NSDAP war mit 26 der 61 Mandate zwar zum Akteur mit dem größten Stimmengewicht geworden, nicht aber zum Center Player des Landtages. Das neue Kabinett Sauckel, eine minimale Gewinnkoalition ( MWIN ) mit geringster Anzahl Beteiligter ( BARP ) und minimalem Range ( MRAN )   mit 32 Mandaten bestand aus den Parteien LB und NSDAP. Nach Oldenburg und Mecklenburg-Schwerin war Thüringen nun das dritte Land der Weimarer Republik, dessen Regierung schon 1932 im wesentlichen von der NSDAP gebildet wurde �. 



�Thüringen und die Power Excess Theorie



Thüringen 1920

 Parteien             �USPD�SPD�DDP�DVP�LB�DNVP��Center Pl.� ��*��� ��Core�3� 

-5�-19

-19

-19�-11

-11

-11� 



-5� 

-19

-19��Closed Co.� � �-19�-11�-5�-19��Regierungs-

koalitionen� �*�*�� � ��

Core : 0/3	Closed Core : 0/1



Thüringen 1921

 Parteien             �KPD�USPD�SPD�DDP�DVP�LB�DNVP��Center Pl.�� �*� �����Core�-16

-16�-10

�-2

-2� � 

-10�� ��Closed Co.�-16�-10�-2� �����Regierungs-

koalitionen� �*�*

*  �� � � � ��

Core : 0/2	Closed Core : 0/1



Thüringen 1924

 Parteien         �KPD�SPD�TOB�VVL��Center Pl.�� �*���Core� � �28�-28��Closed Co.� � �28�-28��Regierungs-

koalitionen� � �*� ��Core : 0/1	Closed Core : 0/1









Thüringen 1927

 Parteien         �KPD�SPD�DDP�EL�WP�VRP�VVL��Center Pl.���*�*� � ���Core�-13

-13�

7



7�-25

-25

-25

-25�9



9� 



-19

-19�

-27



-27� 



-23

-23��Closed Co.���-26�8�-20�-28�-24��Regierungs-

koalitionen���*

*

*�*

*

*�*

*

*� � ��

Core : 0/4	Closed Core : 0/1



Thüringen 1929

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�DVP�WP�LB�DNVP�NSDAP��Center Pl.�� ��*��� ��� Core�-15

-15

� �-25

-25

-25�-17

-17

-17�-15



-15�-9

-9

-9� �

-15

-15��Closed Co.� � ��-18�-16�-10�-24�-16��Regierungs-

koalitionen� � � �*�*�*�*�*��

Core : 0/3	Closed Core : 1/1



�Thüringen 1932

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�DVP�LB�DNVP�NSDAP��Center Pl.�� �� �*� ���Core�-11�-1� � �-19� � ��Closed Co.�-13�-3�-31�-31�-21�  ���Regierungs-

koalitionen� � � � �*� �*��

Core : 0/1	Closed Core : 0/1

Thüringen zeigt aufgrund seiner außerordentlich hohen Anzahl von Minderheitenregierungen ( nur zwei der neun Regierungskoalitionen waren gewinnend) keine gute Übereinstimmung der Prognosen der Power Excess Theorie mit den tatsächlich realisierten Kabinetten. Lediglich eine der fünf verbundenen Core Koalitionen konnte richtig vorhergesagt werden. Für das Jahr 1927 stellen wir , da die Bedingung des strong Games nicht erfüllt ist und sich bei gerader Gesamtmandatsanzahl blockierende Koalitionen gegenüberstehen können, zwei Center Player im Landtag fest. Für die Berechnung des Cores wurde es als ausreichend empfunden, wenn bereits einer der Center Player in einer Gewinnkoalition vorhanden war. Dieses Phänomen zeigt sich im folgenden auch in je einem Fall in Hessen und in Mecklenburg Strelitz. 

�3.3.5.   Baden



In Baden wurde nach der Revolution das zunächst eingesetzte Kabinett Geiß nach den ersten Wahlen zur Nationalversammlung  vom 5. Januar 1919 in eine Koalition aus den Akteuren SPD, DDP und Z  (=  "Weimarer Koalition"  ) umgebildet. 

Die Annahme der neuen Landesverfassung Badens geschah über das Mittel der Volksabstimmung welches die Verfassung ausdrücklich vor�sah �. Damit war Baden das einzige Land, in dem der Prozeß der Verfassungsgebung von einer Volksabstimmung begleitet wurde. Die am 23.April 1919 in Kraft getretene Verfassung sah eine Legislaturperiode von vier Jahren Dauer vor. Die vorzeitige Auflösung des Landtages konnte lediglich über das Mittel der Volksabstimmung erreicht werden ( § 46). Wie bereits weiter oben geschildert ( vergl.  Bayern ) hatte der badische Landtag das Recht zur Wahl aller Minister. Aus der Mitte der Minister wählte der Landtag jedes Jahr den Präsidenten des Staatsministeriums. Dieser führte laut § 52 der Verfassung  die Amtsbezeichnung  "Staatspräsident" und war gleichzeitig Regierungschef. Durch die einfache Mehrheit des Landtages konnte dieser "Staatspräsident" aber auch jeder einzelne Ressortminister aus dem Amt gebracht werden (  § 53).  Bei Nichtanwesenheit der Landtagsmitglieder hatte das "Staatministerium" das Recht, Notverordnungen zu erlassen (§ 56). Das nach der Revolution gebildete Kabinett Geiß wurde zunächst in eine Koalition aus SPD, DDP und Z umgewandelt.



Tabelle 29

Die Regierungskoalitionen in Baden

Baden  05.01.1919    m > = 54

Parteien                   SPD   DDP     Z     DNVP

Pol. Skala                  1          2        3          4

Mandate                   36         25      39        7

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Geiß ( 1/19 )              *          *        *

Trunk I (8/20)            *          *        *

WIN: 2/8  MWIN: 0/3    MSIZ: 0/1   BARP: 0/3  LARG: 2/4   MRAN: 0/2

CLMR: 0/2  CMWIN: 0/2



Diese gewinnende und übermäßige Koalition  erfüllte mit ihren 100 Mandaten das zur Annahme des Verfassungswerkes notwendige 2/3  m-Kriterium (LARG). Diese Koalition hätte sich unter Auslassung des Z zu einer  optimalen "Modellkoalition" gemäß der spieltheoretischen Koalitionsmodelle umwandeln können, und hätte dann die Kriterien des MWIN bei geringster Anzahl von Mandaten (MSIZ) und Akteuren (BARP) bei Verbundenheit mit minimalem Range (MRAN und CLMR) erfüllt, hätte jedoch nicht über die breite 2/3 Mehrheit des Landtages verfügt. 

Nach der endgültigen Verabschiedung der neuen badischen Verfassung wurde am 30. Oktober 1921 der "1. Badische Landtag" gewählt. Dieser neue Landtag besaß nun 86 Mandate, die sich wie in Tabelle 30 dargestellt auf die verschiedenen Akteure verteilten.



Tabelle 30  

Die Regierungskoalitionen in Baden

Baden  30.10.1921    m > = 44

Parteien          KPD   USPD   SPD    DDP   Z     DVP    WP    BLB    DNVP

Pol. Skala         1.5        1.5       3          4      5         6         7        8           9

Mandate            3           2        20        7      34        5         1        7           7

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Hummel   (11/21)                       *         *        *       

Remmele I (11/22)                     *          *       *

Köhler I (11/23)                         *          *       *

Hellpach (11/24)                        *          *       *

WIN: 4/252   MWIN: 0/20    MSIZ: 0/12   BARP: 0/1   LARG: 4/142  MRAN: 4/5

CLMR: 4/3  CMWIN: 0/1



In diesem neugewählten Landtag behielt die "Weimarer Koalition" aus SPD, DDP und Z wiederum mit 61 Mandaten die Mehrheit. Erneut hatte diese Koalition einen unnötigen Akteur in sich aufgenommen. Die DDP trug mit ihren sieben Mandaten nicht zum Mehrheitsgewinn dieser Koalition bei, vergrößerte jedoch den Range der Koalition nicht und sorgte für eine Verbundenheit zwischen SPD und Z. Bei jährlichem Wechsel des "Staaspräsidenten" ( = Ministerpräsident ) behielt die "Weimarer Koalition" in Baden die gesamte Legislaturperiode hindurch die Mandatsmehrheit im Landtag. 



Tabelle 31

Die Regierungskoalitionen in Baden

Baden  25.10.1925    m > = 37

Parteien         		KPD   SPD    DDP   Z     DVP    WP    DNVP

Pol. Skala         	   1        2          3       4        5         6          7

Mandate      	              4       16         6       28      7         3          8

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Trunk II (11/25)                       *         *        *

Köhler II (11/26)                      *         *        *

Trunk III (2/27)                        *         *        *

Remmele II (11/27)                  *         *        * 

Schmitt I (11/28)                      *         *        *

WIN: 5/63   MWIN: 0/13    MSIZ: 0/3   BARP: 0/1   LARG: 5/37  MRAN: 5/4

CLMR: 5/3  CMWIN: 0/2



Auch nach den Wahlen des Jahres 1925 konnte die "Weimarer Koalition" aus SPD, DDP und Z mit nun 50 Mandaten ihre Position als Gewinnkoalition bei minimalem Range und Verbundenheit halten (MRAN und CLMR) . Innerhalb des von dieser Koalition aufgespannten Ranges entlang der eindimensionalen ordinalen Rechts�Links Skala war keine optimalere "ordinale Minimal Range Koalition" möglich. Bis zu den regulären Wahlen des Jahres 1929 blieb die Regierung der "Weimarer Koalition" erneut als Regierungskoalition im Amt. Die nunmehr 88 Mandate � des neugewählten 3. Badischen Landtages  verteilten sich auf folgende Akteure.



Tabelle 32

Die Regierungskoalitionen in Baden

Baden  27.10.1929    m > = 45



Parteien�KPD�SPD�DDP�Z�DVP�WP�EVD�BLB�DNVP�NSDAP��Pol. Skala�1�2�3�4�5�6�7.5�7.5�9�10��Mandate�5�18�6�34�7�3�3�3�3�6��------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Wittemann  (11/30)        *      *       *

Schmitt (11/31)              *               *        *

ab 11.03.1933    Reichskommissar Wagner  (NSDAP)

WIN: 2/508   MWIN:0/49   MSIZ: 0/20   BARP: 0/1   LARG: 1/285   MRAN: 1/7

CLMR: 1/5   CMWIN: 0/3



Der neu hinzugekommene Akteur EVD trat bislang zusammen mit dem BLB ( Landvolk Badens ) in einer Listenverbindung auf. Auch nach diesen Wahlen war die bisherige "Weimarer Koalition" aus SPD, DDP und Z erneut in die Lage versetzt worden, ihre Regierungsmehrheit zu behaupten. Diese Koalition war mit 58 Mandaten wiederum  eine Gewinnkoalition. Die DDP war nicht zum Mehrheitsgewinn dieser Koalition notwendig gewesen, erweiterte jedoch den Range dieser Koalition nicht und sorgte für die Verbundenheit zwischen SPD und Z auf der ordinalen eindimensionalen Rechts�Links Skala. 

Durch den Bedeutungsgewinn der bürgerlichen und rechten Parteien auf Reichsebene verstärkte sich das Bestreben, die bisherige "Weimarer Koalition" um die DVP zu erweitern und somit eine übermäßige Koalition mit erweitertem Range und nun 65 Mandaten (= 2/3 Kriterium der LARG Koalition) zu bilden. Diese Bemühungen stießen zunächst auf den Widerstand der SPD. Dennoch zeichnete sich ein Wandel im Koalitionsklima dadurch ab, daß seit 1928 ( und bereits im Zeitraum von 1925�1927 ) das Amt des "Staatspräsidenten" allein vom Z beansprucht wurde. Der alljährliche Wechsel in diesem Amt fand nicht länger statt. Im Sommer 1931 gelang es schließlich dem Z, die DVP in die Regierungskoalition aufzunehmen. Nach Ausscheiden des einzigen Ministers der DDP war dieser Akteur ab 1931 nicht länger in der Regierungskoalition vertreten. Nach fast elfjähriger Zusammenarbeit der "Weimarer Koalition" in Baden wurde 1931 diese Koalition zu einer unverbundenen "Winning Coalition" mit 2/3 Mehrheit ( = 59 Mandate )  zur "badischen Großen Koalition" umgewandelt. Dieses 1931 geschaffene Kabinett aus den Parteien SPD, Z und DVP behielt bis zum Frühjahr 1933 die Regierungsmehrheit. Durch die Verlagerung zur DVP hatte sich der "Pivot" innerhalb der Koalition, das Z , einen zusätzlichen Verbündeten geschaffen. Dieser Akteur stand auf der "Religionsdimension" dem  Z  wesentlich näher als die DDP. So gelang dieser Regierungskoalition die zügige und reibungslose Verabschiedung der badischen Kirchenverträge � ,  für die die SPD in dieser Koalition der Gegenpart war. Das Ende der "Großen Koalition" in Baden wurde schließlich durch den Austritt der SPD herbeigeführt, die immer deutlicher Stellung gegen die badischen Kirchenverträge bezog. Am 11.03.1933 wurde schließlich die Regierungsgewalt von der badischen NSDAP übernommen. 

�Baden und die "Power Excess" Theorie

 

Für das Land Baden liefert die Power Excess Theorie keinerlei gute Prognosegrundlage. Keine der Regierungskoalitionen Badens erfüllte die Kriterien dieser Theorie. Für die Beteiligung des Center Player an der Regierung gilt dies jedoch nicht. An allen Landesregierungen Badens war der Center Player  beteiligt.



Baden   1919

 Parteien             �SPD�DDP�Z�DNVP��Center Pl.��*����Core�11�-11� � ��Closed Co.�11�-11� ���Regierungs-

koalitionen�*

*�*

*�*

*� ��Core : 0/1	Closed Core : 0/1





Baden 1921

 Parteien             �KPD�USPD�SPD�DDP�Z�DVP�WP�BLB�DNVP��Center Pl.�� ���*� � � ���Core� -38

-38



-38



-38�

-40

-40



-40



-40� �-30



-30�24

24

24

24

24

24

24�

-34



�



-42



 -42



-42� 





-30

-30



�









-30

-30 ��Closed Co.� � � �-32�22�-36� �  ���Regierungs-

koalitionen� � � *

*

*

*�*

*

*

*�*

*

*

*� � � � ��Core : 0/7	Closed Core : 0/1









Baden 1925

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�Z�DVP�WP�DNVP��Center Pl.�� ��*� � ���Core� � �-25�19� �-31� ��Closed Co.� � � �18�-24�-32� �� Regierungs-

koalitionen� �*

*

*

*

*�*

*

*

*

*�*

*

*

*

*� � � ��Core : 0/1	Closed Core : 0/1





Baden 1929

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�Z�DVP�WP�EVD�BLB�DNVP�NSDAP��Center Pl.�� ��*���� � ���Core�-35

-35

-35

-35

-35

-35

-35

-35� �-33�23

23

23

23

23

23

23

23�� 

-39

-39









-39� 

-39



-39

-39� 



-39

-39



-39� 







-39

-39



-39� 











-33��Closed Co.� � �-35�21

21

21�-33

-33

-33� 

-41

-41� 

-41� 



-41�  ���Regierungs-

koalitionen� �*

*�*�*

*�

*� � � � � ��Core : 0/8	Closed Core : 0/3













3.3.6.   Württemberg



Die Verfassung Württembergs legte in §26 fest, daß (ähnlich wie in den meisten Ländern der Weimarer Republik) der Regierungschef (= Staatspräsident) von der Mehrheit des Landtages gewählt werden sollte. Die Ressortminister wurden in Württemberg vom Staatspräsident frei ernannt (bzw. entlassen, §27). Das gesamte Staatsministerium war jedoch vom Vertrauen des Landtages abhängig ( §28). In Württemberg wurde auch das Verfahren der Regierungsneuwahl in der Verfassung des Landes festgelegt ( §27). Demnach war nach jeder Neuwahl des Landtages auch die Neuwahl der Regierung notwendig. Das Fehlen einer solchen Bestimmung hatte ja, wie bereits weiter oben beschrieben, in Preussen 1924 zu beträchtlicher Verwirrung geführt. Bei nicht versammeltem Landtag war die Regierung zur Notverordnung befugt ( §46).



Tabelle 33

Die Regierungskoalitionen in Württemberg

Württemberg  12.01.1919    m > = 76

Parteien        		USPD   SPD   DDP   Z     WBB   WWKB   DNVP

Pol. Skala          	     1         2         3       4      5.5        5.5             7          	   	   

Mandate            	     4        52        38     31      10         4              11       	   	   

-------------------------------------------------------------------------------------------------------

Blos I (11/18)                   *         *         *        *

Blos II (3/19)                              *         *        *

WIN: 2/64   MWIN:0/7   MSIZ: 0/3   BARP: 0/2   LARG: 2/24   MRAN: 0/3

CLMR: 0/3   CMWIN: 0/2



Das seit dem Umsturz im November  1918 amtierende Kabinett Blos I, eine Koalition aus den Parteien USPD, SPD, Z und DDP, mit 125 Mandaten eine übermäßige Gewinnkoalition mit übermäßiger Anzahl von Akteuren und Stimmengewicht sowie übermäßigem Range, konnte zügig die Verfassung Württembergs mit der notwendigen 2/3 Mehrheit verabschieden (26.04.1919),  die später noch einmal an die Reichsverfassung korrigierend angepaßt werden mußte  und schließlich voll in Kraft trat (25.09.1919).

Die verfassungsgebende Landesversammlung wurde daraufhin aufgelöst, sodaß am 06.06.1920 die Wahlen zum 1.Württembergischen Landtag stattfinden konnten. 









Tabelle 34

Die Regierungskoalitionen in Württemberg

Württemberg  06.06.1920    m > = 51

Parteien        		USPD   SPD   DDP    Z     DVP   WWKB   DNVP

Pol. Skala          	     1         2         3       4       5           6             7          	   	   

Mandate            	    14        17       15     23      4          18            10

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

von Hieber (6/20)                                   *       *  (zunächst ohne SPD Minister)

von Hieber (21)                           *         *       *

Rau (4/24)                                                      *

WIN: 1/64   MWIN:1/18  MSIZ: 0/3   BARP: 1/7   LARG: 0/29   MRAN: 1/5

CLMR: 1/3   CMWIN: 1/1



Dieser Landtag bestand aus 101 Mandaten. Das m�Kriterium für eine gewinnende Koalition lag bei 51 Mandaten. Die USPD hatte sich bereits in der letzten Phase der Existenz der Landesversammlung aus der Regierung zurückgezogen. Somit beanspruchten die Regierungsparteien nur noch 55 der 101 Mandate. Die Parteien der "Weimarer Koalition" aus SPD, DDP und Z hatten nach der Wahl 1920 starke Einbußen gegenüber ihres alten Stimmengewichtes hinnehmen müssen. Am deutlichsten fiel diese Einbuße bei der SPD aus, die von 52 auf 17 Mandate herabgesunken war. Grund genug für die Akteure DDP und Z auf einen Ausschluß der SPD aus der Regierungskoalition hinzuarbeiten. Die SPD lehnte die Teilnahme an einer neuen Regierung von sich aus ab. Darauf wurde schließlich ein Minderheitenkabinett aus Z und DDP gebildet, das mit der Unterstützung der SPD Stimmen im Landtag in das Regierungsamt kam. Diese Minderheitenkoalition hielt sich mit Unterstützung der SPD eine Weile im Amt und wurde schließlich im Jahr 1921 wieder zur Regierungsmannschaft der "Weimarer Koalition" aus SPD, DDP und Z  ausgebaut. Diese Koalition, eine verbundene Core Koalition gemäß van Deemen, war sowohl minimal gewinnend  (MWIN) als auch von minimaler Anzahl Beteiligter (BARP) und Verbundenheit bei minimalem Range (MRAN und CLMR). Es gelang dieser Koalition dennoch nicht die volle Legislaturperiode im Amt zu bleiben. Unstimmigkeiten und Ministeraustritte sorgten schließlich dafür, daß ab April 1924 lediglich ein Rumpfkabinett unter dem Regierungschef Rau im Amt blieb, das auf die Tolerierung von Seiten der Opposition angewiesen war.   

Die Wahlen des Jahres 1924 wurden zusammen mit der Reichstagswahl abgehalten und brachten für Württemberg folgende Mandatsverteilung:







Tabelle 35

Die Regierungskoalitionen in Württemberg

Württemberg  04.05.1924    m > = 41

Parteien        		KPD   SPD   DDP    Z     DVP   DNVP   VSB

Pol. Skala          	   1        2         3        4        5          6          7 

Mandate            	   10      13        9       17       3          25        3

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Bazille (6/24)                                                *                     *

WIN: 1/63   MWIN:1/13  MSIZ: 0/3   BARP: 1/1   LARG: 0/32   MRAN: 1/4

CLMR: 0/3   CMWIN: 0/2



Die Parteien USPD und SPD hatten sich zuvor wieder zu einer Partei (SPD) zusammengeschlossen. Als neuer Akteur auf dem linken Parteienspektrum entstand die KPD. Die Mandatsmehrheit der "Weimarer Koalition" war nun gänzlich verschwunden. Die "Weimarer Koalition" war mit nur 39 Mandaten keine gewinnende Koalition mehr. Ohne die an Stimmengewicht starken Parteien auf dem rechten Spektrum der Skala war nur schwerlich eine Regierungskoalition in Württemberg denkbar gewesen. So wurde schließlich das neue Kabinett Bazille aus den Akteuren Z und DNVP ( zu dieser Partei hatten sich die Akteure DNVP und WBWB zusammengeschlossen) gebildet, welches gemäß van Deemen eine Core Koalition darstellte. Es besaß 42 Mandate und war somit eine gewinnende Koalition mit geringster Anzahl Beteiligter (BARP) bei minimalem Range (MRAN). Das Kriterium der Verbundenheit erfüllte diese Koalition nicht. Die Regierung Bazille blieb bis zum Ende der Legislaturperiode im Amt. 

Im Mai 1928 wurde schließlich der württembergische Landtag planmäßig neugewählt. 



Tabelle 36

Die Regierungskoalitionen in Württemberg

Württemberg  20.05.1928    m > = 41

Parteien        		KPD   SPD   DDP    Z     DVP   CVD   DNVP

Pol. Skala          	   1        2         3        4        5         6          7 

Mandate            	   6       22        8        17       4         3         20

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Bolz (6/28)                                         *         *        *                     *

 (geschäftsführend im Amt bis zum 11.03.1933)

WIN: 1/63   MWIN:0/10  MSIZ: 0/2   BARP: 0/1   LARG: 0/30   MRAN: 0/3

CLMR: 0/2   CMWIN: 0/1



Gemäß dieser Verteilung der Stimmengewichte auf die Akteure wäre eine Neuauflage der "Weimarer Koalition" mit 47 Mandaten (minimal gewinnend bei Verbundenheit und minimalem Range) denkbar gewesen. Das Z verbreiterte die zuvor amtierende Koalition aus Z und DNVP nun um die DVP und die DDP. Diese neue Regierungskoalition, in der das Z mit Zustimmung der rechten und bürgerlichen Parteien das Amt des Ministerpräsidenten weiterhin beanspruchen konnte , war mit ihren 49 Mandaten lediglich eine Gewinnkoalition. Das Ministerium Bolz bestand zunächst aus nur zwei Parteien (DNVP und Z). Gegen Ende des Jahres 1929 wurden auch die DDP und die DVP mit Ministerien ausgestattet. 



Tabelle 37

Die Regierungskoalitionen in Württemberg

Württemberg  24.04.1932    m > = 41

Parteien        		KPD   SPD   DDP    Z     CVD   DNVP   NSDAP

Pol. Skala          	   1        2         3        4        5          6             7 

Mandate            	   7        14       4        17      3          12            23

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

(Bolz,  geschäftsführend im Amt bis zum 11.03.1933)

Murr (3/33) NSDAP



Die Wahlen des Jahres 1932 brachten dann den Bedeutungszuwachs der NSDAP durch ein Stimmengewicht von 23 Mandaten voll zum Ausdruck. Die NSDAP war nun der Akteur mit dem größten Stimmengewicht, Center Player des Landtages war jedoch das Z. Die alte Regierungskoalition aus den Parteien DDP, Z, DVP und DNVP hatte ihre Mehrheit verloren (nunmehr 33 Mandate bei einem m�Kriterium von 41 Mandaten). Diese Koalition war nach der 1932er Wahl allein nicht mehr in der Lage, eine Regierung parlamentarisch abzusichern. Auch die Koalition aus DNVP (gemeinsame Fraktion aus DNVP und WBWB) und NSDAP war mit 35 Mandaten nicht mehr in der Lage, eine Regierung ins Amt zu wählen. Die Parteien der "Weimarer Koalition" SPD, DDP und Z waren mit zusammen 35 Mandaten ebenfalls nicht in der Lage, eine gewinnende Regierungskoalition zu bilden. Die Folge dieser Situation war, daß die Bildung einer Gewinnkoalition für eine neue Regierung mißlang. Bolz blieb bis zum 11.03.1933 als geschäftsführende Regierung im Amt. In Württemberg stellte sich wie auch schon in Bayern und Sachsen  das Prinzip der "geschäftsführenden Regierung" ein. Das Kabinett Bolz blieb gemäß  §29 als "geschäftsführende Regierung"  im Amt  �.



�Württemberg und die "Power Excess" Theorie



Württemberg 1919

 Parteien             �USPD�SPD�DDP�Z�WBB�WWKB�DNVP��Center Pl.�� �*� � � ���Core�-69� �-1�-15� �-69� ��Closed Co.� � �-3�-17�-59�  ���Regierungs-

koalitionen�*�*

*�*

*�*

*� � � ��Core : 0/1	Closed Core : 0/1



Württemberg 1920

 Parteien             �USPD�SPD�DDP�Z�DVP�WWKB�DNVP��Center Pl.�� ��*� � ���Core�-23� � �-5

-5�-43

� 

-15�-31

-31��Closed Co.� �-21�-25�-9

-9�

-47� 

-19�

-35��Regierungs-

koalitionen� � 

*�*

*�*

*

*� � � ��Core : 0/2	Closed Core : 1/2



Württemberg 1924

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�Z�DVP�DNVP�VSB��Center Pl.�� ��*� � ���Core� 



-22� 

-16



-16�

-24

-24

-24�-8

-8

-8

-8� 



-36

-36�8� 

-36

-36��Closed Co.� �-16�-24�-8�-36�  ���Regierungs-

koalitionen� � � �*� �*� ��Core : 1/4	Closed Core : 0/1







Württemberg 1928

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�Z�DVP�CVD�DNVP��Center Pl.�� ��*� � ���Core� � � �-7�-33� �-1��Closed Co.� � � �-10�-36�-38�-4��Regierungs-

koalitionen� � �*�*� *� �*��Core : 0/1	Closed Core : 0/1



Die Power Excess Theorie zeigt für das Land Württemberg eher unbrauchbare Ergebnisse. Lediglich jeweils eine Core und eine Closed Core Koalition wurde bei Anwendung des Instrumentariums von van Deemen richtig identifiziert. Für die Beteiligung des Center Player gilt das bereits gewohnte Bild: in allen sieben Fällen war der Center Player an den Regierungen beteiligt. 

�3.3.7.  Hessen



Die Verfassung Hessens sah für den Landtag zunächst eine Legislaturperiode von drei Jahren Dauer vor. Die vorzeitige Auflösung des Landtages war nur durch einen Volksentscheid möglich (Art 20, 24). Nach erfolgter Landtagsauflösung durch Volksentscheid mußte am 60. Tag nach der Landtagsauflösung neugewählt werden. Eine Verfassungsänderung im Jahr 1930 brachte für Hessen a) die Verlängerung der Legislaturperiode auf vier Jahre  und b) Selbstauflösungsrecht für den Landtag. 

Der Ministerpräsident ( in Hessen ebenfalls "Staatspräsident" genannt) wurde von der Mehrheit des Landtages gewählt und abberufen (Art. 37). Dieser Staatspräsident ernannte frei die Minister seines Kabinettes die vom Landtag bestätigt werden mußten. Ein zurückgetretenes oder durch Mißtrauen aus dem Amt gebrachtes Kabinett setzte die Geschäfte bis zur Wahl einer neuen Regierung fort (Art. 38). Bei nicht versammeltem Landtag hatte die Regierung das Recht zur Notverordnung (Art. 9). 

Das im Jahr 1918 eingesetzte Kabinett Ulrich wurde nach den Wahlen vom 26.01.1919 bestätigt, und erreichte die Annahme der neuen Verfassung Hessens ( am Jahresende 1919 ). 



Tabelle 38

Die Regierungskoalitionen in Hessen

Hessen  26.01.1919    m > = 36

Parteien        		USPD   SPD   DDP    Z     DVP    DNVP

Pol. Skala          	    1         2         3        4        5           6  

Mandate            	    1        31        13      13       7          5

-------------------------------------------------------------------------------------

Ulrich (1/19)                              *          *        *

WIN: 1/32   MWIN:0/5  MSIZ: 0/1   BARP: 0/4   LARG: 1/20   MRAN: 0/2

CLMR: 0/2   CMWIN: 0/2



Das Kabinett Ulrich war eine Koalition aus den Parteien SPD, DDP und Z (="Weimarer Koalition") mit 57 Mandaten. Die Regierungskoalition war eine verbundene Gewinnkoalition, die über das zur Verfassungsannahme notwendige 2/3 m�Kriterium verfügte, hatte jedoch überschüssiges Stimmgewicht und einen Range, der größer war als zum Spielgewinn nötig gewesen wäre. Die "Weimarer Koalition" Hessens amtierte bis zu den  ersten Landtagsneuwahlen des Jahres 1921.





Tabelle 39

Die Regierungskoalitionen in Hessen

Hessen  27.11.1921    m > = 36

Parteien        		KPD   USPD   SPD   DDP    Z     DVP   HBB    DNVP

Pol. Skala          	  1.5       1.5        3        4        5        6         7            8

Mandate            	   2          2         24       5       13      10        11          3

---------------------------------------------------------------------------------------

Ulrich  (seit 1/19)                                    *        *       *

WIN: 1/127  MWIN:0/16  MSIZ: 0/6   BARP: 0/1   LARG: 0/67   MRAN: 1/4

CLMR: 1/3   CMWIN: 0/2



Die 1921er Wahlen  brachten erneut für die Regierungsparteien der "Weimarer Koalition" eine sichere Mandatsmehrheit im  hessischen Landtag.  Auch nach diesen Wahlen wählte die Koalition aus SPD, DDP und Z mit zusammen 42 Mandaten Ulrich zum Regierungschef. Dieses Kabinett Ulrich war eine Gewinnkoalition, die von minimalem Range bei gleichzeitiger Verbundenheit war. Die übermäßige Mehrheit des 2/3 m�Kriteriums hatte diese Koalition jedoch verloren. 

Die Wahlen des Jahres 1924 und 1927 brachten für die Akteure der Regierungskoalition derart geringe Veränderungen bezüglich ihrer Stimmengewichte, sodaß Ulrich auch weiterhin mit dem Regierungsbündnis der "Weimarer Koalition" sein Amt als Regierungschef sicher behaupten konnte. 



Tabelle 40

Die Regierungskoalitionen in Hessen

Hessen  07.12.1924    m > = 36

Parteien        		KPD   SPD   DDP    Z     DVP   HBB    DNVP   NSDAP

Pol. Skala          	   1        2         3       4         5         6            7           8

Mandate            	   4       26        6       11       8         9            5           1

---------------------------------------------------------------------------------------

Ulrich  (seit 1/19)                     *         *       *

WIN: 1/125  MWIN:0/16  MSIZ: 0/4   BARP: 0/1   LARG: 0/71   MRAN: 1/4

CLMR: 1/3   CMWIN: 0/2





Die Koalition des Kabinettes Ulrich verfügte nach den Wahlen 1924 über 43 Mandate und war eine Gewinnkoalition mit minimalem Range bei Verbundenheit (MRAN und CLMR).







Tabelle 41

Die Regierungskoalitionen in Hessen

Hessen  13.11.1927    m > = 36

Parteien        		KPD   SPD   DDP    Z     DVP   HBB    DNVP   VRP

Pol. Skala          	   1        2         3       4         5         6           7           8

Mandate            	  6        24        5       13       7         9           3           3

-----------------------------------------------------------------------------------------

Ulrich  (seit 1/19)                     *         *       *

Adelung (2/28)                         *         *       *

WIN: 2/126  MWIN:0/20  MSIZ: 0/6   BARP: 0/1   LARG: 0/66   MRAN: 2/3

CLMR: 2/2   CMWIN: 0/1



Auch nach den Wahlen des Jahres 1927 konnte die "Weimarer Koalition" aus SPD, DDP und Z mit 42 Mandaten ihre Arbeit erfolgreich als "Closed Minimal Range Coalition" fortsetzen. Im Jahr 1928 trat Ulrich als Regierungschef (aus Altersgründen) zurück. Das Amt des Ministerpräsidenten wurde reibungslos an seinen Nachfolger Adelung übergeben. Im Dezember 1931 fiel schließlich das einzige Ministerium der DDP (Arbeit und Wirtschaft) der Sparpolitik der Regierung zum Opfer. Bereits im November 1931 (die Zeit war durch die allgemeine Wirtschaftskrise deutlich gekennzeichnet) fanden die Wahlen zum "4. Hessischen Landtag" statt. 



Tabelle 42

Die Regierungskoalitionen in Hessen

Hessen  15.11.1931    m > = 35

Parteien       KPD   KPO   SPD   DDP    Z     DVP   HBB   CSVD   DNVP   NSDAP

Pol. Skala       1.5     1.5       3         4       5         6        7.5       7.5          9           10

Mandate         10       1        15        1      10        1         2          1           1            27

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Adelung ( seit 2/28)              *        *       * (ab 12/31 ohne die DDP)

                           ( geschäftsführend bis 13.03.1933 im Amt ) 

WIN: 0/512  MWIN:0/4   MSIZ: 0/1   BARP: 0/3   LARG: 0/288  MRAN: 0/19

CLMR: 0/5   CMWIN: 0/0



Die Parteien der Regierungskoalition SPD,  DDP und Z fielen in ihrem Stimmengewicht deutlich zurück. Mit nunmehr 26 Mandaten hatten sie alle Aussicht verloren, erneut die Regierung  mit der Stimmenmehrheit des Landtages stellen zu können. Die NSDAP, ein neuer Akteur im hessischen Landtag, brachte es auf Anhieb auf 27 Mandate und war damit der Akteur mit dem größten Stimmengewicht. Der Center Player  des Landtages   war das Z mit seinen zehn Mandaten. Auf dem linken Spektrum der Parteienskala war ebenfalls ein neuer, wenn auch unbedeutender Akteur dazugekommen. Die KPO (KP Opposition) hatte sich von der KPD abgespalten und einen eigenständigen kommunistischen Kurs ohne die bedingungslose Anerkennung der Linie Moskaus gefordert. Dieser Akteur erreichte ein Mandat. Die Bildung einer verbundenen Regierungskoalition  �  schien nach einem solchen Wahlergebnis nahezu ausgeschlossen. Sowohl eine Koalition aller Parteien auf dem linken Spektrum der Skala, als auch ein Bündnis der Akteure auf der rechten Seite der Skala, hätte das erforderliche m�Kriterium ohne Beteiligung des Zentrums verfehlt. Die Bildung einer neuen Regierung und die Neuwahl eines Regierungschefs scheiterte in Hessen nach den 1931er Wahlen. 

Das Kabinett Adelung erklärte am 08.12.1931 seinen Rücktritt; es blieb freilich als geschäftsführende Regierung weiter im Amt. Auch in Hessen war nun der Übergang zur permanenten Geschäftsregierung vorgezeichnet. Gegen eine solche Regierung war das Mittel des Mißtrauensvotums wirkungslos. Gegen ein bereits zurückgetretenes Kabinett war es nicht anwendbar und politisch bedeutungslos. 

Durch eine Verfassungsklage und die Erzwingung von Neuwahlen sollte die eingetretene Situation beendet werden. Der Staatsgerichtshof Hessens erklärte die 1931er Wahlen für ungültig und öffnete so den Weg für Neuwahlen. Diese fanden am 19.06.1932 statt. 

Die 1932er Wahlen brachten der NSDAP erneut zusätzliches  Stimmgewicht, an der Unfähigkeit eine neue Regierungskoalition zu bilden, änderte sich jedoch nichts.  Die Regierung Adelung konnte ihre unerläßlichen Staatsaufgaben gegen Ende der Weimarer Republik nur noch über den Weg der Notverordnungen mit reichsrechtlicher Ermächtigung  wahrnehmen.                                  





�Hessen und die "Power Excess" Theorie





Hessen 1919

 Parteien             �USPD�SPD�DDP�Z�DVP�DNVP��Center Pl.�� �*� � ���Core� � �-12�-12�-24�-28��Closed Co.� � �-12�-12�-24�-28��Regierungs-

koalitionen� �*�*�*� � ��Core : 0/1	Closed Core : 0/1





Hessen 1921

 Parteien             �KPD�USPD�SPD�DDP�Z�DVP�HBB�DNVP��Center Pl.�� ���*� � ���Core�-32



-32�

-32

-32�� 



-26�-10

-10

-10�-16

-16�-14

-14

-14� 



-30��Closed Co.� � �� �-11�-17�-15�-31��Regierungs-

koalitionen� � �*�*�*� � � ��Core : 0/3	Closed Core : 0/1



               

Hessen 1924

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�Z�DVP�HBB�DNVP�NSDAP��Center Pl.���*�� � � ���Core�-28

-28�

16�-24

-24�-14� �-18�-26�-34��Closed Co.�-28�16�-24� � � �  ���Regierungs-

koalitionen� �*�*�*� � � � ��Core : 0/2	Closed Core : 0/1









Hessen 1927 

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�Z�DVP�HBB�DNVP�NSDAP��Center Pl.���*�*� � � ���Core� 

-24

-24�12�-26

-26

-26�

-10

-10�-22

� 

-18

-18�

-30

� 



-30��Closed Co.� ��-27�-11�-23�-19�-31���Regierungs-

koalitionen� �*

*�*

*�*

*� � � � ��Core : 0/3   	Closed Core :  0/1  





Hessen 1931

 Parteien             �KPD�KPO�SPD�DDP�Z�DVP�HBB�CSVD�DNVP�NSDAP��Center Pl.�����*�� � � ���Core�-15��-5� �-15� � � � � ��Closed Co.�-16� �-6�-34�-16� � � �  ���Regierungs-

koalitionen���*

*�*�*

*� � � � � ��Core : 0/1	Closed Core : 0/1



Für Hessen gilt i.b.a. die Power Excess Theorie van Deemens dasselbe wie bereits für das Land  Baden. Keine der sieben Regierungskoalitionen ist eine Core oder Closed Core Koalition.  Der Center Player hingegen war in allen sieben Regierungen Mitglied der Kabinette.  Für das Jahr 1927 gilt dasselbe wie für Thüringen 1927. Auch hier finden wir zwei Center Player im Landtag. 

                                 

�3.3.8.   Waldeck



In einem kurzen Abschnitt soll hier nun das "bemerkenswerte unicum deutscher Verfassungsgeschichte" �, der Staat Waldeck, vorgestellt werden. Dieser norddeutsche Kleinstaat, der seit 1867 unter preussischer Verwaltung stand, bestand auch nach der Revolution im November fort. 

Die "verfassungsgebende Landesversammlung" von 1919, sowie alle Folgenden  bis zum Jahr 1929  brachten keine waldeckische Landesverfassung zustande. So blieb Waldeck � ein Land der Weimarer Republik � bis in das Jahr 1929 ohne "freistaatliche Verfassung" wie sie der Art. 17 der WRV vorschrieb.

Der von der preussischen Regierung bestellte Landesdirektor v. Redern amtierte von 1918 bis zum 01.09.1920.  An dessen Stelle trat im Jahre 1920 der neue Landesdirektor Schmieding. Vom Februar 1929 bis zum April 1929 amtierte Herberg als  waldeckischer Landesdirektor.  

Diese Landesdirektoren unterstanden voll und ganz dem preussischen Staatsministerium � vom Vertrauen des waldeckischen Landtages war ein solcher Landesdirektor nicht abhängig. Dem Landesdirektor stand lediglich ein aus der Mitte des Landtages gewählter Landesausschuß bei, der von dem waldeckischen Landtag gewählt wurde. Der waldeckische Landtag bestand im Jahr 1919 noch aus einer Mehrheit von SPD und DDP, die zusammen 11 der  21 Mandate stellten. Seit 1922 wurde der Landtag jedoch von den  bürgerlichen Parteien des WLV's (Waldeckischer Landwahlverband) und der WV (Waldeckische Vereinigung) geprägt.  

Auch nach den 1925er Wahlen behielten die bürgerlichen Rechten die Landtagsmehrheit.  Durch den Anschlußvertrag mit Preussen verlor Waldeck am 01.04.1929 seine staatliche Selbständigkeit. 



Tabelle 44

Dokumentation der Mandatsanteile  der Akteure in Waldeck



Waldeck 1919   m > = 11

Parteien  	SPD   DDP   DVP  WVB  DNVP   

Pol. Skala          1         2         3         4          5

Mandate            7         4         1         3          6

���������������������������������������������������---------

WIN: 0/16   MWIN: 0/5   MSIZ: 0/3   BARP : 0/2   LARG : 0/10   MRAN: 0/4

CLMR : 0/2   CMWIN : 0/1

Waldeck 1922   m > = 9

Parteien  	USPD   SPD    DDP   WV    WLV    

Pol. Skala             1        2          3         4         5

Mandate               1        4          2         1         9    

���������������������������������������������������------------

WIN: 0/16   MWIN: 0/1   MSIZ: 0/1   BARP : 0/1   LARG : 0/11    MRAN: 0/1

CLMR : 0/1   CMWIN : 0/1



Waldeck 1925   m > = 8

Parteien  	SPD   DDP   MB      HB      LB      DNVP

Pol. Skala          1         2        3.5      3.5       5            6

Mandate            3         1         1         2        7            1

���������������������������������������������������---------------------

WIN: 0/32   MWIN: 0/6   MSIZ: 0/4   BARP : 0/5   LARG : 0/24   MRAN: 0/3

CLMR : 0/3   CMWIN : 0/3

�Waldeck und die "Power Excess" Theorie



Wegen der besonderen Lage Waldecks macht eine Auswertung des Prognoseerfolges der Power Excess Theorie keinen Sinn. Die Regierungsgeschäfte Waldecks wurden von einem preussischen Landesdirektor wahrgenommen. 







Waldeck 1919

 Parteien             �SPD�DDP�DVP�WVB�DNVP��Center Pl.��*� � ���Core�3�-3

-3�

-9� �

1��Closed Co.�3�-3� �  ���





Waldeck   1922

 Parteien             �USPD�SPD�DDP�WV�WLV��Center Pl.�� � � �*��Core� � � � �9��Closed Co.� � � �  �9��







Waldeck  1925 

 Parteien             �SPD�DDP�MB�HB�LB�DNVP��Center Pl.��� � �*���Core� �-6� 

-6� �6

6� ��Closed Co.� � � � �6�-6��







�3.3.9.   Lippe



Die Verfassung des Landes Lippe bestimmte für den, gemäß der Grundsätze der WRV zu wählenden Landtag, eine Legislaturperiode von vier Jahren Dauer. Die Zahl der Landtagsabgeordneten war auf 21 bestimmt worden (Art. 7). Die Auflösung des Landtages konnte durch Volksentscheid erfolgen (Art. 11). Die Landtagsbeschlüsse erfolgten mit einfacher Mehrheit (Art. 12). Die Landesregierung Lippes wurde vom sogenannten "Landespräsidium" gebildet (Art. 25). Mit dieser Regelung bildete der Freistaat Lippe eine auffällige Ausnahme unter den Ländern der Weimarer Republik. Dieses Landespräsidium bestand aus drei Personen (Art. 26), die zu Beginn der ersten Tagung des Landtages für die Dauer seiner Legislaturperiode gewählt wurden (Art. 26). Zwischen Mitgliedschaft in diesem Landespräsidium und der Mitgliedschaft im lippischen Landtag bestand strikte Inkompatibilität. Wurde ein Mitglied des Landtages in das Landespräsidium gewählt, so schied er für die Dauer der Regierungsarbeit aus dem Landtag aus (Art. 27).  Zur Amtsführung war das Landespräsidium auf das Vertrauen des lippischen Landtages angewiesen (Art. 35). Das Landespräsidium mußte zurücktreten, wenn der Landtag ihm durch Beschluß der Mehrheit seiner gesetzlichen Mitglieder das Mißtrauen aussprach. In einem solchen Falle ( Vertrauensentzug ) hatte der sogenannte "Landtagsausschuß" die Geschäfte bis zur Regierungsneuwahl zu leiten (Art. 36,2). Mit dieser Regelung stellte Lippe eine verfassungsmäßige Besonderheit dar, die sonst in keinem anderen Land der Weimarer Republik praktiziert wurde. Nur nach dem regulären  Ablauf der Legislaturperiode des Landtages führte das Landespräsidium die Geschäfte solange weiter, bis der neugewählte Landtag mehrheitlich eine neue Regierung gewählt hatte (Art. 36,1).



Tabelle 45

Die Regierungskoalitionen in Lippe

Lippe   26.01.1919    m > = 11

Parteien       	SPD   DDP   LWV   DNVP

Pol. Skala          1         2         3            4 

Mandate           11        4         1            5

---------------------------------------------------------

Becker (2/19)     *         *

Drake I  (12/20) *         *

WIN: 2/8    MWIN:0/1   MSIZ: 0/1   BARP: 0/1   LARG: 2/6    MRAN: 0/1 

CLMR: 0/1   CMWIN: 0/1



Die im Freistaat Lippe 1919 gewählte Landesversammlung  erreichte im Dezember 1920 die Verabschiedung der neuen Verfassung. Der sozialdemokratisch�linksliberalen Koalition aus SPD und DDP, die über 15 Mandate im lippischen Landtag verfügte, gelang dies problemlos. Diese Regierungskoalition aus SPD und DDP war eine übermäßige Koalition mit unnötigem Stimmgewicht und unnötiger Anzahl von Akteuren, denn die SPD stellte bereits allein mit ihren elf Mandaten die Landtagsmehrheit. Die SPD war gemäß der Definition van Deemens ein "dictator". Das Gewicht des Akteurs SPD war so groß, daß die SPD die einzige Minimal Winning Koalition des Koalitionsspieles war. Die SPD konnte also allein das Koalitionsspiel für sich siegreich entscheiden. Ein "dictator" benötigt keinen weiteren Mitspieler zum Spielgewinn. Alle anderen Spieler des lippischen Landtages von 1919 waren "dummy" Spieler, d.h. Akteure, die zu keiner minimalen Gewinnkoalition gebraucht wurden  �  und deren Shapley Macht Wert gleich Null war. Die übermäßige Koalition ( gemessen am m�Kriterium von 11 Mandaten ) aus SPD und DDP erklärt sich nur durch die Tatsache, daß die lippische Verfassung mit 2/3 Mehrheit des Landtages verabschiedet werden mußte.  Nachdem die neue lippische Verfassung angenommen war, übernahm der SPD Politiker Drake den Vorsitz im Landespräsidium.  Er löste seinen Vorgänger Becker ab.  Als weitere Besonderheit Lippes sei hier bereits erwähnt, daß Drake der einzige Politiker war, der die gesamte Epoche der Weimarer Republik (bis zum 07.02.1933) ununterbrochen im Amt des Regierungschefs bleiben sollte. Dennoch war er aufgrund von wechselnden Mehrheiten der Landtage darauf angewiesen, mit verschiedenen Koalitionspartnern zu regieren. 

Die Landtagswahlen des Jahres 1921 führten dann auch bereits zum Verlust der Mehrheit des ersten Kabinettes Drake aus SPD und DDP. 



Tabelle 46

Die Regierungskoalitionen in Lippe

Lippe   23.01.1921    m > = 11

Parteien       		SPD   GB    DDP   DVP   DNVP

Pol. Skala          	  1        2         3         4          5 

Mandate            	  8        1         2         4          5

-------------------------------------------------------------------------------------------

Drake II (2/21)  	  *                   *         *

(Vom 08.06.1921 bis zum 14.06.1921 bildete der Landesausschuß unter dem Landtagspräsident Meier (SPD) die Regierung Lippes.)

Drake III (6/21) 	  *                   *

WIN: 1/15   MWIN:0/4   MSIZ: 0/2   BARP: 0/2   LARG: 1/9    MRAN: 0/2 

CLMR: 0/2   CMWIN: 0/2

Mit zusammen nur noch zehn Mandaten verfehlte die bisherige Koalition aus SPD und DDP das m�Kriterium um genau ein Mandat. Die Regierung kam darauf nur mit Hilfe der DVP ins Amt. Der Gewerkschaftsbund, eine bürgerlich christliche Gewerkschaftsorganisation, war mit seinem einen Mandat nicht an der Regierungskoalition beteiligt. Am 08.06.1921 wurde das Landespräsidium unter Drake zum Rücktritt gezwungen. Gemäß des Artikels 36,2 der lippischen Verfassung übernahm der Landtagsausschuß für kurze Zeit die Regierungsgeschäfte.

Bereits einige Tage später ( am 14.06.1921 ) gelangte Drake mit einem Regierungsbündnis aus SPD und DDP erneut ins Amt zurück. Die notwendige Unterstützung erhielt dieses Minderheitenkabinett durch die Stimme des christlichen Gewerkschaftlers aus dem GB. Mit dessen Tolerierung blieb das Landespräsidium auch weiterhin regierungsfähig.



Tabelle 47

Die Regierungskoalitionen in Lippe

Lippe   18.01.1925    m > = 11

Parteien     	 KPD 	  SPD    GB    DDP    DVP    WHuG    DNVP

Pol. Skala           1           2         3        4          5            6             7   	  

Mandate             1           8         1        1          3            1             6 	  

------------------------------------------------------------------------------------------------

Drake IV (2/25)  	  ( Beamtenpräsidium )

Drake V (10/25)	  *                   *                         *

Drake VI (3/26)            *                   *           *

WIN: 1/64   MWIN:0/12  MSIZ: 0/11  BARP: 0/2   LARG: 0/37   MRAN: 0/6

CLMR: 0/3   CMWIN: 0/2



Die Wahlen des Jahres 1925 brachten der Koalition aus SPD und DDP ( toleriert und unterstützt durch den GB) erneut den Verlust der Landtagsmehrheit. Eine Koalition aus diesen Akteuren hätte gemeinsam nur über zehn Mandate verfügt. Das m�Kriterium lag bei elf Mandaten. Drake (IV) entschloß sich zur Bildung eines unpolitischen Landespräsidiums aus Fachbeamten. Erst im Herbst 1925 traten wieder Parteivertreter in das Landespräsidium ein.  Es wurde somit von den Parteien SPD, DDP und WHuG ( im Jahr 1925 gehörte der spätere DDP "Minister" Staerke noch der Haus� und Grundbesitzer Vereinigung an) parlamentarisch abgesichert.  Diese Koalition war entlang der eindimensionalen, ordinalen Recht�Links Skala nicht verbunden, besaß aber dennoch einen minimalen Range. 





Tabelle 48

Die Regierungskoalitionen in Lippe

Lippe   06.01.1929    m > = 11

Parteien     	 KPD 	   SPD     DDP     DVP     WP     CNBL    DNVP    VRP

Pol. Skala            1           2           3           4          5          6.5          6.5         8

Mandate              1           9           1           3          1           2             3          1

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Drake VII (1/29)              *           *                                                               *

WIN: 1/128  MWIN:1/13  MSIZ: 1/11  BARP: 0/3   LARG: 0/91   MRAN: 0/4 

CLMR: 0/3   CMWIN: 0/2



Auch die 1929er Wahl verbesserte die Situation der SPD nicht. Um weiterhin amtieren zu können, benötigte Drake erneut Koalitionspartner. Eine Koalition aus SPD, DDP (= erneut der Center Player des Landtages) und VRP mit 11 von 21 Mandaten bildete die Regierung. Diese Koalition erfüllte die Kriterien des Minimal Winning (MWIN) und des Minimum Size (MSIZ), d.h. sie war eine Koalition mit knappstem Mandatsgewicht. Entlang der Rechts�Links Skala war diese Koalition erneut nicht verbunden. Auch erfüllte sie nicht das Minimal Range Kriterium.  Die letzte lippische Wahl des Jahres 1933 brachte den Akteuren folgendes Stimmengewicht. 



Tabelle 49

Die Regierungskoalitionen in Lippe

Lippe   15.01.1933    m > = 11

Parteien     	 KPD 	   SPD     DVP     EVD   DNVP    NSDAP

Pol. Skala            1           2           3           4          5              6

Mandate              2           7           1           1          1              9

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Krappe (2/33)                                                                         *

WIN: 0/32   MWIN:0/8   MSIZ: 0/7   BARP: 0/2   LARG: 0/17   MRAN: 0/2 

CLMR: 0/2   CMWIN: 0/2



Center Player wurde der Evangelische Volksdienst mit einem Mandat. Die NSDAP erreichte neun Mandate � , war jedoch in jedem Fall auf Koalitionspartner angewiesen um eine Regierung parlamentarisch abzusichern. Mit ihren neun Mandaten war die NSDAP auf die Unterstützung der rechten und bürgerlichen Parteien DNVP, DVP und EVD angewiesen. Mit deren Unterstützung kam ein Landespräsidium der NSDAP zustande. Die NSDAP stellte den, vom bürgerlichen Part des Landtages bevorzugten Nationalsozialisten Krappe als Regierungschef auf und bewirkte so das Ende der sozialdemokratischen Regierungschefs im Freistaat Lippe.  Die NSDAP hatte mit diesem Ereignis in Lippe einen bedeutenden Erfolg erreicht. Die schlechten Wahlergebnisse auf Reichsebene und in Thüringen waren ausgewetzt.  In der öffentlichen Meinung wurde der Erfolg der NSDAP in Lippe bald zum großen Sieg (" Durchbruchsschlacht ") des Nationalsozialismus' umgedeutet. Auf Reichsebene wurde die Regierungsarbeit der NSDAP Lippes  von den linken Parteien bald dazu benutzt, die Vorgänge im Freistaat Lippe als entscheidende Niederlage des Präsidialkabinettes Schleicher auszudeuten. 

Das Ende des gespannten Verhältnisses Hindenburg � Schleicher war allseits besiegelt. Auf Reichsebene kamen die Verhandlungen über die Bildung einer Regierung unter Beteiligung Hitlers in Gang.  



Lippe und die "Power Excess" Theorie



Lippe  1919

 Parteien             �SPD�DDP�LMV�DNVP��Center Pl.�*� � ���Core�11� � � ��Closed Co.�11� � � ��Regierungs-

koalitionen�*

*�*

*� � ��Core : 0/1	Closed Core : 0/1



Lippe  1921

 Parteien             �SPD�GB�DDP�DVP�DNVP��Center Pl.� ��*� ���Core�5�-9�-7

-7�

-3�

-1��Closed Co.�5�-9�-7

-7�

-3�

-1��Regierungs-

koalitionen�*

*� �*

*�*� ��Core : 0/2	Closed Core : 0/2











Lippe  1925

 Parteien             �KPD�SPD�GB�DDP�DVP�WHuG�DNVP��Center Pl.����*� � ���Core�-9

-9



-9�5

5

5�-9



-9



-9�-9

-9

-9

-9

-9

-9� 





-5

-5

-5� 

-9

-9





-9� 





1

1

1��Closed Co.�-9�5�-9�-9

-9�

-5�

-9�

1��Regierungs-

koalitionen��*

*��*

*� 

*�*� ��Core : 0/6	Closed Core : 0/2







Lippe  1929

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�DVP�WP�CNBL�DNVP�VRP��Center Pl.���*�� � � ���Core�-9



-9



-9�7

7



7�-9

-9

-9

-9

-9

-9�



-5



-5

-5� 

-9

-9





-9� 



-7



-7

-7� 



-5



-5

-5� 





-9

-9

-9��Closed Co.�-9�7�-9

-9�

-5� 

-9� 

7� 

-5� 

-9��Regierungs-

koalitionen��*�*�� � � �*��Core : 1/6	Closed Core : 0/2

�Lippe 1933

 Parteien             �KPD�SPD�DVP�EVD�DNVP�NSDAP��Center Pl.��� �*� ���Core�-7

-7�3

3�-9



-9�-9

-9

-9

-9� 

-9



-9� 



7

7��Closed Co.�-7�3�-9�-9

-9� 

-9� 

7��Regierungs-

koalitionen���

�

� �*��Core : 0/4	Closed Core : 0/2



Das Land Lippe fällt zunächst durch die besonders hohe Zahl an möglichen Core Koalitionen auf. Dieses Kriterium liefert hier für die einzelnen Beobachtungszeitpunkte keine eindeutigen Prognosen. Ebenfalls werden im Freistaat Lippe neun verbundene Core Koalitionen prognostiziert. Lediglich eine Regierungskoalition im Freistaat Lippe konnte  das Core Kriterium erfüllen. Eine Auswertung des Center Player Kriteriums ergab bei zehn Landesregierungen siebenmal eine Beteiligung des Center Player an der Landesregierung.

�3.3.10   Mecklenburg Strelitz



Die wahlberechtigte Bevölkerung des Kleinstaates Mecklenburg-Strelitz hatte einen Landtag zu wählen, der aus 35 Abgeordneten bestand (§ 6). Die Legislaturperiode dauerte drei , sei 1923 vier Jahre (§ 7). Spätestens am 60. Tage nach Ablauf der Legis�laturperiode mußte ein neuer Landtag gewählt werden (§ 7). Für Staatsminister galt strenge Inkompatibilität zwischen Regierungsamt und Abgeordnetentätigkeit (§ 8). Dem Landtag stand die Wahl seines Präsidenten zu (§ 12). Dies geschah mit absoluter Mehrheit der Stimmen der gesetzlichen Abgeordneten des Landtages. Weiterhin hatte der Landtag das Recht der vorzeitigen Selbstauflösung, die an die Zustimmung von 2/3 der Abgeordneten des Landtages gebunden war (§ 21).  Das Staatsministerium ( = die Landesregierung )  wurde nicht wie in den bisher vorgestellten  Ländern vom Landtag direkt und ohne Aussprache gewählt, sondern in Mecklenburg-Strelitz ernannte der zuvor mit Landtagsmehrheit gewählte Landtagspräsident die Mitglieder des Staatsministeriums (§ 24). Zu seiner Amtsführung bedurfte dieser Staatsminister des Vertrauens der Landtagsmehrheit ( §§ 24, 25 ). Staatsminister waren aus dem Amt gebracht,  wenn ihnen die absolute Mehr�heit des Landtages das Vertrauen entzog. Ein so aus dem Amt gebrachter Staatsminister konnte die Amtsgeschäfte je�doch bis zur Bestellung seines Nachfolgers weiterführen (§ 27). Gesetze waren vom Landtag oder auf Volksbegehren hin, durch einen Volksentscheid zu beschließen ( §§ 30, 32 ). Verfassungsändernde Gesetze bedurften einer 2/3 Mehrheit im Landtag. Das Staatsministerium hatte bei nicht versammeltem Landtag das Notverordnungsrecht ( Näheres § 35 ). 

Die Wahlen zur verfassungsgebenden Landesversammlung führten im Frühjahr 1919 zur Bildung des Kabinettes Krüger. Diese Regierungskoalition erfüllte die Kriterien des Minimal Winning (MWIN) bei Verbundenheit ( CMWIN ), der Bargaining Proposition (BARP) und des Minimal Range bei Verbundenheit (MRAN und CLMR). Darüber hinaus war diese Koalition in der Lage mit ihren 39 Mandaten Stimmgewicht das 2/3 m- Kriterium zu erfüllen (LARG). Gemäß der spieltheoretischen Koalitionsmodelle war das erste Kabinett Krüger also eine op�timale Lösung des Koalitionsspieles. Ende Januar 1919 verab�schiedete diese Koalition die neue Verfassung des Landes Meck�lenburg-Strelitz. 

Nach der Wahl vom 30.03.1919 behauptete sich das Kabinett Krüger (Krüger II) zunächst in unveränderter Form weiter bis Oktober 1919 im Amt.







Tabelle 50

Die Regierungskoalitionen in Mecklenburg-Strelitz

Mecklenburg-Strelitz  30.03.1919    m > = 18

Parteien     		SPD     DDP     WV

Pol. Skala                      1           2           3 

Mandate                       18          8           9

-----------------------------------------------------------

Krüger II(3/19)              *           *

Krüger III (5/19)            *           *

v. Reibnitz I (10/19)       *           *

WIN: 3/4    MWIN:0/1   MSIZ: 0/1   BARP: 0/1   LARG: 3/3   MRAN: 0/1 

CLMR: 0/1   CMWIN: 0/1



Nach der 1919er Wahl war dieses Kabinett jedoch lediglich eine Koalition die übergroß war. Sie erfüllte mit ihren 26 Mandaten Stimmgewicht lediglich das 2/3 m-Kriterium. 

Die optimalste Koalition zu diesem Zeitpunkt wäre die SPD Alleinregierung gewesen   (18 Mandate bei einem m-Kriterium von 18 Mandaten ! ). Die SPD war 1919 der dictator des Gesamtpar�lamentes. Sie allein war die kleinste verbundene minimale Gewin�nkoalition mit geringster Anzahl Beteiligter, geringstem Stimmgewicht und geringstem Range bei Verbundenheit. Die SPD Alleinregierung war der Kern des Koalitionsspieles gemäß van Deemens Power Excess Theory. 

Die Koalition aus SPD und DDP amtierte bis zum Oktober 1919; sie wurde dann durch von Reibnitz I abgelöst. Noch unter der zunächst vor�läufigen Verfassung ( die endgültige Annahme der Verfassung des Landes Mecklenburg-Strelitz gelang 1923) wurde am 16.05.1920 erneut gewählt. Die Mandatsverteilung des "1. Landtages von Mecklenburg-Strelitz" sah wie folgt aus:



Tabelle 51

Die Regierungskoalitionen in Mecklenburg-Strelitz

Mecklenburg-Strelitz  16.05.1920    m > = 19

Parteien           	USPD   SPD     DDP     WV

Pol. Skala                       1          2           3          4

Mandate                         1         16          5         14

-------------------------------------------------------------------------------

v. Reibnitz II (6/20)                     *           *

v. Reibnitz III (7/20)                    *           *

WIN: 2/8    MWIN:2/3   MSIZ: 0/1   BARP: 2/3   LARG: 0/4   MRAN: 2/2 

CLMR:2/2   CMWIN: 2/2



Die zuvor in der Landesversammlung bestehende Mehrheit von SPD und DDP blieb erhalten, sodaß von Reibnitz (II) aus den Parteien SPD und DDP mit 21 Mandaten erneut eine optimale Koalition gemäß der spieltheoretischen Koalitionsmodelle darstellte. Diese Koalition erfüllte erneut die Kriterien des Minimal Winning bei Verbundenheit, der Bargaining Proposition und des Minimal Range bei Verbundenheit und konnte sich, abgesehen von leichten Kabinettsumbildungen bis zum regulären Ende der (zu diesem Zeitpunkt noch dreijährigen Legislaturperiode) behaupten.

Nach Ende der ersten dreijährigen Legislaturperiode wurde im Juli 1923 der Landtag von Mecklenburg-Strelitz neugewählt. 



Tabelle 52

Die Regierungskoalitionen in Mecklenburg-Strelitz  �

Mecklenburg-Strelitz  08.07.1923    m > = 17

Parteien           	KPD   SPD   DDP   DVP   BKL   DNVP

Pol. Skala           	   1        2         3          4         5         6            

Mandate             	   7        8         5          2         1         9            

---------------------------------------------------------------------------------

Schwabe I (8/32)                                *          *         *          *

WIN: 1/30   MWIN:1/7   MSIZ: 1/4   BARP: 0/1   LARG: 0/17  MRAN: 1/2 

CLMR:1/2   CMWIN: 1/2



Die Wahlen führten schließlich zum Verlust der Mehrheit der bisherigen Koalition aus SPD und DDP, die nun noch lediglich über zusammen 13 Mandate verfügte. Die SPD hatte stark an Stim�mgewicht verloren. Auf dem linken Spektrum der eindimensionalen ordinalen Rechts-Links-Skala war der neue Akteur KPD mit einem Stimmengewicht von sieben Mandaten entstanden. Die rechte Seite des Spektrums erreichte mit den neun Mandaten der NSDAP eben�falls beträchtlichen Zuwachs. Die in dieser Situation gebildete Regierungskoalition bestand aus den Parteien des Bürgerblocks mit dem rechten Spektrum der Parteienskala. Die Regierungskoalition reichte von der DDP bis hin zur DNVP. Mit den von dieser Koalition ( Kabinett Schwabe I) gehaltenen Mandatsanzahl von 17, erfüllte diese Koalition die Kriterien der verbundenen minimalen Gewinnkoalition (CMWIN), der minimalen Anzahl an Stimmgewicht (MSIZ) und des Minimal Range bei Ver�bundenheit (MRAN und CLMR) und war damit eine optimale Bestätigung für die spieltheoretischen Koalitionsmodelle. Ebenfalls erfüllte diese Regierungskoalition die Kriterien der Power Excess Theory van Deemens. Sie war der Kern des Koalitionsspieles und somit eine Bestätigung dieser neuesten spieltheoretischen Koalitionst�heorie. Diese "Strelitzer Koalition" � amtierte bis zum regulären Ende der nun vierjährigen Legislaturperiode. 

In der 1927er Wahl konnte daraufhin die SPD einen Teil ihrer Stimmenverluste wieder ausgleichen. 



Tabelle 53

Die Regierungskoalitionen in Mecklenburg-Strelitz  �

Mecklenburg-Strelitz  03.07.1927    m > = 18

Parteien           	KPD   SPD   DDP   DVP   BKL   VHuG   HG   DNVP

Pol. Skala           	   1        2         3          4        6           6        6         8

Mandate             	   3       12        2          1        1           1        4        10

-------------------------------------------------------------------------------------------

Schwabe II (7/27)                               *                                                     *

WIN: 0/120  MWIN:0/18  MSIZ: 0/15  BARP: 0/1   LARG: 0/67  MRAN:0/17 CLMR:0/8     CMWIN: 0/3



Dennoch reichte ihr Stimmgewicht nicht dazu aus, erneut die Regierung zu übernehmen. Das Kabinett Schwabe blieb zunächst als Minderheitenkabinett ( DNVP und DDP hatten zusammen 12 Mandate) im Amt, da die verbleibenden Akteure keine Mehrheit zur Wahl des Landtagspräsidenten und somit zur Neuwahl der Regierung her�beiführen konnten. Diese ungünstigen Mehrheitsverhältnisse veranlaßten den Landtag Ende 1927 zur verfassungsmäßig möglichen Selbstauflösung. Nachdem im März ein geschäftsführendes reines Beamtenkabinett die Regierungsarbeit ohne nennenswerte Folgen und Ergebnisse  übernommen hatte, gelang im März 1928 wieder eine Regierungsbildung. 

�Tabelle 54

Die Regierungskoalitionen in Mecklenburg-Strelitz  �

Mecklenburg-Strelitz  29.01.1928    m > = 18

Parteien           	KPD   SPD   DDP   DVP  HG   VHuG   VEBH   DNVP   VRP

Pol. Skala           	   1        2         3         4        6        6           6            8          9

Mandate             	   3       13        2         1        4        1           1            8          1

--------------------------------------------------------------------------------------------

 ( vom 29.02.1928 bis zum 29.03.1928 amtierte ein reines Beamtenministerium )

v. Reibnitz IV (3/28)                 *         *                  *

v. Reibnitz V (4/29)                  *         *         *       *

v. Michael I (12/31)                             *         *       *        *            *            *          *

WIN: 3/244  MWIN:2/27  MSIZ: 1/24 BARP: 0/1   LARG: 0/128  MRAN: 3/6

CLMR:2/4   CMWIN: 1/3



Das Bündnis aus SPD, DDP und HG mit 19 von 35 Mandaten (v.Reibnitz IV) bildete  zunächst die neue Regierungskoalition. Diese Koalition war minimal gewin�nend (MWIN)bei minimalem Range (MRAN) ohne jedoch verbunden zu sein. Die Kriterien des Minimal Size (MSIZ) und der Bargaining Propositions (BARP), sowie das 2/3 m-Kriterium (LARG) wurden von dem Kabinett von Reibnitz IV nicht erfüllt. Im Jahr 1929 wurde die bestehende Regierungskoalition zusätzlich um die DVP erweitert. Die Regierungskoalition war nun zu einer verbundenen Minimal Range Koalition (CLMR) geworden, die jedoch immer noch nicht minimal gewin�nend war. Diese Koalition, die von der SPD bis zu dem HG reichte, amtierte in Mecklenburg-Strelitz bis Ende 1931.

Das Ende der "Großen Koalition" im Reichstag führte auch zum Auseinanderfallen der Koalition im Landtag von Mecklenburg-Strelitz. Im Dezember 1931 übernahm eine verbundene minimale Gewinnkoalition, die von der DDP bis zur VRP reichte (mit 18 Mandaten), die Regierungsgeschäfte (Kabinett v. Michael I) bis zur 1932er Wahl in Mecklenburg-Strelitz. 

Tabelle 55

Die Regierungskoalitionen in Mecklenburg-Strelitz  

Mecklenburg-Strelitz  13.03.1932   m > = 18

Parteien     		KPD   SPD   DDP   VHuG   DNVP   NSDAP

Pol. Skala           	   1        2         3           4          5             6   

Mandate             	   3       10        1           1         11            9

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

v. Michael II (4/32)                                                      *            *

WIN: 1/32   MWIN:1/3   MSIZ: 0/1  BARP: 1/3   LARG: 0/16   MRAN: 1/5

CLMR:1/2   CMWIN: 1/1

Von Michael behielt nun mit einer Koalition aus DNVP und NSDAP ( 20 Mandate ) das staatsleitende Amt. Die letzte Regierungskoalition in Mecklenburg-Strelitz war er�neut eine optimale Modellkoalition gemäß der spieltheoretischen Koalitionstheorie. Sie erfüllte die Kriterien der verbundenen Minimal Winning Koalition (MWIN und CMWIN), der Bargaining Propositions (BARP) , sowie des Minimal Range bei Verbundenheit (MRAN und CLMR)  und war gleichzeitig der Core  der Power Excess Theory van Deemens. 

Damit war Mecklenburg-Strelitz ein weiteres Land, in dem die NSDAP bereits vor 1933 maßgeblich in der Landesregierung beteiligt war. 





Mecklenburg - Strelitz und die "Power Excess" Theorie



Mecklenburg-Strelitz 1919 

 Parteien             �SPD�DDP�WV��Center Pl.�*����Core�18����Closed Co.�18�� ��Regierungs-

koalitionen�*

*

*�*

*

*� ��Core : 0/1	Closed Core : 0/1



Mecklenburg-Strelitz 1920

 Parteien             �USPD�SPD�DDP�WV��Center Pl.���*���Core� � �-9�9��Closed Co.� � �-9�9��Regierungs-

koalitionen��*

*�*

*� ��Core : 0/1	Closed Core : 0/1













Mecklenburg-Strelitz 1923

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�DVP�BKL�DNVP��Center Pl.���*� � ���Core� � �-7�-13�-15�1��Closed Co.� � �-7�-13�-15�1��Regierungs-

koalitionen� � �*�*�*�*��Core : 1/1	Closed Core : 1/1



Mecklenburg-Strelitz 1927

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�DVP�BKL�VHuG�HG�DNVP��Center Pl.���*�*��� � ��Core�-12

-12

-12

-12







-12

-12�6

6

6

6

6

6

6�-14

-14

-14



-14





-14



-14

-14

-14�-16





-16



-16

-16

-16

-16

-16

-16�

-16



-16



-16



-16



-16



-16�



-16

-16





-16







-16

-16�







-10

-10

-10

-10

-10

-10

-10

-10�













2

2

2

2

2��Closed Co.�-12

�6

�-14

-14

-14�-16

-16

-16�

-16�



-16�

-10

-10�

2

2��Regierungs-

koalitionen��

�*

�

�

�

�

�*

��Core : 0/12	Closed Core : 0/3













Mecklenburg-Strelitz 1928

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�DVP�HG�VHuG�VEBH�DNVP�VRP��Center Pl.���*� �� � � ���Core�-12



-12

-12

-12









-12�8

8







8

8

8�-14

-14

-14

-14

-14

-14

-14

-14



-14

-14� 

-16

-16





-16

-16







-16� 



-10

-10

-10









-10

-10� 

-16



-16



-16



-16





-16�

-16





-16



-16

-16





-16� 



-2

-2

-2









-2

-2� 









-16

-16

-16



-16

-16��Closed Co.�-12�8

8�-14

-14

-14� 

-16

-16� 



-10� 

-16

-16� 

-16

-16� 



-2� 



-16��Regierungs-

koalitionen��*

*�*

*

*� 

*

*�*

*

*� 



*� 



*� 



*� 



*��Core : 1/10	Closed Core : 1/3





Mecklenburg-Strelitz 1932

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�VHuG�DNVP�NSDAP��Center Pl.��� � � *���Core� � � � �2�-2��Closed Co.� � � � �2�-2��Regierungs-

koalitionen� � � � �*�*��Core : 1/1	Closed Core : 1/1



Für Mecklenburg-Strelitz zeigt die Power Excess Theorie erfreulich gute Ergebnisse. Für den Untersuchungszeitraum wurden drei der 26 Core und drei der zehn verbundenen Core Koalitionen, gebildet. Damit zeigt Mecklenburg-Strelitz besonders gute Ergebnisse in bezug auf die Theorie van Deemens. Die Betrachtung der  Regierungen mit Beteiligung des Center Player ist ähnlich gut. Elf der zwölf Landesregierungen waren Regierungen mit dem Center Player. 

�3.3.11   Hamburg



Stellvertretend für die Hansestädte (Freie und Hansestädte) soll hier die Hansestadt Hamburg mit der ihr besonderen Art der Verfassung beschrieben und vorgestellt werden. 

Die Bürgerschaft Hamburgs wurde für eine Legislatur�periode von drei Jahren Dauer gewählt ( Art. 13 ). Die vorzeitige Beendig�ung der Legislaturperiode erfolgte durch Selbstauflösung der Bürgerschaft mit absoluter Mehrheit ihrer Vertreter ( Art. 14 ) oder durch Volksentscheid ( Art. 36 ), der vom Senat der Stadt Hamburg herbeigeführt werden mußte. Die Landesregierung wurde durch den Senat ( Art. 32 ) gebildet, welcher von der Bürgerschaft mit absoluter Mehrheit gewählt wurde ( Art. 34 ). Der Senat wählte in geheimer Abstimmung aus seiner Mitte heraus den Regierungschef (= 1. Bürgermeister) und dessen Stellvertreter (= 2. Bürgermeister) für die Dauer eines Jahres bei erlaubter Wiederwahl (Art. 32, 34, 41). Die Mitglieder des Senates waren  vom Vertrauen der Bürgerschaft Hamburgs abhängig (Art. 36). Sie konnten gleichzeitig dem Senat und der Bürgerschaft angehören (Art. 10). 

In Hamburg fand sich darüber hinaus eine abweichende Regelung bezüglich des Mißtrauensvotums in der Verfassung niedergelegt. Während in der Regel ein Mißtrauensantrag und dessen Beschluß zum Rücktritt der Betroffenen verpflichtete, konnte der Hamburger Senat, wenn ihm insgesamt das Mißtrauen ausgesprochen worden war oder wenn er geschlossen für ein durch Mißtrauensbeschluß betroffenen   Minister   (Senator) eintrat, einen Volksentscheid darüber herbeiführen, ob er zurückzutreten habe oder eine Bür�gerschaftsneuwahl stattzufinden habe (Art. 36). Damit war die direkte parlamentarische Kontrolle durch die Bürgerschaft und die in ihr vertretenen Parteien auffällig eingeengt. Ein zurück�getretener Senat führte die Geschäfte bis zur Wahl eines neuen Senates weiter (Art. 37). Diese Regelung, die Hamburg mit vielen Ländern der Weimarer Republik gemeinsam hatte, sollte auch gegen Ende der Weimarer Republik in Hamburg zu dem bereits bekannten Phänomen der geschäftsführenden Minderheitenregierung führen. 

Das Recht zur Notverordnung stand einem aus der Bürgerschaft gewählten Bürgerausschuß zu (Art. 31). Dieses Not�verordnungsrecht galt jedoch lediglich für Fälle " von geringer Bedeutung " (Art. 31, Abs. 3) und auf Antrag des Senates in dringenden Fällen. Wichtiger war auch hier das auf Art. 48 der Weimarer Reichsverfassung gestützte Recht zur Notverordnung durch Beistand des Reiches. 

Ein Notverordnungsrecht des Senates kannten die Verfassungen Bremens und Lübecks nicht. 

Die im März 1919 gewählte Bürgerschaft Hamburgs 



Tabelle 56

Die Regierungskoalitionen in Hamburg  

Hamburg  16.03.1919   m > = 75

Parteien     	USPD   SPD   GWB   DDP   DVP   WP    DNVP

Mandate              2        82        4         33       13        9          6

-------------------------------------------------------------------------

(keine Auswertung)



berief einen Senat, der sich zur einen Hälfte aus Mitgliedern des alten Senates vor dem Novemberumsturz und somit aus den alten Hamburger Bürgerfamilien zusammensetzte, zur anderen Hälfte aus Mitgliedern der Mehrheitssozialisten. Lediglich das Amt des 2. Bürgermeisters war mit einem Politiker der SPD Hamburgs besetzt. Eine koalitionstheoretische Auswertung dieses Senates wird nicht durchgeführt, da sich im Einzelnen nicht verfolgen ließ, welche Fraktionen oder Koalitionen zur Bildung dieses Senates tätig wurden. Im Frühjahr 1919 übernahm Sthamer, ebenfalls ein Mitgl�ied aus dem alten Senat das Amt des 1. Bürgermeisters, der nach kurzer Zeit � vom Senator Diestel abgelöst wurde. Unter Diestel gelang die Annahme der neuen hamburgischen Verfassung. Die darauf abgehaltenen Wahlen des Jahres 1921 führten in der Bürgerschaft zu folgender Mandatsverteilung:



Tabelle 57

Die Regierungskoalitionen in Hamburg  

Hamburg  20.02.1921   m > = 81

Parteien          KPD	USPD   SPD   GWB   DDP    Z      DVP   WP    DNVP

Pol. Skala         1.5        1.5        3         4          5       6         7         8          9 

Mandate           17          2         67        3         23      2        23        5         18  

-------------------------------------------------------------------------------------

Petersen I                                 *                      *

WIN : 1/256   MWIN : 1/5   MSIZ : 0/1  BARP : 1/4   LARG : 0/171  MRAN : 1/4

CLMR : 0/2   CMWIN : 0/0



Die SPD hatte ihre absolute Mehrheit eingebüßt. Nach der 1919er Wahl war sie der dictator in der Bürgerschaft gewesen und somit die einzige verbundene Minimale Gewinnkoalition mit geringstem Range, sowie der Core des Koalitionsspieles.

Die Mehrheit der hamburgischen Bürgerschaft wurde nun von den Parteien SPD und DDP (mit zusammen 90 Mandaten) gestellt, also von einer minimalen Gewinnkoalition (MWIN) geringster Anzahl Beteilig�ter (BARP) und minimaler Reichweite (MRAN) auf der eindimensionalen, ordinalen Rechts-Links Skala. An der Führung des hamburgischen Senates änderte sich nach dieser Wahl nichts. Als schließlich im Winter 1923/24 der Tod des Bürgermeisters Diestel einen Wechsel an der Senatsspitze erforderlich machte, trat der DDP Politiker Peter�sen (Petersen I) an die Spitze des Senates. Er war der erste Vertreter einer politischen Partei im höchsten Amt der Hanses�tadt Hamburg.

Bei den Wahlen im Oktober 1924 verloren die Parteien SPD und DDP ihre Mehrheit in der Bürgerschaft Hamburgs.



Tabelle 58

Die Regierungskoalitionen in Hamburg  

Hamburg  26.10.1924   m > = 79  �

Parteien          KPD	SPD   DDP    Z      DVP     GT     DNVP    NSB 

Pol. Skala          1          2         3       4         5          6           7           8

Mandate           24        53        21     2        23          2          28          4

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Petersen II (10/24)        *          *                 *

WIN : 1/128   MWIN : 1/16  MSIZ : 0/6  BARP : 0/1   LARG : 0/63   MRAN : 1/4

CLMR : 0/3   CMWIN : 0/2



Die bisher bestehende Koalition wurde zusätzlich um die DVP erweitert. Die neue Koalition aus SPD, DDP und DVP, die zusammen über 97 Mandate Stimmengewicht verfügte und somit eine minimale Gewinnkoalition (MWIN) mit minimalem Range (MRAN) war ohne jedoch verbunden zu sein, wählte einen neuen Senat aus Politikern der Par�teien SPD, DDP  und  DVP. Im Oktober 1927 erfolgte die nächste Neuwahl der Bürgerschaft.  Die Wahl führte zu nur geringen Änderungen der Mandate der Ak�teure. Bereits nach kürzester Zeit wurde diese Wahl vom Reichs�gerichtshof für ungültig erklärt�.



�Tabelle 59

Die Regierungskoalitionen in Hamburg  

Hamburg  09.10.1927   m > = 81 

Parteien          KPD	SPD   DDP    Z      DVP     WP    DNVP    VRP   NSDAP 

Mandate           27        63       16      2        18         6           25          1           2

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

(keine Auswertung da die 1927er Wahl für ungültig erklärt worden war)

Im Februar 1928 kam es schließlich zur Wiederholungswahl.



Tabelle 60

Die Regierungskoalitionen in Hamburg  

Hamburg  19.02.1928   m > = 81 

Parteien          KPD	SPD   DDP    Z      DVP     WP     DNVP    VRP    NSDAP

Pol. Skala          1          2         3       4         5           6           7           8            9

Mandate           27        60       21      2        20           4          22          1            3

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Petersen II 

( seit 10/24)                    *         *                *

Roß (1/29)                     *         *                *

WIN : 2/255   MWIN : 0/8  MSIZ : 0/2  BARP : 0/3   LARG : 0/198  MRAN : 0/2  

CLMR : 0/2   CMWIN : 0/2



Nach der regulären und anerkannten Wahl 1928 verfügten SPD und DDP erneut wieder über die Mehrheit in der Bürgerschaft Hamburgs (81 Mandate ; dies bedeutete das Erfüllen der Kriterien der verbundenen minimalen Gewinnkoalition (MWIN) geringster Größe an Stim�mgewicht (MSIZ), geringster Anzahl Beteiligter (BARP), sowie Verbundenheit bei minimaler Reichweite (MRAN und CLMR) ).  Dennoch blieb die "Große sozialdemok�ratisch-bürgerliche Koalition" aus der SPD mit den liberalen Parteien DDP (linksliberal) und DVP (rechtsliberal) be�stehen und bildete erneut den Senat der Hansestadt Hamburg unter dem Bürgermeister Petersen. Diese 101 Mandate starke Koalition erfüllte lediglich das Winning Kriterium. 

Für die Dauer vom 01.01.1929 bis zum 31.12.1931 wurde aufgrund einer Abrede zwischen SPD und DDP das Amt des 1. Bürgermeisters an den 2. Bürgermeister Roß übergeben. 

Mit der 1931er Wahl zeigte sich für die Zusammensetzung der hamburgischen Bürgerschaft ein völlig neugestaltetes Akteursgefüge. Die NSDAP zog mit 43 Mandaten in die Bürgerschaft ein und wurde damit zur zweitstärksten und zweit�mächtigsten Fraktion  �. Die bisherigen Regierungsparteien gerieten in die Minderheit. 



Tabelle 61

Die Regierungskoalitionen in Hamburg  

Hamburg  27.09.1931   m > = 81 

Parteien          KPD	SPD   DDP    Z      DVP     WP     CSVD   DNVP    NSDAP

Pol. Skala          1          2         3        4        5           6         7.5         7.5            9   

Mandate           35        46       14       2        7           2           2            9            43

--------------------------------------------------------------------------------------------------------

Roß ( bis 12/31)            *         *                  *

WIN : 0/253   MWIN : 0/8  MSIZ : 0/1  BARP : 0/2   LARG : 0/121  MRAN : 0/62

CLMR : 0/2   CMWIN : 0/2



Die Parteien der vormaligen Regierungskoalition verfügten zusam�men über lediglich 67 Mandate und waren damit eine verlierende Koalition. Die nach der hamburgischen Verfassung notwendige Senatsneuwahl war in dieser Situation unmöglich geworden. Der Senat blieb also geschäftsführend im Amt, da die externe Opposition zu den Parteien SPD, DDP und DVP nicht in der Lage war, sich auf einen neuen Senat zu verständigen. Der Minderheiten�senat aus SPD, DDP und DVP regierte mit Hilfe der Notverordnun�gen. Die optimale Lösung des Koalitionsspieles hätte in dieser Situation aus der nicht realisierten Koalition aus SPD und KPD bestanden, an die aufgrund der reichsweiten Ereignisse zu diesem Zeitpunkt wohl niemand zu denken wagte. Die SPD-KPD Koalition hätte alle Kriterien der spieltheoretischen Koalitionsmodelle erfüllt (außer 2/3 m-Kriterium). Auch mit van Deemens Instrumentarium wird diese Koalition vorhergesagt. 

Im Januar kehrte verabredungsgemäß der 2. Bürgermeister Petersen wieder auf den Posten des 1. Bürgermeisters zurück. 

Die total verfahrene Situation Hamburgs sollte, wie dies auch bereits in anderen Ländern üblich war, durch eine einstimmig beschlossene Selbstauflösung der Bürgerschaft und eine  anschließende Neuwahl über�wunden werden. Die Bürgerschaftsneuwahl des Jahres 1932 führte jedoch zu keinerlei Änderung in bezug auf die Koalitionsbildung.

�Tabelle 62

Die Regierungskoalitionen in Hamburg  

Hamburg  24.04.1932   m > = 81 

Parteien          KPD	SPD   DDP    Z      DVP     WP     CSVD   DNVP    NSDAP

Pol. Skala          1          2         3        4        5           6         7.5         7.5            9   

Mandate           26        49       18       2        5           1           1            7            51

-------------------------------------------------------------------------------------------

Petersen 

( bereits ab 1/32)           *         *                  *

WIN : 0/253   MWIN : 0/13  MSIZ : 0/6  BARP : 0/1   LARG : 0/130  MRAN : 0/13 

CLMR : 0/5   CMWIN : 0/1



SPD, DDP und DVP waren erneut nicht mehrheitsfähig - die Komple�mentärmenge war sich lediglich in der Op�positionspolitik einig und nicht in der Lage, einen neuen Senat zu wählen. Die NSDAP wurde zur stärksten Partei. Die regierende Minderheitenkoalition unter Petersen blieb nach wie vor ohne parlamentarische Mehrheit. Bis zum 07.03.1933  und der Übernahme der Regierungsgeschäfte durch die NSDAP, behielt Petersen die geschäftsführende Leitung des Senates in Hamburg - eine Entwicklung, die sich wie bereits weiter oben beschrieben, in vielen Ländern der Weimarer Republik parallel entwickelt hatte.  





Hamburg und die "Power Excess" Theorie



Hamburg 1921

 Parteien             �KPD�USPD�SPD�GWB�DDP�Z�DVP�WP�DNVP��Center Pl.���*��� � � ���Core�-50��50��� � � � ��Closed Co.�-52�-82�48��� � � � ��Regierungs-

koalitionen���*��*� � � � ��Core : 0/1	Closed Core : 0/1

�Hamburg 1924

 Parteien             �KPD� SPD�DDP�Z�DVP�GT�DNVP�NSB ��Center Pl.��� *��� � ���Core�-31

-31��-37

-37�-75�� 

-75�-23

-23�-71

-71��Closed Co. � � �-38�-76�-34�-76�-24�-72��Regierungs-

koalitionen��*�*� �*� � � ��Core : 0/2	Closed Core : 0/1





Hamburg 1928

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�Z�DVP�WP�DNVP�VRP�NSDAP��Center Pl.��*� ��� � � ���Core� �39

39�-39

��

-41� � � 

-79� ��Closed Co.� �39�-39��� � � � ��Regierungs-

koalitionen��*

*�*

*� �*

*� � � � ��Core : 0/2	Closed Core : 0/1



Hamburg 1931

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�Z�DVP�WP�CSVD�DNVP�NSDAP��Center Pl.��*� ��� � � ���Core�-11�11� ��� � � � ��Closed Co.�-11�11� ��� � � � ��Regierungs-

koalitionen��*�*� �*� � � � ��Core : 0/1	Closed Core : 0/1

�

Hamburg 1932

 Parteien             �KPD�SPD�DDP�Z�DVP�WP�CSVD�DNVP�NSDAP��Center Pl.���*��� � � ���Core� �17

17�-45

-45

-45�-77�-71

-71

-71� 

-79� 

-79�-67 

-67

-67� 



21��Closed Co.� �16�-46�-78�-72�-80� �-68� ��Regierungs-

koalitionen��*�*� �*� � � � ��Core : 0/3	Closed Core : 0/1



Den Abschluß  der Untersuchung bildet die Hansestadt Hamburg. Hier zeigt die Anwendung der Power Excess Theorie wie bereits in Hessen und Baden die schlechtesten Ergebnisse. Von den insgesamt neun möglichen Core und fünf möglichen Closed Core Koalitionen wurde über den Beobachtungszeitraum nicht eine in Form einer Regierungskoalition realisiert. Der Center Player der Bürgerschaft war hingegen in sechs von sechs Fällen an der Regierungskoalition beteiligt. 

�4. Zusammenfassung der Ergebnisse

4.1. Vergleichender Theorietest - der Prognoseerfolg der Theorien 



Im Anschluß an die Vorstellung und Überprüfung der ausgewählten Koalitionstheorien am Beispiel der Regierungsbildung in den elf untersuchten Ländern der Weimarer Republik, soll in diesem Kapitel abschließend der Versuch unternommen werden, den Prognoseerfolg sowie die Erklärungskraft der getesteten Koalitionsmodelle genauer zu bestimmen. Dazu werden zunächst die Ergebnisse der Kalkulationen in einer Gesamtübersicht dargestellt werden. Die Tabelle 63 gibt die Anzahl der möglichen Prognosen der getesteten Koalitionstheorien in bezug auf die Regierungsbildung in den elf untersuchten Länder der Weimarer Republik wieder. 



Tabelle 63 

Prognosen gemäß der Theorien

                                                                                                                                                                                        

Land�2N�WIN�MWIN�MSIZ�BARP�LARG�MRAN�CLMR�CMWIN�CORE�CL.CO��Preuss.�1280�640�49� 7�23�295�14� 7� 2� 3�3��Bayern�448�221�33�7� 8�118�12� 9� 7� 4�4��Sachsen�960�474�64�16�36�265�14�12�10� 8�5��Thürin.�720�357�63�25�25�186�26�15� 6�14�6��Baden�1680�831�85�36� 6�468�18�13�8�17�6��Württ.�512�254�48�11�11�115�15�11� 6�8�5��Hessen�1856�922�61�18�10�512�32�15�7�10�5��Wald.�128� 64�12� 8� 8� 45� 8� 6� 5� 5�3��Lippe�496�247�38�32�10�160�15�11� 9� 19�9��Meck.S.�920�438�59�46�10�235�33�19�12�26�10��Hamb.�2304�1145�50�16�11�683�25�14� 7�  9�5��Summe�11304�5593�562�222�158�3082�212�132�79�123�61��

Die Spalte 2N gibt alle möglichen Koalitionen an, also nicht nur die Gewinnkoalitionen sondern auch die Verliererkoalitionen, die das formulierte m-Kriterium nicht  überschreiten.   Dieser Übersichtstabelle steht die Tabelle 64 gegenüber. In Tabelle 64 findet sich eine Auszählung der tatsächlich realisierten Koalitionen über alle Länder hinweg. Mit Reg.  ist die Anzahl der Landesregierungen über den Beobachtungszeitraum angegeben, Ci bezeichnet Regierungen mit Beteiligung des Center Player . 

Tabelle 64

Tatsächlich realisierte Koalitionen 

                                                                                                                                                                        

LAND�Reg.�Ci�WIN�MWIN�MSIZ�BARP�LARG�MRAN�CLMR�CMWIN�CORE�CL.CO��Preuss.�7�6�3�0�0�0�3� 0� 0� 0� 0� 0��Bayern�7�7� 7�3� 0� 0� 2� 3� 3� 2� 0�2��Sachsen�13�11� 8� 4� 1� 4� 5�5�5� 4� 1� 2��Thürin.�9�9� 2� 2� 0� 1� 0� 2� 1� 1� 0� 1��Baden�13�13� 13� 0� 0� 0� 12� 10� 10� 0� 0� 0��Württ.�7�7� 5� 2� 0� 2� 2� 2� 1� 1� 1� 1��Hessen�7�7� 5� 0� 0� 0� 1� 4� 4� 0� 0� 0��Wald.�0�0� 0� 0� 0� 0� 0� 0� 0� 0� 0� 0��Lippe�10�7� 5� 1� 1� 0� 3� 0� 0� 0� 1� 0��Meck.S.�12�11� 10� 6� 2� 3� 3� 7� 6� 5� 3� 3��Hamb.�  6�6� 4� 2� 0� 1� 0� 2� 0� 0� 0� 0��Summe�91�84�62�20�4�11�31�35�30�13�6�9��            

Im Vergleich zur Reichsebene wird hier bereits ein Unterschied in bezug auf die Anzahl der Minderheitenregierungen deutlich. Während in den Ländern von 91 Regierungen 29 Minderheitenkabinette amtierten ( ca. 32 % ), wurden auf Reichsebene immerhin von 22 Reichsregierungen 11 Minderheitenkabinette ( 50 % ) festgestellt  � . Das läßt zunächst den vorsichtigen Schluß zu, daß der Parlamentarismus in den Ländern, sowie die Regierungsbildung  mit Hilfe von Koalitionen, in den Ländern der Weimarer Republik  besser funktioniert hat als auf Reichsebene. Die graphische Umsetzung dieser Tabelle gibt einen eindrucksvollen Überblick über die Anzahl der richtigen Prognosen bezüglich der getesteten Koalitionstheorien. Bei dieser rein deskriptiven Betrachtung fällt eines deutlich auf : während der Prognoseerfolg der reinen Size Theorien eher unbefriedigend ist, zeigen die Theorien, die die Policy Positionen der Akteure mit berücksichtigen, eine höhere Erfolgsquote. 

�Ein einfacher Quotient zwischen der Anzahl der Prognosen einer Theorie und der Anzahl der tatsächlich realisierten Regierungskoalitionen, die die Kriterien der jeweiligen Theorie erfüllen, verdeutlicht dieses Ergebnis . 



Tabelle 65

Übereinstimmung der tatsächlichen Regierungskoalitionen 

mit den Prognosen der Theorien 



 2N�   0.0081�� WIN�   0.1103�� MWIN�   0.0356�� MSIZ�   0.0180�� BARP�   0.0696�� LARG�   0.0100�� MRAN�   0.1651�� CLMR�   0.2273�� CMWIN�   0.1646�� CORE�   0.0488�� CLOSED CORE�   0.1475��

Die Theorie der verbundenen Koalition minimaler Reichweite ( = CLMR, de Swaan ) besitzt mit einer 22.73 prozentigen Übereinstimmung ihrer Prognosen mit den tatsächlich realisierten Regierungen, die dieses Kriterium erfüllten, den besten Wert. Die Theorie des Minimal Range ( = MRAN ), der minimalen Gewinnkoalition bei Verbundenheit ( = CMWIN, Axelrod ) und die verbundene Version der Theorie van Deemens liegen mit hoher Übereinstimmung zwischen ihren Prognosen und den tatsächlich realisierten Regierungskoalitionen im zufriedenstellenden Bereich der Betrachtung.  Im folgenden soll nun noch mit Hilfe eines Wahrscheinlichkeitsmodelles der Prognoseerfolg der getesteten Koalitionstheorien kalkuliert werden. Dazu wurde die binomial verteilte Wahrscheinlichkeitsfunktion gewählt. Diese Binomialverteilung läßt sich auf Probleme anwenden, denen ein einfaches Urnenmodell als Versuchsschema zugrunde liegt. Dabei ist die Klärung der Frage von Interesse, wie oft in einer Reihe von  n-Zügen mit Zurücklegen k-mal das gesuchte Ereignis  E auftritt.  Die Entscheidung fiel deswegen auf ein Versuchsschema mit Zurücklegen , da in den Ländern der Weimarer Republik durchaus dieselbe Regierungskoalition zu mehreren Zeitpunkten gebildet werden konnte. Wegen des Zurücklegens wird jeder Zug als unabhängiges Ereignis angesehen. Über die  Prozesse der Regierungsbildung zu den verschiedenen Zeitpunkten wird also angenommen, daß diese sich gegenseitig nicht beeinflussen. 

Nach dem Multiplikationsgesetz ist    pk   *  ( 1- p ) n-k    die Wahrscheinlichkeit und die Gegenwahrscheinlichkeit für das Ziehen von k-richtigen und (n-k) falschen Regierungen. Für die Reihenfolge, in der die k-richtigen und die (n-k) falschen Regierungen gezogen werden gibt es genau ( �EINBETTEN Equation ��� )  =  �EINBETTEN Equation ��� verschiedene Permutationen. 

                          Die Formel  PE =   (  �EINBETTEN Equation ���  )  *  ( p ) k   * ( 1 - p ) n-k 

gibt also an, wie wahrscheinlich es ist, bei  n  Zügen  k  richtige  Regierungen zu ziehen. Als Wahrscheinlichkeiten p für das Eintreten eines Ereignisses wurde der in Tabelle 65 bereits verwendete Quotient benutzt. Für die Länder der Weimarer Republik ergibt sich bei Anwendung des oben beschriebenen Wahrscheinlichkeitsmodelles folgendes Bild für den Prognosegehalt der getesteten Koalitionstheorien .



Tabelle 66 

Wahrscheinlichkeit PE von 91 Regierungskoalitionen ( 91 Ziehungen ) in den Ländern der Weimarer Republik, keine Regierungskoalition richtig zu ziehen .

bei Anwendung des Kriteriums des  |                PE

 2N�   0.47706�� WIN�   2.40 E-05�� MWIN�   0.03693�� MSIZ�   0.19148�� BARP�   0.00141�� LARG�   0.40068�� MRAN�   7.39 E-08�� CLMR�   6.44 E-11�� CMWIN�   7.81 E-08�� CORE�   0.01053�� CLOSED CORE�   4.93 E-07�� 

Die Tabelle 66 bestätigt auf eindrucksvolle Weise die bisherige Hypothese, die davon ausgeht, daß die Policy-orientierten Koalitionstheorien die Mechanismen der Regierungsbildung mit hoher Wahrscheinlichkeit richtig abbilden und vorhersagen. Die Basiswahrscheinlichkeit bei 91 Ziehungen, die Wahrscheinlichkeit also ohne Theorieanwendung keine der 91 Regierungskoalitionen richtig zu raten, liegt bei ca. 48%. Für diesen Wert wurden alle 2N möglichen Regierungskoalitionen kalkuliert. Dabei liegt die Annahme zugrunde, daß alle 2N möglichen Koalitionen, also auch die Verliererkoalitionen die gleiche Chance haben, realisiert zu werden. Diese Annahme wurde aus dem Vorkommen der 29 Minderheitenregierungen in den Ländern abgeleitet. 

Die Wahrscheinlichkeit bei Anwendung der Policy Theorien falsche Regierungskoalitionen  zu schätzen, ist äußerst gering : CLMR = 6.44 E-11 , CMWIN = 7.81 E-08 , MRAN = 7.39 E-08 , CLOSED CORE = 4.93 E-07 . Der Anhang 1 zeigt die Anwendung dieses Wahrscheinlichkeitsmodelles auf die einzelnen Länder. Dabei läßt sich ebenfalls der Trend feststellen, daß die Policy-orientierten Koalitionsmodelle besonders im Vergleich zum Basismodell des Ratens ohne Theorieanwendung  sehr gute Prognosen liefern. 

�4. 2. Bewertung und Ausblick



Die gewonnenen Ergebnisse des vergleichenden Theorietests bestätigen zunächst deutlich den Erfolg der Policy orientierten Koalitionstheorien. Sie zeigen jedoch auch, daß das reine Raten ohne Theorieanwendung besonders schlecht abschneidet, wenn alle 2N möglichen Koalitionen als gleich wahrscheinlich angesehen werden. Konzentriert man sich hingegen nur auf die 2N-1 möglichen Gewinnkoalitionen und schließt alle Verliererkoalitionen als unrealistisch für die Regierungsbildung aus, so reduziert sich die Irrtumswahrscheinlichkeit des Basismodells um ein Vielfaches  ( von   PE = 0.47706 auf  PE = 2.40 E-05 ) . Die separat getestete neueste Koalitionstheorie van Deemens zeigt nicht die erwartete Leistungsfähigkeit. Nur in ihrer verbundenen Version zeigt sie gute Resultate besonders in den Ländern Bayern, Thüringen und Württemberg. Für die Beteiligung des Center Players  in der Regierungskoalition ist ihr Erfolg am deutlichsten. In 84 der 91 untersuchten Regierungen war der Center Player im Kabinett beteiligt. Die zentrale Stellung des Center Players  im eindimensionalen Raum führt zu einer extrem häufigen Beteiligung in einer Regierungskoalition. 

Nach diesem methodischen Ausblick und im Anschluß an den vergleichenden Theorietest, sollen nun noch einmal die wichtigsten inhaltlichen Ergebnisse der Analyse zusammengetragen werden. Besonders auffällig ist das Vorkommen übermäßiger Koalitionen zu Beginn des Untersuchungszeitraumes. Nur unter Berücksichtigung der institutionellen Vorgaben gelingt hier eine Erklärung dieses Phänomens. Das zur Annahme sowie zur Änderung der Verfassung und des  Wahlgesetzes notwendige Mehrheitskriterium lag gerade nicht bei der absoluten Mehrheit der Landtagsmandate, sondern verlangte eine 2/3 Mehrheit in den Länderparlamenten. Am Beispiel der übermäßigen Koalitionen wird eine erste Schwäche der Size Theorien deutlich. Die Erklärung übermäßiger Koalitionen gelingt nur über zusätzliche Annahmen (z.B. besondere Mehrheitsregeln, Parteienstrategien, Annahmen über das Abstimmungsverhalten bei Unsicherheit bzw. geheimer Abstimmung bei geringer Fraktionsdisziplin, ... )  . Die Annahme, Parteien als Unitary Actors zu behandeln, mußte im Falle Sachsens eingeschränkt werden. Der sächsische Konflikt innerhalb der SPD machte auf die Problematik dieser Annahme aufmerksam. Desweiteren zeigte die Anwendung der Reichsexekution wie vehement die Koalitionsmuster von Seiten der Reichsebene vorgegeben und durchgesetzt wurden. Eines der signifikantesten inhaltlichen Ergebnisse der Untersuchung hängt eng mit der Beurteilung des Parlamentarismus in den Ländern der Weimarer Republik zusammen. So stellte sich in den meisten Ländern der Weimarer Republik ein Trend zu den sogenannten geschäftsführenden Regierungen ein die ihre Arbeit im wesentlichen mit Hilfe der Notverordnungen ( zum Teil mit reichsrechtlicher Ermächtigung ) wahrnahmen. Die politischen Parteien der Länder der Weimarer Republik waren sich im wesentlichen über eine gemeinsame Oppositionspolitik einig, fanden sich auf der anderen Seite jedoch nicht zur Übernahme der Regierungsverantwortung bereit. Die Lösung dieses Dilemmas bestand in den geschäftsführenden Minderheitenregierungen, die die Landesverfassungen durchaus zuließen, und die 1.) ohne sichere parlamentarische Mehrheit mit Hilfe der Notverordnungen dem Parlamentarismus in den Ländern der Weimarer Republik schweren Schaden zufügten und gegen die 2.) alle parlamentarischen Kontrollmechanismen wirkungslos waren. Was dem Parlamentarismus auf Reichsebene die Stellung des Reichspräsidenten und die Präsidialkabinette waren, waren den Ländern diese geschäftsführenden Regierungen. Das Funktionieren des Parlamentarismus in den Ländern der Weimarer Republik wurde mit diesem Phänomen bereits vor dem Sturz der Regierung Müller im Jahre 1930 und lange vor der Gleichschaltung der Länder mit dem Reich am 07.04.1933 stark beeinträchtigt. 

Die Regierbarkeit in den Ländern wurde, ähnlich wie auf Reichsebene, in vielen Fällen durch die "Weimarer Koalition" aus SPD, DDP und Zentrum gewährleistet ( siehe Baden, Württemberg, Hessen, Preussen ). Wie unterschiedlich das Prinzip der Koalitionsregierungen in den Ländern der Weimarer Republik umgesetzt wurde, zeigen vor allem die Beispiele Thüringen und Mecklenburg-Strelitz. Während Thüringen über den Beobachtungszeitraum von Beginn an nicht in der Lage war, eine mehrheitsfähige Koalitionsregierung zustande zu bringen und sich dessen Minderheitenregierungen nur durch wechselseitige Abstimmungsunterstützung im Amt behaupten konnten ( legislative und exekutive Koalitionen unterschieden sich hier ) , zeigt das Land Mecklenburg-Strelitz ein sehr gutes Funktionieren des Prinzips der Koalitionsregierung. Die politischen Parteien dieses Landes waren auf den internen Wettbewerb eingestellt, was daran deutlich wird, daß die unterschiedlichsten Regierungskoalitionen stets parlamentarisch mehrheits- und handlungsfähig waren. 

Schließlich darf der Hinweis auf eine Verfeinerung der spieltheoretischen Koalitionsmodelle nicht vergessen werden. Der Test der Theorien sowie ihr Prognoseerfolg wurde in dieser Analyse auf die Annahme gestützt, daß eine lediglich eindimensionale, ordinale Rechts-Links-Skala notwendig und vor allem ausreichend sei, die Akteure im politischen Raum abzubilden. Auf dieser Annahme fand die Beurteilung der getesteten Koalitionstheorien statt. Daß eine eindimensionale, ordinale Rechts-Links-Skala auf keinen Fall ausreichend sein kann, bestätigte die empirische Anwendung auf die Regierungsbildung in den Ländern der Weimarer Republik. Bei Zugrundelegung einer rein wirtschaftspolitischen Skala würden zum Beispiel die Parteien KPD und NSDAP benachbarte Positionen einnehmen, da sie die Ablehnung der kapitalistischen Wirtschaftsordnung gemeinsam haben. Auch zeigten die Ereignisse in Bayern eindrucksvoll, daß die Parteipositionen in bezug auf die Religionspolitik deutlich von denen des Rechts-Links Schemas abweichen. Die Erkenntnisse der wissenschaftlichen Forschung über räumliche Modelle stellen m.E. die wertvollsten inhaltlichen und methodischen Erweiterungen der Policy-orientierten Koalitionstheorie zur Verfügung. 
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�6. Anhang



Preussen

2N�0.9621��WIN�0.9675��MWIN�-��MSIZ�-��BARP�-��LARG�0.9307��MRAN�-��CLMR�-��CMWIN�-��CORE�-��CL.CORE�-��

Bayern

2N�0.8956��WIN�0.7981��MWIN�0.5132��MSIZ�-��BARP�-��LARG�0.8875��MRAN�0.1335��CLMR�0.0587��CMWIN�0.0948��CORE�-��CL.CORE�0.0078��



�Sachsen

2N�0.8380��WIN�0.8023��MWIN�0.4321��MSIZ�0.4321��BARP�0.2163��LARG�0.7814��MRAN�0.0032��CLMR�0.0009��CMWIN�0.0013��CORE�0.1762��CL.CORE�0.0013��

Thüringen

2N�0.8929��WIN�0.9507��MWIN�0.9716��MSIZ�-��BARP�0.6925��LARG�-     ��MRAN�0.4867��CLMR�0.5378��CMWIN�0.1939��CORE�-��CL.CORE�0.1939��

�Baden   

2N�0.9044��WIN�0.8151��MWIN�-��MSIZ�-��BARP�-��LARG�0.7138��MRAN�2.64E-05��CLMR�5.27E-09��CMWIN�-��CORE�-��CL.CORE�-��



Württemberg

2N�0.9079��WIN�0.8699��MWIN�0.7427��MSIZ�-��BARP�0.2455��LARG�0.8844��MRAN�0.3674��CLMR�0.5132��CMWIN�0.2792��CORE�0.3927��CL.CORE�0.2097���Hessen  

2N�0.9737��WIN�0.9628��MWIN�-��MSIZ�-��BARP�-��LARG�0.9868��MRAN�0.3927��CLMR�0.1141��CMWIN�-��CORE�-��CL.CORE�-��

Lippe   

2N�0.8154��WIN�0.8145��MWIN�0.7660��MSIZ�0.7283��BARP�-��LARG�0.8271��MRAN�-��CLMR�-��CMWIN�-��CORE�-��CL.CORE�-���Mecklenburg-Strelitz

2N�0.8536��WIN�0.7582��MWIN�0.2761��MSIZ�0.5864��BARP�0.0138��LARG�0.8568��MRAN�0.0572��CLMR�0.0105��CMWIN�0.0015��CORE�0.2296��CL.CORE�0.0138��

Hamburg 

2N�0.9845��WIN�0.9798��MWIN�0.7828��MSIZ�-��BARP�0.5645��LARG�-      ��MRAN�0.6064��CLMR�-��CMWIN�-��CORE�-��CL.CORE�-��
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